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te der Informationsgesellschaft (ABI. EG Nr. L 204 S 37), zuletzt gendert durch die Richtlinie 98/48/EG des Européi-
schen Parlaments und des Rates vom 20. Juli 1998 (ABI. EG Nr. L 217 S. 18), sind beachtet worden.
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fahren schwerer Unfalle mit gefahrlichen Soffen, zur Anderung und anschlieRenden Aufhebung der Richtlinie
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Erster Tell - Allgemeine Vorschriften
§ 1 Anwendungsbereich

(1) Dieses Gesetz gilt fur bauliche Anlagen und Bauprodukte. Es gilt auch fur Grundstiicke sowie fur andere
Anlagen und Einrichtungen, an die in diesem Gesetz oder in Vorschriften aufgrund dieses Gesetzes Anforderun-
gen gestellt werden.

(2) Dieses Gesetz gilt nicht fur

1. Anlagen des offentlichen Verkehrs einschliefdich Zubehér, Nebenanlagen und Nebenbetriebe, ausgenom-
men Gebdude,

2. Anlagen, die der Bergaufsicht unterliegen, ausgenommen Gebaude,

Leitungen, die der 6ffentlichen Versorgung mit Wasser, Gas, Elektrizitét, Warme, der 6ffentlichen Abwas-
serentsorgung oder der Telekommunikation dienen,

Rohrleitungen, die dem Ferntransport von Stoffen dienen,

Krdne und Krananlagen mit Ausnahme der Kranbahnen und Kranfundamente,

Schiffe und schwimmende Anlagen in Héfen, fir die wasserverkehrsrechtliche Regel ungen getroffen sind,
Messestdnde in Messe- und Ausstellungsgebauden.

w

N o g A

§ 2 Begriffe

(1) Bauliche Anlagen sind mit dem Erdboden verbundene, aus Bauprodukten hergestellte Anlagen; eine Verbin-
dung mit dem Boden besteht auch dann, wenn die Anlage durch eigene Schwere auf dem Boden ruht oder auf
ortsfesten Bahnen begrenzt beweglich ist oder wenn die Anlage nach ihrem Verwendungszweck dazu bestimmt
ist, Uberwiegend ortsfest benutzt zu werden. Bauliche Anlagen sind auch

Aufschittungen und Abgrabungen,

Lagerplétze, Abstellplétze und Ausstellungsplétze, ausgenommen Bootd agerplétze am Meeresstrand,
Campingplétze,

Stellplétze fur Kraftfahrzeuge und deren Zufahrten, Abstellanlagen fir Fahrréader,

kinstliche Hohlrédume unter der Erdoberflache,

Sport- und Spielfléachen,

Bolz- und Kinderspielplétze,

Freizeit- und Vergniigungsparks,

. Golfplétze,

10. Sportboothafen,

11. Geruste,

12. Hilfseinrichtungen zur statischen Sicherung von Bauzustéanden.

Anlagen sind bauliche Anlagen und sonstige Anlagen und Einrichtungen im Sinnedes 8 1 Abs. 1 Satz 2.
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(2) Barrierefrel sind bauliche Anlagen, soweit sie fir Menschen mit Behinderung in der allgemein Ublichen Wei-
se, ohne besondere Erschwernis und grundsétzlich ohne fremde Hilfe zugénglich und nutzbar sind.

(3) Gebadude sind selbststandig benutzbare, Uberdeckte bauliche Anlagen, die von Menschen betreten werden
kénnen und geeignet oder bestimmt sind, dem Schutz von Menschen, Tieren oder Sachen zu dienen.

(4) Gebaude werden in folgende Gebdudeklassen eingeteilt, wobei sich die mal3gebliche Hohe nach Satz 2 be-
stimmt:

1. Gebaudeklasse 1:

a) freistehende Gebaude mit einer Hohe bis zu 7 m und nicht mehr als zwel Nutzungseinheiten- von ins-
gesamt nicht mehr als 400 m? und

b) freistehendeland- oder forstwirtschaftlich genutzte Gebaude,



2. Gebaudeklasse 2:

Gebdude mit einer Hohe bis zu 7 m und nicht mehr als zwel Nutzungseinheiten von insgesamt nicht mehr
als 400 m?,

3. Gebdudeklasse 3:

sonstige Gebaude mit einer Héhe biszu 7 m,
4. Gebaudeklasse 4

Gebaude mit einer Hohe bis zu 13 m und Nutzungseinheiten mit jeweils nicht mehr als 400 mz,
5. Gebdudeklasse 5:

sonstige Gebaude einschliefdlich unterirdischer Gebaude.
Hohe im Sinne des Satzes 1 ist das Mal3 der FulRbodenoberkante des héchstgel egenen Aufenthaltsraumes tber
der festgelegten Geldndeoberflache im Mittel an den Gebaudeaul3enwéanden des jeweiligen Gebaudes. Die fest-
gelegte Geléndeoberflache ist die in einem Bebauungsplan festgesetzte oder in der Baugenehmigung oder Teil-
baugenehmigung bestimmte Gelandeoberfléche; andernfalls gilt die Hohe der natirlichen Geldndeoberflache als

festgelegt. Die Grundfléchen der Nutzungseinheiten im Sinne dieses Gesetzes sind die Brutto-Grundfl&chen; bei
der Berechnung der Brutto-Grundfl&chen nach Satz 1 bleiben Flachen in Kellergeschossen aul3er Betracht.

(5) Sonderbauten sind Anlagen und Raume besonderer Art oder Nutzung, die einen der Tatbestdnde des § 51
Abs. 2 erflllen.

(6) Aufenthaltsrdume sind R&ume, die zum nicht nur voribergehenden Aufenthalt von Menschen bestimmt oder
geeignet Snd.

(7) Geschosse sind oberirdische Geschosse, wenn ihre Deckenoberkanten im Mittel mehr als 1,40 m Uber die
festgelegte Geldndeoberflache hinausragen; im Ubrigen sind se Kelergeschosse. Hohlrdume zwischen der
obersten Decke und der Bedachung, in denen Aufenthaltsrdume nicht mdglich sind, sind keine Geschosse.

(8) Vollgeschosse sind oberirdische Geschosse, wenn se Uber mindestens drei Viertel ihrer Grundfl&che eine
Hohe von mindestens 2,30 m haben. Ein gegeniiber mindestens einer Auffenwand des Gebaudes zuriickgesetztes
oberstes Geschoss oder ein Geschoss mit mindestens einer geneigten Dachfléche ist ein Vollgeschoss, wenn es
Uber mindestens drei Viertel der Grundflache des darunter liegenden Geschosses eine Hohe von mindestens
2,30 m hat; die Hohe der Geschosse wird von der Oberkante des Fuf3bodens bis zur Oberkante des Fufbodens
der dariber liegenden Decke, bei Geschossen mit Dachfléchen bis zur Oberkante der Dachhaut gemessen.

(9) Stellplétze sind Flachen, die dem Abstellen von Kraftfahrzeugen auf3erhalb der offentlichen Verkehrsflachen
dienen. Garagen sind Gebaude oder Gebaudeteile zum Abstellen von Kraftfahrzeugen. Ausstellungs-, Verkaufs-,
Werk- und Lagerrédume fur Kraftfahrzeuge sind keine Stellplétze oder Garagen.

(10) Feuerstédtten sind in oder an Gebduden ortsfest genutzte Anlagen oder Einrichtungen, die dazu bestimmt
sind, durch Verbrennung Wérme zu erzeugen.

(11) Bauprodukte sind

1. Baustoffe, Bauteile und Anlagen, die hergestellt werden, um dauerhaft in bauliche Anlagen eingebaut zu
werden,

2. aus Baustoffen und Bauteilen vorgefertigte Anlagen, die hergestellt werden, um mit dem Erdboden verbun-
den zu werden, wie Fertighduser, Fertiggaragen und Silos.

(12) Bauart ist das Zusammenfiigen von Bauprodukten zu baulichen Anlagen oder Teilen von baulichen An-
lagen.

(13) Campingplétze sind Grundstiicke, auf denen mehr als finf Wohnwagen, Zelte und Campinghduser zum
Zwecke der Benutzung aufgestellt snd oder aufgestellt werden sollen.

8 3 Allgemeine Anforderungen

(1) Bei der Planung, Errichtung, Anderung und Nutzungsinderung baulicher Anlagen und der Gestaltung von
Grundstiicken ist auf den Schutz der nattirlichen Grundlagen des Lebens sowie auf die besonderen Belange von
Familien mit Kindern, von aten Menschen sowie Menschen mit Behinderung durch den Grundsatz
barrierefreien Bauens Ruicksicht zu nehmen.



(2) Anlagen sind so anzuordnen, zu errichten, zu éndern und instand zu halten, dass die &ffentliche Sicherheit,
insbesondere Leben und Gesundheit, nicht gefdhrdet werden und keine unzumutbaren Bel &stigungen entstehen.

(3) Die von der obersten Bauaufsichtsbehérde durch 6ffentliche Bekanntmachung als Technische Baubestim-
mungen eingefihrten technischen Regeln sind zu beachten. Bel der Bekanntmachung kann hingchtlich ihres
Inhalts auf die Fundstelle verwiesen werden. VVon den Technischen Baubestimmungen kann abgewichen werden,
wenn mit einer anderen Ldsung in gleichem Mal3e nachweislich die allgemeinen Anforderungen des Absatzes 2
erflillt werden; 8 18 Abs. 3 und § 22 bleiben unberiihrt.

(4) Fur die Beseitigung von Anlagen und fir die Anderung ihrer Nutzung gelten die Absitze 2 und 3 entspre-
chend.

(5) Bauprodukte und Bauarten dirfen nur verwendet werden, wenn bei ihrer Verwendung die baulichen Anlagen
bel ordnungsgemaler Instandhaltung wahrend einer dem Zweck entsprechenden angemessenen Zeitdauer die
Anforderungen dieses Gesetzes oder aufgrund dieses Gesetzes erfiillen und gebrauchstauglich sind.

(6) Bauprodukte und Bauarten, die in Vorschriften anderer Vertragsstaaten des Abkommens vom 2. Mai 1992 -
EWR-Abkommen - Gesetz vom 31. Mérz 1993 (BGBI. Il S. 266), geéndert durch Gesetz vom 25. August 1993
(BGBI. 1l S. 1294), tiber den européi schen Wirtschaftsraum genannten technischen Anforderungen entsprechen,
dirfen verwendet oder angewendet werden, wenn das geforderte national e Schutzniveau in Bezug auf Sicherheit,
Gesundheit, Umweltschutz und Gebrauchstauglichkeit gleichermal3en dauerhaft erreicht wird.

Zweiter Tell - Das Grundstiick und seine Bebauung

§ 4 Bebauung der Grundstiicke mit Geb&auden

(1) Das Baugrundstiick muss nach seiner Beschaffenheit fiir die bauliche Anlage so geeignet sein, dass durch
Wasser, Feuchtigkeit sowie andere chemische, physikalische oder biologische Einflisse Gefahren oder unzu-
mutbare Bel&stigungen nicht entstehen.

(2) Gebaude durfen nur errichtet werden, wenn das Grundstiick in angemessener Breite an einer befahrbaren
offentlichen Verkehrsflache liegt oder wenn das Grundstiick eine befahrbare, offentlich-rechtlich gesicherte
Zufahrt zu einer befahrbaren offentlichen Verkehrsflache hat. Wohnwege ohne Befahrbarkeit sind zuléssig,
wenn Bedenken wegen des Brandschutzes nicht bestehen.

(3) Ein Gebaude auf mehreren Grundstiicken ist nur zuldssg, wenn durch Baulast gesichert ist, dass dadurch
keine Verhdltnisse eintreten kdnnen, die Vorschriften dieses Gesetzes oder aufgrund dieses Gesetzes wider-
sprechen.

8 5 Zugange und Zufahrten auf den Grundstiicken

(1) Von offentlichen Verkehrsflachen ist insbesondere fir die Feuerwehr ein geradliniger Zu- oder Durchgang zu
rackwartigen Gebduden zu schaffen; zu anderen Gebduden ist er zu schaffen, wenn der zweite Rettungsweg
dieser Gebdude Uber Rettungsgerte der Feuerwehr fuhrt. Zu Gebduden, bei denen die Oberkante der Bristung
von zum Anleitern bestimmten Fenstern oder Stellen mehr als 8 m Uber Geldnde liegt, ist in den Féllen des Sat-
zes 1 anstelle eines Zu- oder Durchgangs eine Zu- oder Durchfahrt zu schaffen. Ist fir die Personenrettung der
Einsatz von Hubrettungsfahrzeugen erforderlich, sind die daftir erforderlichen Aufstell- und Bewegungs-fléchen
vorzusehen. Bei Gebduden, die ganz oder mit Teilen mehr als 50 m von einer 6ffentlichen Verkehrs-flache ent-
fernt sind, sind Zufahrten oder Durchfahrten nach Satz 2 zu den vor und hinter den Gebduden gelegenen Grund-
stiicksteilen und Bewegungsfldchen herzustellen, wenn sie aus Griinden des Feuerwehreinsatzes erforderlich
sind.

(2) Zu- und Durchfahrten, Aufstellflachen und Bewegungsflachen miissen fir Feuerwehrfahrzeuge ausreichend
befestigt und tragfahig sein; sie sind als solche zu kennzeichnen und sténdig frei zu halten; die Kennzeichnung
von Zufahrten muss von der 6ffentlichen Verkehrsflache aus sichtbar sein.



8 6 Abstandflachen, Abstande

(1) Vor den AuRRenwanden von Gebauden sind Abstandfl&chen von oberirdischen Gebduden freizuhalten. Satz 1
gilt entsprechend fir andere Anlagen, von denen Wirkungen wie von Gebauden ausgehen, gegeniiber Gebauden
und Grundstticksgrenzen. Wirkungen wie von Gebduden gehen von ihnen insbesondere aus, wenn sie langer als
5 m und héher als 2 m sind, bei Terrassen, wenn diese hther als 1 m sind. Eine Abstandfl&che ist nicht erforder-
lich vor AulRenwénden, die an Grundstiicksgrenzen errichtet werden, wenn nach planungsrechtlichen Vorschrif-
ten an die Grenze gebaut werden muss oder gebaut werden darf.

(2) Abstandflachen sowie Absténde nach 8 31 Abs. 2 Nr. 1 und 8§ 33 Abs. 2 missen auf dem Grundstiick selbst
liegen. Sie dirfen auch auf offentlichen Verkehrs-, Griin- und Wasserflachen liegen, jedoch nur bis zu deren
Mitte. Abstandfléachen sowie Abstdnde im Sinne des Satzes 1 dirfen sich ganz oder teilweise auf andere Grund-
stiicke erstrecken, wenn offentlich-rechtlich gesichert ist, dass sie nicht tberbaut werden; diese Abstandfl&chen
dirfen auf die auf diesen Grundstiicken erforderlichen anderen Abstandfl&chen nicht angerechnet werden.

(3) Die Abstandflachen dirfen sich nicht Gberdecken; dies gilt nicht fr
1. AuRenwande, diein enem Winke von mehr als 75° zueinander stehen,

2. AuRenwénde zu einem fremder Sicht entzogenen Gartenhof bel Wohngebduden der Gebédudeklassen 1 und
2|

3. Gebdude und andere bauliche Anlagen, die in den Abstandfléachen zuldssig sind.

(4) Die Tiefe der Abstandfléche bemisst sich nach der Wandhohe, sie wird senkrecht zur Wand gemessen.
Wandhohe ist das Mal3 von der festgelegten Geléndeoberflache bis zum Schnittpunkt der Wand mit der Dach-
haut oder biszum oberen Abschluss der Wand. Zur Wandhohe werden jeweils hinzugerechnet

1. zuenem Viertel die Hohe von
a) Déchern und Dachteilen, die von Dachfl&chen mit einer Neigung von mehr als 45° begrenzt werden,

b) Déchern mit Dachgauben oder Dachaufbauten, deren Gesamtbreite je Dachfl&che mehr als die Halfte
der Gebdudewand betragt,

2. vadll die Héhe von Dé&chern und Dachteilen, die von Dachflachen mit einer Neigung von mehr als 70° be-
grenzt werden.

Das sich ergebende Mal3ist H.

(5) Die Tiefe der Abstandflachen betragt 0,4 H, mindestens 3 m. In Gewerbe- und Industriegebieten gentigt eine
Tiefe von 0,2 H, mindestens 3 m. Vor den Aulenwénden von Wohngebauden der Gebdudeklassen 1 und 2 mit
nicht mehr als drei oberirdischen Geschossen gentigt als Tiefe der Abstandflache 3 m. Werden von einer stddte-
baulichen Satzung oder einer Satzung nach 8§ 84 Aullenwéande zugelassen oder vorgeschrieben, vor denen Ab-
standfléchen grofl3erer oder geringerer Tiefe als nach den Sétzen 1 bis 3 liegen mussten, finden die Sétze 1 bis 3
keine Anwendung, es sai denn, die Satzung ordnet die Geltung dieser Vorschriften an.

(6) Bei der Bemessung der Abstandfléchen bleiben aul3er Betracht
1. vor die AufRenwand vortretende Bauteile wie Gesimse und Dachiibersténde, wenn sie
a) nicht mehr als 1,50 m vor diese Aul3enwand vortreten und
b) mindestens 2 m von der gegeniiber liegenden Nachbargrenze entfernt bleiben,
2. Vorbauten, wenn sie
a) insgesamt nicht mehr als ein Drittel der jeweiligen Wandldnge in Anspruch nehmen,
b) nicht mehr als 1,50 m vor die Aul3enwand vortreten und
c) mindestens 2 m von der gegentiber liegenden Nachbargrenze entfernt bleiben,

3. be Gebauden an der Grundstiicksgrenze die Seitenwande von Vorbauten in den Malen der Nummer 2a
und b und Dachaufbauten, auch wenn sie nicht an der Grundstiicksgrenze errichtet werden,

4. Malinahmen zum Zwecke der Energiecinsparung und Solaranlagen an bestehenden Gebduden unabhéngig
davon, ob diese den Anforderungen der Absétze 2 bis 6 Nummer 1 bis 3 entsprechen, wenn ein Abstand von
mindestens 2,30 m zur Nachbargrenze erhalten bleibt.



(7) In den Abstandflachen eines Gebaudes sowie ohne eigene Abstandflachen sind, auch wenn sie nicht an die
Grundstiicksgrenze oder an das Gebdude angebaut werden, zuldssig

1. Garagen,

2. Gebdude ohne Aufenthaltsrdume und Feuerstétten, die der Telekommunikation, der &ffentlichen Versorgung
mit Wasser, Gas, Elektrizitdt, Warme oder der dffentlichen Abwasserversorgung dienen,

3. sonstige Gebdude ohne Aufenthaltsrdume,

4. gebdudeunabhangige Solaranlagen mit einer mittleren Hohe bis zu 2,75 m und einer Gesamtlénge je Grund-
stiicksgrenze von 9 m,

5.  Stitzwéande und geschl ossene Einfriedungen in Gewerbe- und Industriegebieten, aulerhalb dieser Baugebie-
te mit einer Hohe bis zu 1,50 m.

Soweit diein Satz 1 genannten Gebdude den Abstand zur Grundstiicksgrenze von 3 m unterschreiten, darf ein-
schliefdlich darauf errichteter Anlagen zur Gewinnung von Solarenergie

1. deren Gesamtlange an keiner der jeweiligen Grundstiicksgrenzen des Baugrundstiicks grof3er als 9 m sein
und

2. deren mittlere Wandhthe 2,75 m Uber der an der Grundstiicksgrenze festgel egten Gelé@ndeoberfl&che nicht
Ubersteigen.

In den in Satz 1 Nr. 3 genannten Gebduden sind Leitungen und Zdhler fir Energie und Wasser, Feuerstétten fir

flissige oder gasformige Brennstoffe mit einer Nennwéarmeeistung bis zu 28 kW und Wé&rmepumpen entspre-

chender Leistung zul&ssig.

(8) In den Abstandflachen sowie ohne eigene Abstandflachen sind Kleinkinderspiel plétze, Abstellanlagen fir
Fahrrader ohne Uberdachung, Schwimmbecken, Méaste, Terrassen, Pergolen und Uberdachungen von Freisitzen
sowi e untergeordnete bauliche Anlagen wie offene Einfriedungen zul&ssig.

§ 7 Teilung von Grundstticken

(1) Durch die Teilung eines Grundstiickes dirfen keine Verhaltnisse geschaffen werden, die Vorschriften dieses
Gesetzes oder aufgrund dieses Gesetzes widersprechen.

(2) Soll bei einer Teilung nach Absatz 1 von Vorschriften dieses Gesetzes oder aufgrund dieses Gesetzes abge-
wichen werden, ist 8 71 entsprechend anzuwenden.

8 8 Nicht Uberbaute Flachen der bebauten Grundstiicke, Kleinkinder spielpléatze

(1) Die nicht Uberbauten Flachen der bebauten Grundstiicke sind
1. wasseraufnahmefdhig zu belassen oder herzustellen und
2. zu begrinen oder zu bepflanzen,

soweit dem nicht die Erfordernisse einer anderen zuldssigen Verwendung der Fléchen entgegenstehen. Satz 1
findet keine Anwendung, soweit Satzungen Festsetzungen zu den nicht Uberbauten Flachen treffen.

(2) Bei der Errichtung von Gebauden mit mehr als zehn Wohnungen ist auf dem Baugrundstiick oder in un-
mittelbarer Néhe auf einem anderen geeigneten Grundstiick ein ausreichend grof3er Spielplatz fir noch nicht
schulpflichtige Kinder (Kleinkinder) anzulegen, dessen dauerhafte Nutzung fir diesen Zweck offentlich-
rechtlich gesichert sein muss. Dies gilt nicht, wenn in unmittelbarer N&he eine Gemeinschaftsanlage oder ein
sonstiger fur die Kinder nutzbarer Spielplatz geschaffen wird oder vorhanden oder ein solcher Spielplatz wegen
der Art und der Lage der Wohnung nicht erforderlich ist. Bei bestehenden Gebauden nach Satz 1 kann die Anla-
ge von Spieplétzen fur Kleinkinder verlangt werden, sofern auf dem Baugrundstiick die benétigten Flachen in
geeigneter Lage und Grof3e vorhanden sind. Die Gemeinde kann durch Satzung fir genau abgegrenzte Teile des
Gemeindegebietes bestimmen, dass fir bestehende Gebdude nach Satz 1 Spielplétze fur Kleinkinder anzulegen
sind.



8§ 9 Sicher heit und Uber schaubarkeit der Wegfiihrung

Die Ful3- und Radwege auf den Grundstiicken zwischen dffentlicher Verkehrsflache, Gemeinschaftsanlagen und
Eingdngen von Gebduden mit mehr als zwei Wohnungen missen tberschaubar und barrierefrei gestaltet und
bel euchtet sain.

Dritter Tell - Bauliche Anlagen
Abschnitt | - Gestaltung

§ 10 Gestaltung

Bauliche Anlagen miissen nach Form, Mal3stab, Verhdtnis der Baumassen und Bauteile zueinander, Werkstoff
und Farbe so gestaltet sein, dass sie nicht verunstaltet wirken. Bauliche Anlagen dirfen das Straf3en-, Orts- und
Landschaftsbild nicht verunstalten.

8 11 Anlagen der AulRenwer bung, Warenautomaten

(1) Anlagen der AuRRenwerbung (Werbeanlagen) sind alle ortsfesten Einrichtungen, die der Ankiindigung oder
Anpreisung oder als Hinweis auf Gewerbe oder Beruf dienen und vom 6ffentlichen Verkehrsraum aus sichtbar
sind. Hierzu zédhlen insbesondere Schilder, Beschriftungen, Bemalungen, Lichtwerbungen, Schaukasten sowie
fur Zettelanschlége und Bogenanschldge oder Lichtwerbung bestimmte Saulen, Tafeln und Fléchen.

(2) Fur Werbeanlagen, die bauliche Anlagen sind, gelten die in diesem Gesetz an bauliche Anlagen gestellten
Anforderungen. Werbeanlagen, die keine baulichen Anlagen sind, dirfen weder bauliche Anlagen noch das
Stral3enbild, Orts- oder Landschaftshild verunstalten oder die Sicherheit des Verkehrs gefahrden. Die stérende
Haufung von Werbeanlagen ist unzuléssig.

(3) AulRerhalb der im Zusammenhang bebauten Ortsteile sind Werbeanlagen unzul&ssig. Ausgenommen sind,
soweit in anderen Vorschriften nichts anderes bestimmt i<t,

1. Werbeanlagen an der Stétte der Leistung,

2. Schilder, die die Inhaberin oder den Inhaber und die Art gewerblicher Betriebe kennzeichnen (Hinweis-
schilder), wenn sie vor Ortsdurchfahrten auf einer Tafel zusammengefasst sind,

3. enzelne Hinweiszeichen an Verkehrsstralen und Wegabzweigungen, die im Interesse des Verkehrs auf
aulRerhalb der Ortsdurchfahrten liegende Betriebe oder versteckt liegende Stétten aufmerksam machen,

4. Werbeanlagen an und auf Flugplétzen, Sportanlagen und Versammlungsstétten, soweit sie nicht in die freie
Landschaft wirken,

5. Werbeanlagen auf Ausstellungs- und Messegel &nden.

(4) In Kleinsiedlungsgehieten, reinen Wohngebieten, allgemeinen Wohngebieten und Dorfgebieten sind Werbe-
anlagen nur zuldssig an der Stétte der Leistung sowie Anlagen fir amtliche Mittellungen und zur Unterrichtung
der Bevolkerung tber kirchliche, kulturelle, politische, sportliche und dhnliche Verangaltungen; freie Fléchen
dieser Anlagen dirfen auch fir andere Werbung verwendet werden. In reinen Wohngebieten darf an der Stétte
der Leistung nur mit Hinweisschildern geworben werden. Auf offentlichen Verkehrsflachen kénnen ausnahms-
weise auch andere Werbeanlagen in Verbindung mit baulichen Anlagen, die dem offentlichen Personennahver-
kehr dienen, zugel assen werden, soweit diese die Eigenart des Gebietes und das Ortshild nicht beeintréchtigen.

(5) Die Absétze 1 bis 4 gelten fur Warenautomaten entsprechend.

(6) Die Vorschriften dieses Gesetzes sind nicht anzuwenden auf

1. Anschldge und Lichtwerbung an dafir genehmigten Saulen, Tafeln und Fléchen,
2. Werbemittel an Zeitungs- und Zeitschriftenverkaufsstellen,

3. Ausagen und Dekorationen in Fenstern und Schauké&sten,



4. Wahlwerbung fur die Dauer eines Wahlkampfes,

5. Werbemittel fur einmalige Veranstaltungen, die langstens fur die Dauer von 14 Tagen aufgestellt oder ange-
bracht werden.

Abschnitt 11 - Allgemeine Anforderungen an die Bauausfihrung
8§12 Baustelle

(1) Baustellen sind so einzurichten, dass bauliche Anlagen ordnungsgemél errichtet, gedndert oder beseitigt
werden kénnen und Gefahren oder vermeidbare Bel &stigungen nicht entstehen.

(2) Bei Bauarbeiten, durch die unbeteiligte Personen geféhrdet werden kénnen, ist die Gefahrenzone abzugren-
zen oder durch Warnzeichen zu kennzeichnen. Baustellen miissen, soweit erforderlich, mit einem Bauzaun ab-
gegrenzt, mit Schutzvorrichtungen gegen herabfallende Gegenstande versehen und bel euchtet sein,

(3) Bel der Ausfiihrung nicht verfahrensfreier Bauvorhaben haben die Unternehmerinnen oder Unternehmer an
der Baustelle ein Schild, das die Bezeichnung des Bauvorhabens sowie die Namen und Anschriften der Ent-
wurfsverfasserin oder des Entwurfsverfassers, der Bauleiterin oder des Bauleiters und der Unternehmerinnen
oder Unternehmer fiir den Rohbau enthalten muss, dauerhaft und von der dffentlichen Verkehrsflache aus sicht-
bar anzubringen.

(4) Baume, Hecken und sonstige Bepflanzungen, die aufgrund von Rechtsvorschriften zu erhalten sind, missen
wéhrend der Bauausfiihrung geschiitzt werden.

(5) Bei der Baustelleneinrichtung und wahrend der Bauausfiihrung it mit Grund und Boden sparsam und sorg-
sam umzugehen.

§ 13 Standsicher heit

(1) Jede bauliche Anlage muss im Ganzen und in ihren einzelnen Tellen fir sich allein standsicher sein. Die
Standsicherheit anderer baulicher Anlagen und die Tragfahigkeit des Baugrundes der Nachbargrundstiicke diir-
fen nicht gefahrdet werden.

(2) Die Verwendung gemeinsamer Bauteile fir mehrere bauliche Anlagen ist zuldssig, wenn 6ffentlichrechtlich
gesichert ist, dass die gemeinsamen Bauteile bei der Beseitigung einer der baulichen Anlagen bestehen bleiben.

§ 14 Schutz gegen schadliche Einflisse

Bauliche Anlagen miissen so angeordnet und beschaffen sein, dass durch Einfliisse im Sinne des § 4 Abs. 1 Ge-
fahren oder unzumutbare Bel &stigungen nicht entstehen.

§ 15 Brandschutz

Anlagen sind so zu planen, anzuordnen, zu errichten, zu &ndern und instand zu halten, dass der Entstehung eines
Brandes und der Ausbreitung von Feuer und Rauch (Brandausbreitung) vorgebeugt wird und bei einem Brand
die Rettung von Menschen und Tieren sowie wirksame Ldscharbeiten mdglich sind; hierbel sind auch die Belan-
ge der Menschen mit Behinderung zu berticksichtigen.

§ 16 Wérme-, Schall-, Erschiitter ungsschutz

(1) Gebdude missen einen ihrer Nutzung und den klimatischen Verhaltnissen entsprechenden Wéarmeschutz
haben.



(2) Gebaude missen einen ihrer Nutzung entsprechenden Schallschutz haben. Geréusche, Erschiitterungen oder
Schwingungen, die von ortsfesten Einrichtungen in baulichen Anlagen oder auf Baugrundstiicken ausgehen, sind
S0 zu ddmmen, dass Gefahren oder unzumutbare Bel astigungen nicht entstehen.

8 17 Verkehrssicher heit

(1) Bauliche Anlagen und die dem Verkehr dienenden nicht tberbauten Flachen von bebauten Grundstiicken
miissen verkehrssicher sain.

(2) Die Sicherheit des offentlichen Verkehrs darf durch bauliche Anlagen oder deren Nutzung nicht geféhrdet
werden.

Abschnitt 111 - Bauprodukte, Bauarten; Brandverhalten von Baustoffen und Bauteilen

§ 18 Bauprodukte

(1) Bauprodukte diirfen fiir die Errichtung, Anderung und Instandhaltung baulicher Anlagen nur verwendet wer-
den, wenn sie fur den Verwendungszweck

1. von den nach Absatz 2 bekannt gemachten technischen Regeln nicht oder nicht wesentlich abweichen (gere-
gelte Bauprodukte) oder nach Absatz 3 zulassig sind und wenn sie aufgrund des Ubereinstimmungsnach-
wei ses nach § 23 das Ubereinstimmungszeichen (U-Zeichen) tragen oder

2. nach

a) der Verordnung (EU) Nummer 305/2011 des Européischen Parlaments und des Rates vom 9. Mérz
2011 zur Festlegung harmonisierter Bedingungen fir die Vermarktung von Bauprodukten und zur Auf-
hebung der Richtlinie 89/106/EWG des Rates (Bauproduktenverordnung) (ABI. L 88 S. 5, ber. 2013
ABI. L 103 S. 10), zuletzt geéndert durch Verordnung (EU) Nummer 574/2014 (ABI. L 159 S. 41),

b) anderen unmittelbar geltenden Vorschriften der Européi schen Union oder

c) den Vorschriften zur Umsetzung von Richtlinien der Européischen Union, soweit diese die Grundan-
forderungen an Bauwerke nach Anhang | der Bauproduktenverordnung beriicksi chtigen,

in den Verkehr gebracht und gehandelt werden dirfen, insbesondere die CE-Kennzeichnung (Artikel 8 und
9 Bauproduktenverordnung) tragen und dieses Zeichen die nach Absatz 7 Nummer 1 festgelegten Leistungs-
stufen oder -klassen ausweist oder die Leistung des Bauprodukts angibt.

Sonstige Bauprodukte, die von allgemein anerkannten Regeln der Technik nicht abweichen, dirfen auch ver-
wendet werden, wenn diese Regeln nicht in der Bauregellise A bekannt gemacht sind. Sonstige Bauprodukte,
die von allgemein anerkannten Regeln der Technik abweichen, bedirfen keines Nachweises ihrer Verwendbar-
ket nach Absatz 3; § 3 Abs. 3 Satz 3 erster Halbsatz bleibt unbertihrt.

(2) Das Deutsche Institut fur Bautechnik macht im Einvernehmen mit der obersten Bauaufsichtsbehérde for
Bauprodukte, fir die nicht nur die Vorschriften nach Absatz 1 Satz 1 Nr. 2 mal3gebend sind, in der Bauregelliste
A die technischen Regeln bekannt, die zur Erflllung der in diesem Gesetz und in Vorschriften aufgrund dieses
Gesetzes an bauliche Anlagen gestellten Anforderungen erforderlich sind. Diese technischen Regeln gelten als
Technische Baubestimmungen im Sinne des 8§ 3 Abs. 3 Satz 1.

(3) Bauprodukte, fur die technische Regeln in der Bauregelliste A nach Absatz 2 bekannt gemacht worden sind
und die von diesen wesentlich abweichen oder fir die es Technische Baubestimmungen oder allgemein aner-
kannte Regeln der Technik nicht gibt (nicht geregelte Bauprodukte), miissen

1. eneallgemeine bauaufsichtliche Zulassung (8 19),
2. en algemeines bauaufsi chtliches Prifzeugnis (8 20) oder
3. eneZustimmung im Einzelfall (8 21)

haben. Ausgenommen sind Bauprodukte, die fir die Erfillung der Anforderungen dieses Gesetzes oder aufgrund
dieses Gesetzes nur eine untergeordnete Bedeutung haben und die das Deutsche Institut fir Bautechnik im Ein-
vernehmen mit der obersten Bauaufsichtsbehdrde in einer Liste C 6ffentlich bekannt gemacht hat.



(4) Die oberste Bauaufsichtsbehdrde kann durch Verordnungen vorschreiben, dass fur bestimmte Bauprodukte,
auch soweit sie Anforderungen nach anderen Rechtsvorschriften unterliegen, hinschtlich dieser Anforderungen
bestimmte Nachweise der Verwendbarkeit und bestimmte Ubereinstimmungsnachweise nach Mal3gabe dieser
Bestimmung, der 88 19 bis 21 und der 88 23 bis 26 zu fuhren sind, wenn die anderen Rechtsvorschriften diese
Nachwei se verlangen oder zulassen.

(5) Fur Bauprodukte nach Absatz 1 Satz 1 Nr. 1, deren Herstellung in auf3ergewdhnlichem Mal3 von der Sach-
kunde und Erfahrung der damit betrauten Personen oder von einer Ausstattung mit besonderen Vorrichtungen
abhéngt, kann in der allgemeinen bauaufsichtlichen Zulassung, in der Zustimmung im Einzelfall oder durch
Verordnung der obersten Bauaufsichtsbehdrde vorgeschrieben werden, dass die Herstellerin oder der Hersteller
Uber solche Fachkréafte und Vorrichtungen verfiigt und den Nachweis hierliber gegeniiber einer Priifstelle nach
8 26 zu erbringen hat. In der Verordnung kénnen Mindestanforderungen an die Ausbildung, die durch Prifung
nachzuwei sende Befdhigung und die Ausbildungsstétten einschliefdich der Anerkennungsvoraussetzungen ge-
stellt werden.

(6) Fur Bauprodukte, die wegen ihrer besonderen Eigenschaften oder ihres besonderen Verwendungszweckes
einer aulRergewohnlichen Sorgfalt bei Einbau, Transport, Instandhaltung oder Reinigung bedirfen, kann in der
allgemeinen bauaufsichtlichen Zulassung, in der Zustimmung im Einzelfall oder durch Verordnung der obersten
Bauaufsichtsbehdrde die Uberwachung dieser Tétigkeiten durch eine Uberwachungsstelle nach § 26 vorge-
schrieben werden.

(7) Das Deutsche Ingtitut fur Bautechnik kann im Einvernehmen mit der obersten Bauaufsichtsbehdrde in der
Bauregellige B

1. festlegen, welche Leistungsstufen oder -klassen nach Artikel 27 Bauproduktenverordnung oder nach Vor-
schriften zur Umsetzung der Richtlinien der Européischen Union Bauprodukte nach Absatz 1 Satz 1 Num-
mer 2 erfillen missen, und

2. bekannt machen, inwieweit Vorschriften zur Umsetzung von Richtlinien der Européischen Union die
Grundanforderungen an Bauwerke nach Anhang | der Bauproduktenverordnung nicht berticksi chtigen.

§ 19 Allgemeine bauaufsichtliche Zulassung

(1) Das Deutsche Ingtitut fir Bautechnik erteilt eine allgemeine bauaufsichtliche Zulassung fur nicht geregelte
Bauprodukte, wenn deren Verwendbarkeit im Sinne des 8 3 Abs. 5 nachgewiesen ist.

(2) Die zur Begriindung des Antrags erforderlichen Unterlagen sind beizufiigen. Soweit erforderlich, sind Probe-
stiicke von der Antragstellerin oder dem Antragsteller zur Verfliigung zu stellen oder durch Sachverstandige, die
das Deutsche Ingtitut fir Bautechnik bestimmen kann, zu entnehmen oder Probeausfiihrungen unter Aufsicht der
Sachversténdigen herzustellen. 8 67 Abs. 2 gilt entsprechend.

(3) Das Deutsche Institut fr Bautechnik kann fir die Durchfiihrung der Priifung die sachverstandige Stelle und
fur Probeausfiihrungen die Ausfihrungsstelle und Ausfiihrungszeit vorschreiben.

(4) Die allgemeine bauaufsichtliche Zulassung wird widerruflich und fir eine bestimmte Frist erteilt, die in der
Regel funf Jahre betragt. Die Zulassung kann mit Nebenbestimmungen erteilt werden. Sie kann auf schriftlichen
Antrag in der Regel um funf Jahre verlangert werden; 8 75 Abs. 2 Satz 2 gilt entsprechend.

(5) Die Zulassung wird unbeschadet der Rechte Dritter erteilt.

(6) Das Deutsche Indtitut fir Bautechnik macht die von ihm erteilten allgemeinen bauaufsi chtlichen Zulassungen
nach Gegenstand und wesentlichem Inhalt 6ffentlich bekannt.

(7) Allgemeine bauaufsichtliche Zulassungen nach dem Recht anderer Bundeslénder gelten auch im Geltungsbe-
reich dieses Gesetzes.

§ 20 Allgemeines bauaufsichtliches Pr tifzeugnis

(1) Bauprodukte,

1. deren Verwendung nicht der Erflllung erheblicher Anforderungen an die Sicherheit baulicher Anlagen
dient, oder



2. dienach algemein anerkannten Prifverfahren beurteilt werden,

bediirfen anstelle einer allgemeinen bauaufsichtlichen Zulassung nur eines algemeinen bauaufsichtlichen Priif-
Zeugni sses.

Das Deutsche Ingtitut fur Bautechnik macht dies mit der Angabe der mal3gebenden technischen Regeln und,
soweit es keine allgemein anerkannten Regeln der Technik gibt, mit der Bezeichnung der Bauprodukte im Ein-
vernehmen mit der obersten Bauaufsichtsbehtrde in der Bauregelliste A bekannt.

(2) Ein allgemeines bauaufsi chtliches Prifzeugnis wird von einer Priifstelle nach 8 26 Satz 1 Nummer 1 fiir nicht
geregelte Bauprodukte nach Absatz 1 erteilt, wenn deren Verwendbarkeit im Sinne des § 3 Abs. 5 nach-
gewiesen ist. 8 19 Abs. 2 his 7 gilt entsprechend. Die Anerkennungsbehdrde fir Stellen nach § 26 Satz 1 Num-
mer 1 oder fUr die nach einer Verordnung aufgrund 8§ 83 Absatz 5 Nummer 1 zustdndigen Stellen kann allgemei-
ne bauaufsichtliche Priifzeugnisse zuriicknehmen oder widerrufen; die 88 116 und 117 des Landesverwaltungs-
gesetzes finden Anwendung.

§ 21 Nachweis der Verwendbar keit von Bauprodukten im Einzelfall

Mit Zustimmung der obersten Bauaufsi chtsbehérde dirfen im Einzelfall

1. Bauprodukte, die nach Vorschriften zur Umsetzung von Richtlinien der Européischen Union in Verkehr
gebracht und gehandelt werden dirfen, hingchtlich der nicht berlicksichtigten Grundanforderungen an
Bauwerke im Sinne des 8 18 Absatz 7 Nummer 2,

2. Bauprodukte, die auf der Grundlage von unmittelbar geltendem Recht der Européischen Union in Verkehr
gebracht und gehandelt werden dirfen, hinschtlich der nicht berlicksichtigten Grundanforderungen an
Bauwerke im Sinne des 8 18 Absatz 7 Nummer 2,

3. nicht geregelte Bauprodukte

verwendet werden, wenn ihre Verwendbarkeit im Sinne des § 3 Absatz 5 nachgewiesen ist. Wenn Gefahren im
Sinne des § 3 Abs. 2 nicht zu erwarten sind, kann die oberste Bauaufsichtsbehdrde im Einzdfall erkléaren, dass
ihre Zustimmung nicht erforderlich ist.

8 22 Bauarten

(1) Bauarten, die von Technischen Baubestimmungen wesentlich abwei chen oder flr die es allgemein anerkann-
te Regeln der Technik nicht gibt (nicht geregelte Bauarten), dirfen bel der Errichtung, Anderung und Instandha -
tung baulicher Anlagen nur angewendet werden, wenn fir sie

1. eneallgemeine bauaufsichtliche Zulassung oder
2. eneZustimmung im Einzelfall

erteilt worden ist. Angtelle einer algemeinen bauaufsichtlichen Zulassung genligt ein algemeines bauaufsichtli-
ches Prifzeugnis, wenn die Bauart nicht der Erflllung erheblicher Anforderungen an die Sicherheit baulicher
Anlagen dient oder nach allgemein anerkannten Prifverfahren beurteilt wird. Das Deutsche Ingtitut fir Bautech-
nik macht diese Bauarten mit der Angabe der maf3gebenden technischen Regeln und, soweit es keine algemein
anerkannten Regeln der Technik gibt, mit der Bezeichnung der Bauarten im Einvernehmen mit der obersten
Bauaufsichtsbehdrde in der Bauregelliste A bekannt. 8 18 Abs. 5 und 6 sowie 88 19, 20 Abs. 2 und § 21 gelten
entsprechend. Sind Gefahren im Sinne des 8§ 3 Abs. 2 nicht zu erwarten, kann die oberste Bauaufsi chtsbehdrde
im Einzelfall oder fur genau begrenzte Félle allgemein festlegen, dass eine allgemeine bauaufsichtliche Zulas-
sung, ein allgemeines bauaufsi chtliches Prifzeugnis oder eine Zustimmung im Einzelfall nicht erforderlich ist.

(2) Die oberste Bauaufsichtsbehdrde kann durch Verordnung vorschreiben, dass fir bestimmte Bauarten, auch
soweit sie Anforderungen nach anderen Rechtsvorschriften unterliegen, Absatz 1 ganz oder teilwei se anwendbar
ist, wenn die anderen Rechtsvorschriften dies verlangen oder zul assen.

§ 23 Uber einstimmungsnachweis

(1) Bauprodukte bediirfen einer Bestétigung ihrer Ubereinstimmung mit den technischen Regeln nach § 18 Abs.
2, den algemeinen bauaufsichtlichen Zulassungen, den algemeinen bauaufsichtlichen Priifzeugnissen oder den
Zugtimmungen im Einzelfall; a's Ubereinstimmung gilt auch eine Abweichung, die nicht wesentlich ist.



(2) Die Bestétigung der Ubereingtimmung erfolgt durch
1. Ubereingtimmungserklarung der Herstellerin oder des Herstellers (8 24 Abs. 1) oder
2. Ubereingtimmungszertifikat(§ 25 Abs. 1).

Die Bestétigung durch Ubereingimmungszertifikat kann in der allgemeinen bauaufsichtlichen Zulassung, in der
Zustimmung im Einzelfall oder in der Bauregelliste A vorgeschrieben werden, wenn dies zum Nachwel's einer
ordnungsgemaélien Herstellung erforderlich ist.

Bauprodukte; die nicht in Serie hergestellt werden, bediirfen nur der Ubereinstimmungserklarung der Herstelle-
rin oder des Herstellers nach 8§ 24 Abs. 1, sofern nichts anderes bestimmt ist. Die oberste Bauaufsichtsbehérde
kann im Einzelfall die Verwendung von Bauprodukten ohne das erforderliche Ubereingimmungszertifikat ge-
statten, wenn nachgewiesen ist, dass diese Bauprodukte den technischen Regeln, Zulassungen, Prifzeugnissen
oder Zustimmungen nach Absatz 1 entsprechen.

(3) Fur Bauarten gelten die Absétze 1 und 2 entsprechend.

(4) Die Ubereinstimmungserklarung und die Erklarung, dass ein Ubereingimmungszertifikat erteilt ist, hat die
Herstellerin oder der Hersteller durch Kennzeichnung der Bauprodukte mit dem Ubereinstimmungszei chen
(U-Zeichen) unter Hinweis auf den Verwendungszweck abzugeben.

(5) Das U-Zeichen it auf dem Bauprodukt, auf einem Beipackzettel oder auf seiner Verpackung oder, wenn dies
Schwierigkeiten bereitet, auf dem Lieferschein oder auf einer Anlage zum Lieferschein anzubringen.

(6) U-Zeichen aus anderen Bundesldndern und aus anderen Staaten gelten auch im Geltungsbereich dieses Ge-
setzes.

§ 24 Ubereinstimmungser klarung der Herstellerin oder desHerstellers

(1) Die Herstellerin oder der Hersteller darf eine Ubereinstimmungserklarung nur abgeben, wenn sie oder er
durch werkseigene Produktionskontrolle sichergestellt hat, dass das von ihr oder ihm hergestellte Bauprodukt
den maf3gebenden technischen Regeln, der allgemeinen bauaufsichtlichen Zulassung, dem allgemeinen bauauf-
sichtlichen Priifzeugnis oder der Zustimmung im Einzelfall entspricht.

(2) In den technischen Regeln nach 8 18 Abs. 2, in der Bauregelliste A, in den allgemeinen bauaufsichtlichen
Zulassungen, in den algemeinen bauaufsichtlichen Prifzeugnissen oder in den Zustimmungen im Einzelfall
kann eine Prifung der Bauprodukte durch eine Prifstelle vor Abgabe der Ubereinstimmungserklérung vorge-
schrieben werden, wenn dies zur Sicherung einer ordnungsgemal3en Herstellung erforderlich ist. In diesen Féllen
hat die Prifstelle das Bauprodukt daraufhin zu Uberprifen, ob es den maligebenden technischen Regeln, der
allgemeinen bauaufsi chtlichen Zulassung, dem allgemeinen bauaufsi chtlichen Priifzeugnis oder der Zustimmung
im Einzelfall entspricht.

§ 25 Uber einstimmungszer tifikat

(1) Ein Ubereingtimmungszertifikat ist von einer Zertifizierungsstelle nach § 26 zu erteilen, wenn das Baupro-
dukt

1. den maligebenden technischen Regeln, der allgemeinen bauaufsichtlichen Zulassung, dem algemeinen
bauaufsichtlichen Prifzeugnis oder der Zustimmung im Einzelfall entspricht und

2. ene werkseigenen Produktionskontrolle sowie einer Fremdiberwachung nach Mal3gabe des Absatzes 2
unterliegt.

(2) Die Fremdiiberwachung ist von Uberwachungsstellen nach § 26 durchzufiihren. Die Fremdiiberwachung hat
regelmaidig zu Uberprifen; ob das Bauprodukt den maf3gebenden technischen Regeln, der allgemeinen bauauf-
sichtlichen Zulassung, dem allgemeinen bauaufsichtlichen Prifzeugnis oder der Zustimmung im Einzelfall ent-
spricht.

§ 26 Priif-, Zertifizierungs- und Uberwachungsstellen

Die oberste Bauaufsi chtsbehtrde kann eine natiirliche oder juristische Person als
1. Prifstelefir die Ertellung allgemeiner bauaufsichtlicher Priifzeugnisse (8 20 Abs. 2),



Prifstelle fir die Uberpriifung von Bauprodukten vor Bestétigung der Ubereingimmung (8 24 Abs. 2),
Zertifizierungsstelle (8 25 Abs. 1),

Uberwachungsstelle fiir die Fremdiiberwachung (8 25 Abs. 2),

Uberwachungsstelle fiir die Uberwachung nach § 18 Abs. 6 oder

Prifstelle fir die Uberpriifung nach § 18 Abs. 5

anerkennen, wenn sie oder die bei ihr Beschéftigten nach ihrer Ausbildung, Fachkenntnis, personlichen Zuver-
|&ssigkeit, ihrer Unparteilichkeit und ihren Leistungen die Gewahr dafir bieten, dass diese Aufgaben den &ffent-
lich-rechtlichen Vorschriften entsprechend wahrgenommen werden, und wenn sie tber die erforderlichen Vor-
richtungen verfiigen. Satz 1 ist entsprechend auf Behérden anzuwenden, wenn sie ausreichend mit geeigneten
Fachkréften besetzt und mit den erforderlichen Vorrichtungen ausgestattet snd. Die Anerkennung von Prif-,
Zertifizierungs- und Uberwachungsstellen anderer Bundesl ander gilt auch im Geltungsbereich dieses Gesetzes.

o gk~ wDbd

§ 27 Allgemeine Anfor der ungen an das Brandver halten von Baustoffen und Bauteilen

(1) Nach den Anforderungen an ihr Brandverhalten werden
1. nichtbrennbare,

2. schwerentflammbare,

3. normalentflammbare

Baustoffe unterschieden. Baustoffe, die nicht mindestens normalentflammbar sind, (leichtentflammbare Baustof-
fe) durfen nicht verwendet werden; dies gilt nicht, wenn se in Verbindung mit anderen Baustoffen normal-
entflammbar sind.

(2) Nach den Anforderungen an ihre Feuerwiderstandsfahigkeit werden
1. feuerbesténdige,

2. hochfeuerhemmende,

3. feuerhemmende

Bauteile unterschieden. Die Feuerwiderstandsfahigkeit bezieht sich bei tragenden und aussteifenden Bauteilen
auf deren Standsicherheit im Brandfall, bei raumabschlieffenden Bauteilen auf deren Widerstand gegen die
Brandausbreitung. Bauteile werden zusatzlich nach dem Brandverhalten ihrer Baustoffe unterschieden in

1. Bautelle aus nichtbrennbaren Baustoffen,

2. Bauteile, deren tragende und aussteifende Teile aus nichtbrennbaren Baustoffen bestehen und die bei raum-
abschlief3enden Bauteilen zusétzlich eine in Bauteilebene durchgehende Schicht aus nichtbrennbaren Bau-
stoffen haben,

3. Bauteile, deren tragende und aussteifende Teile aus brennbaren Baustoffen bestehen und die alseitig eine
brandschutztechnisch wirksame Bekleidung aus nichtbrennbaren Baustoffen (Brandschutzbekleidung) und
Dammstoffe aus nichtbrennbaren Baustoffen haben,

4. Bauteile aus brennbaren Baustoffen.

Soweit in diesem Gesetz oder in Vorschriften aufgrund dieses Gesetzes nichts anderes bestimmt ist, miissen
1. Bautelle, diefeuerbestdndig sein miissen, mindestens den Anforderungen des Satzes 3 Nr. 2,

2. Bauteile, die hochfeuerhemmend sein missen, mindestens den Anforderungen des Satzes 3 Nr. 3
entsprechen.

Abschnitt 1V - Wande, Decken, Dacher
§ 28 Tragende Wande, Stiitzen

(1) Tragende und aussteifende Wénde und Stiitzen missen im Brandfall ausreichend lang standsicher sein. Sie
muissen

1. in Gebduden der Gebdudeklasse 5 feuerbestandig,

2. in Gebduden der Gebaudeklasse 4 hochfeuerhemmend,

3. in Gebduden der Gebdudeklassen 2 und 3 feuerhemmend,

san.



Satz 2 gilt

1. fir Geschosse im Dachraum nur, wenn dariiber noch Aufenthaltsraume moglich sind; 8 30 Abs. 4 bleibt
unberdihrt,

2. nicht fir Balkone, ausgenommen offene Génge, die a's notwendige Flure dienen.

(2) Im Kellergeschoss miissen tragende und aussteifende Wénde und Stiitzen
1. in Gebduden der Gebdudeklassen 3 bis 5 feuerbestandig,

2. in Gebduden der Gebaudeklassen 1 und 2 feuerhemmend

Sein.

8 29 AulRenwénde

(1) AuRenwande und Aullenwandteile wie Bristungen und Schirzen sind so auszubilden, dass eine Brandaus-
breitung auf und in diesen Bauteilen ausreichend lang begrenzt ist.

(2) Nichttragende Aulenwande und nichttragende Teile tragender AuRenwande miissen aus nichtbrennbaren
Baustoffen bestehen; sie sind aus brennbaren Baustoffen zuléssig, wenn sie als raumabschliel3ende Bauteile
feuerhemmend sind. Satz 1 gilt nicht fr

1. Tiren und Fengter,
2. Fugendichtungen und
3. brennbare Ddmmstoffe in nichtbrennbaren geschlossenen Profilen der AulRenwandkonstruktionen.

(3) Oberflachen von Aulfenwanden sowie AulRenwandbekleidungen missen einschliefflich der Dammstoffe und
Unterkonstruktionen schwerentflammbar sein; Unterkonstruktionen aus normalentflammbaren Baustoffen sind
zuldssig, wenn die Anforderungen nach Absatz 1 erfillt snd. Balkonbekleidungen, die tber die erforderliche
Umwehrungshohe hinaus hochgefiihrt werden, und mehr als zwei Geschosse tberbriickende Solaranlagen an
Aulenwanden missen schwerentflammbar sein. Baustoffe, die schwerentflammbar sein missen, in Bautellen
nach Satz 1 Halbsatz 1 und Satz 2 dirfen nicht brennend abfallen oder abtropfen.

(4) Bea Aulenwandkonstruktionen mit geschossiibergreifenden Hohl- oder Luftr8umen wie hinterlUfteten
Aulenwandbekleidungen sind gegen die Brandausbreitung die erforderlichen Vorkehrungen zu treffen. Satz 1
gilt fir Doppelfassaden entsprechend.

(5) Die Absétze 2, 3 Satz 1 und 2 und Absatz 4 Satz 1 gelten nicht fir Gebdude der Gebaudeklassen 1 bis 3;
Absatz 4 Satz 2 gilt nicht fur Gebdude der Gebaudeklassen 1 und 2.

8 30 Trennwande

(1) Trennwénde nach Absatz 2 miissen a's raumabschlie3ende Bauteile von Raumen oder Nutzungseinheiten
innerhalb von Geschossen ausreichend lang widerstandsfahig gegen die Brandausbreitung sein.

(2) Trennwénde sind erforderlich

1. zwischen Nutzungseinheiten sowie zwischen Nutzungseinheiten und anders genutzten R&umen, ausgenom-
men notwendigen Fluren,

2. zum Abschluss von Rdumen mit Explosions- oder erhéhter Brandgefahr,

3. zwischen Aufenthaltsrdumen und anders genutzten Raumen im Kellergeschoss.

(3) Trennwénde nach Absatz 2 Nr. 1 und 3 miissen die Feuerwiderstandsfahigkeit der tragenden und aussteifen-
den Bauteile des Geschosses haben, jedoch mindestens feuerhemmend sein. Trennwénde nach Absatz 2 Nr. 2
mussen feuerbesténdig sein.

(4) Die Trennwéande nach Absatz 2 sind bis zur Rohdecke, im Dachraum bis unter die Dachhaut zu fihren; wer-
den in Dachrdumen Trennwéande nur bis zur Rohdecke gefiihrt, ist diese Decke al's raumabschliel}endes Bau-teil
einschliefdlich der sie tragenden und aussteifenden Bauteile feuerhemmend herzustellen.

(5) Offnungen in Trennwanden nach Absatz 2 sind nur zuldssig, wenn sie auf die fiir die Nutzung erforderliche
Zahl und Grofl3e beschrankt sind; sie miissen feuerhemmende, dicht- und sel bstschliefende Abschlisse haben.



(6) Die Absétze 1 bis 5 gelten nicht fir Wohngebaude der Gebaudeklassen 1 und 2.

8 31 Brandwande

(1) Brandwande muissen als raumabschliel3ende Bauteile zum Abschluss von Gebduden (Gebéaudeabschluss-
wand) oder zur Unterteilung von Gebauden in Brandabschnitte (innere Brandwand) ausreichend lang die Brand-
ausbreitung auf andere Gebaude oder Brandabschnitte verhindern.

(2) Brandwéande sind erforderlich

1. as Gebaudeabschlusswand, ausgenommen von Kleingaragen einschliefdlich Abstellrdumen mit nicht mehr
als 20 m?2 Grundflache sowie von Gebauden im Sinne des § 6 Abs. 7 Satz 1 Nr. 3 mit nicht mehr als 20 m2
Grundflache, wenn diese Abschlusswande an oder mit einem Abstand von weniger als 2,50 m gegeniiber der
Grundstiicksgrenze errichtet werden, es sei denn, dass ein Abstand von mindestens 5 m zu bestehenden oder
nach den baurechtlichen Vorschriften zul&ssigen kiinftigen Gebduden gesichert i,

2. asinnere Brandwand zur Unterteilung ausgedehnter Gebaude in Absténden von nicht mehr als 40 m,

3. asinnere Brandwand zur Unterteilung landwirtschaftlich genutzter Gebdude in Brandabschnitte von nicht
mehr als 10.000 m3 Brutto-Rauminhalt,

4. als Gebdudeabschlusswand zwischen Wohngebauden und angebauten landwirtschaftlich genutzten Gebau-
den sowie als innere Brandwand zwischen dem Wohnteil und dem landwirtschaftlich genutzten Teil eines
Gebaudes.

(3) Brandwéande mussen auch unter zusétzlicher mechanischer Beanspruchung feuerbesténdig sein und aus nicht-
brennbaren Baustoffen bestehen. Anstelle von Brandwéanden sind in den Féllen des Absatzes 2 Nummer 1 bis 3
zuldssig

1. fir Gebdude der Gebaudeklasse 4 Wande, die auch unter zusétzlicher mechanischer Beanspruchung hoch-
feuerhemmend sind,

2. fur Gebaude der Gebaudeklassen 1 bis 3 hochfeuerhemmende Wande,

3. fur Gebédude der Gebdudeklassen 1 bis 3 Gebaudeabschlusswénde, die jeweils von innen nach auf3en die
Feuerwiderstandsféhigkeit der tragenden und aussteifenden Teile des Gebaudes, mindestens jedoch feuer-
hemmende Bauteile, und von aul3en nach innen die Feuerwiderstandsfahigkeit feuerbesténdiger Bauteile ha-
ben.

In den Féllen des Absatzes 2 Nummer 4 sind angtelle von Brandwéanden feuerbestdndige Wande zul&ssig, wenn
der Brutto-Rauminhalt des landwirtschaftlich genutzten Gebaudes oder Gebaudeteils nicht grofder als 2.000 m3
ist.

(4) Brandwande missen bis zur Bedachung durchgehen und in alen Geschossen Ubereinander angeordnet sein.
Abweichend davon dirfen anstelle innerer Brandwénde Wande geschossweise versetzt angeordnet werden,
wenn

1. dieWandeim Ubrigen Absatz 3 Satz 1 entsprechen,

2. die Decken, soweit siein Verbindung mit diesen Wanden stehen, feuerbestandig sind, aus nichtbrennbaren
Baustoffen bestehen und keine Offnungen haben,

3. dieBauteile, die diese Wande und Decken unterstiitzen, feuerbestdndig sind und aus nichtbrennbaren Bau-
stoffen bestehen,

4. die AuBBenwéande in der Breite des Versatzes in dem Geschoss oberhalb oder unterhalb des Versatzes feuer-
bestandig sind und

5. Offnungen in den AuRenwénden im Bereich des Versatzes so angeordnet oder andere Vorkehrungen so ge-
troffen sind, dass eine Brandausbreitung in andere Brandabschnitte nicht zu befirchten ist.

(5) Brandwéande sind 0,30 m Uber die Bedachung zu fuhren oder in Hohe der Dachhaut mit einer beiderseits 0,50
m auskragenden feuerbestdndigen Platte aus nichtbrennbaren Baustoffen abzuschlief3en; dartiber dirfen brenn-
bare Teile des Daches nicht hinweggefuhrt werden. Bei Gebauden der Gebdudeklassen 1 bis 3 sind Brandwénde
mindestens bis unter die Dachhaut zu fuhren. Verbleibende Hohlrdume sind vollstdndig mit nichtbrennbaren
Baustoffen auszuftllen.

(6) Miissen Gebaude oder Gebaudeteile, die Uber Eck zusammenstof3en, durch eine Brandwand getrennt werden,
so muss der Abstand dieser Wand von der inneren Ecke mindestens 5 m betragen; das gilt nicht, wenn der Win-
kel der inneren Ecke mehr als 120° betragt oder mindestens eine AufRenwand auf 5 m Lange as dffnungslose



feuerbestandige Wand aus nichtbrennbaren Baustoffen, bei Gebduden der Gebédudeklassen 1 bis 4 als 6ffnungs-
lose hochfeuerhemmende Wand, ausgebildet ist.

(7) Bauteile mit brennbaren Baustoffen dirfen tiber Brandwande nicht hinweggefthrt werden. Bei Aul3enwand-
konstruktionen, die eine seitliche Brandausbreitung begiingigen kénnen wie hinterlifteten AuRRenwandbeklei-
dungen oder Doppelfassaden, sind gegen die Brandausbreitung im Bereich der Brandwénde besondere Vorkeh-
rungen zu treffen. AulRenwandbekleidungen von Gebaudeabschlusswanden missen einschliefdich der Damm-
stoffe und Unterkonstruktionen nichtbrennbar sein. Bauteile dirfen in Brandwande nur soweit eingreifen, dass
deren Feuerwiderstandsfahigkeit nicht beeintrachtigt wird; fur Leitungen, Leitungsschlitze und Schornsteine gilt
dies entsprechend.

(8) Offnungen in Brandwanden sind unzuldssig. Sie sind in inneren Brandwéanden nur zuldssig, wenn sie auf die
fur die Nutzung erforderliche Zahl und GrofRe beschrankt sind; die Offnungen miissen feuerbestandige, dicht-
und sel bstschlieffende Abschltisse haben.

(9) In inneren Brandwéanden sind feuerbesténdige Verglasungen nur zuléssig, wenn sie auf die fir die Nutzung
erforderliche Zahl und Gréf3e beschrankt sind.

(10) Absatz 2 Nr. 1 gilt nicht fur seitliche Wénde von Vorbauten im Sinne des § 6 Abs. 6, wenn sie von dem
Nachbargebdude oder der Nachbargrenze einen Abstand einhalten, der ihrer eigenen Ausladung entspricht, min-
destens jedoch 1 m betragt.

(11) Die Absétze 4 bis 10 gelten entsprechend auch fir Wande, die nach Absatz 3 Satz 2 und 3 anstelle von
Brandwéanden zuléssig sind.

8 32 Decken

(1) Decken missen als tragende und raumabschliefRende Bauteile zwischen Geschossen im Brandfall aus-
reichend lang standsicher und widerstandsféhig gegen die Brandausbreitung sein. Sie miissen

1. in Gebduden der Gebdudeklasse 5 feuerbestandig,
2. in Gebauden de Gebaudeklasse 4 hochfeuerhemmend,
3. in Gebauden de Gebaudeklassen 2 und 3 feuerhemmend

sein. Satz 2 gilt
1. fir Geschosse im Dachraum nur, wenn dariiber Aufenthaltsrdume angeordnet sind; 8§ 30 Abs. 4 bleibt unbe-
rdhrt,

2. nicht fur Balkone, ausgenommen offene Génge, die al's notwendige Flure dienen.

(2) Im Kellergeschoss miissen Decken

1. in Gebduden der Gebdudeklassen 3 bis 5 feuerbestandig,
2. in Gebduden der Gebaudeklassen 1 und 2 feuerhemmend
Sein.

Decken miissen feuerbesténdig sein

1. unter und Uber R&umen mit Explosions- oder erhdhter Brandgefahr, ausgenommen in Wohngebduden der
Gebaudeklassen 1 und 2,

2. zwischen dem landwirtschaftlich genutzten Teil und dem Wohnteil eines Gebaudes.

(3) Der Anschluss der Decken an die AulBenwand ist so herzustellen, dass er den Anforderungen aus Absatz 1
Satz 1 genuigt.

(4) Offnungen in Decken, firr die eine Feuerwiderstandsfahigkeit vorgeschrieben ist, sind nur zuléssig
1. in Gebduden der Gebaudeklassen 1 und 2,

2. innerhalb derselben Nutzungseinheit mit nicht mehr als insgesamt 400 m? in nicht mehr als zwel Ge-
schossen,

3. im Ubrigen, wenn sie auf die fiir die Nutzung erforderliche Zahl und GréRe beschrankt sind und Abschliisse
mit der Feuerwiderstandsféhigkeit der Decke haben.



8 33 Décher

(1) Bedachungen miissen gegen eine Brandbeanspruchung von aufen durch FHugfeuer und strahlende Wérme
ausreichend lang widerstandsfahig sein (harte Bedachung).

(2) Bedachungen, die die Anforderungen nach Absatz 1 nicht erfiillen, sind zuléssig bei Gebauden der Geb&ude-
klasse 1, wenn die Dacher der Gebdude

1. enen Abstand von der Grundstiicksgrenze von mindestens 12 m,
2. von Gebduden auf demselben Grundstiick mit harter Bedachung einen Abstand von mindestens 15 m,

3. von Gebduden auf demselben Grundstiick mit Bedachungen, die die Anforderungen nach Absatz 1 nicht
erfillen, einen Abstand von mindestens 24 m,

4. von Gebauden auf demselben Grundstiick ohne Aufenthaltsrdume und ohne Feuerstétten mit nicht mehr als
50 m?® Brutto-Rauminhalt einen Abstand von mindestens5 m

einhalten. Soweit Gebdude nach Satz 1 Abstand halten miissen, gentigt bei Wohngebduden und Ferienwohnge-

bauden jeweils der Gebaudeklassen 1 und 2 in den Féllen

1. desSatzes 1 Nr. 1 ein Abstand von mindestens 6 m,

2. desSatzes 1 Nr. 2 ein Abstand von mindestens 9 m,

3. desSatzes 1 Nr. 3 ein Abstand von mindestens 12 m.

Gebdude mit harter Bedachung miissen von vorhandenen Gebduden mit weicher Bedachung nach Satz 1 auf

demselben Grundstiick einen Abstand von mindestens 15 m, von vorhandenen Gebauden mit weicher Beda-

chung nach Satz 2 auf demselben Grundstiick einen Abstand von mindestens 9 m einhaten. Abweichungen von

den Sétzen 1 und 2 sind auf Halligen, Warften sowie in Ortskernen mit bauhistorisch oder volkskundlich wert-

vollem Baubestand zuléssig, wenn wegen der Lage der Gebaude zueinander Bedenken, hinsichtlich des Brand-

schutzes zurtickgestelIt werden kénnen. Abwel chungen von Satz 3 sind zul 8ssig, wenn wegen des Brandschutzes

Bedenken nicht bestehen. Zur Befestigung wei cher Bedachung diirfen nur nichtbrennbare Stoffe verwendet wer-
den. In den Féllen des Satzes 1 Nr. 1 und des Satzes 2 Nr. 1 gilt 8 6 Abs. 2 Satz 2 entsprechend.

(3) Die Absétze 1 und 2 gelten nicht far
1. Gebaude ohne Aufenthatsrdume und ohne Feuerstatten mit nicht mehr als 50 m3 Brutto-Rauminhalt,

2. lichtdurchl&ssige Bedachungen aus nichtbrennbaren Baustoffen; brennbare Fugendichtungen und brennbare
Dammstoffe in nichtbrennbaren Profilen sind zuléssig,

3. Dachflachenfenster, Oberlichte und Lichtkuppeln von Wohngeb&uden,
4. Eingangsiiberdachungen und Vordacher aus nichtbrennbaren Baustoffen,
5.  Eingangsiiberdachungen aus brennbaren Baustoffen, wenn die Eingange nur zu Wohnungen fuhren.

(4) Abweichend von den Absétzen 1 und 2 sind
1. lichtdurchlassige Teilflachen aus brennbaren Baustoffen in Bedachungen nach Absatz 1 und
2. begriinte Bedachungen

zuldssig, wenn eine Brandentstehung bel einer Brandbeanspruchung von auf3en durch FHugfeuer und strahlende
Wérme nicht zu befiirchten ist oder VVorkehrungen hiergegen getroffen werden.

(5) Dachiubersténde, Dachgesimse und Dachaufbauten, lichtdurchléssige Bedachungen, Dachfléachenfenster,
Oberlichte, Lichtkuppeln und Solaranlagen sind so anzuordnen und herzustellen, dass Feuer nicht auf andere
Gebaudeteile und Nachbargrundstiicke tbertragen werden kann. Von Brandwanden und von Wénden, die angtel-
le von Brandwanden zuldssig sind, miissen mindestens 1,25 m entfernt sein

1. Dachflachenfenster, Oberlichte, Lichtkuppeln und Offnungen in der Bedachung, wenn diese Wande nicht
mindestens 0,30 m tber die Bedachung gefiihrt sind,

2. Solaranlagen, Dachgauben und &hnliche Dachaufbauten aus brennbaren Baustoffen, wenn sie nicht durch
diese Wande gegen Brandiibertragung geschiitzt sind.

(6) Déacher von traufseitig aneinander gebauten Gebduden missen als raumabschliefiende Bauteile fir eine
Brandbeanspruchung von innen nach auf3en einschliefllich der sie tragenden und aussteifenden Bauteile feuer-
hemmend sein. Offnungen in diesen Dachfl&chen milissen, waagerecht gemessen, mindestens 2 m von der Brand-
wand oder der Wand, die angelle der Brandwand zuldssig ist, entfernt sein.



(7) Déacher von Anbauten, die an AuRenwande mit Offnungen oder ohne Feuerwiderstandsfahigkeit anschliefen,
missen innerhalb eines Abstands von 5 m von diesen Wénden als raumabschliel3ende Bauteile fir eine Brandbe-
anspruchung von innen nach auf3en einschliefdich der sie tragenden und aussteifenden Bauteile die Feuerwider-
standsfahigkeit der Decken des Gebaudeteils haben, an den se angebaut werden. Dies gilt nicht fir Anbauten an
Wohngebaude der Gebaudeklassen 1 bis 3.

(8) Fur vom Dach aus vorzunehmende Arbeiten snd sicher benutzbare Vorrichtungen anzubringen.

Abschnitt V - Rettungswege, Offnungen, Umwehrungen
§ 34 Erster und zweiter Rettungsweg

(1) Fur Nutzungseinheiten mit mindestens einem Aufenthaltsraum wie Wohnungen, Praxen, selbststéndige Be-
triebsstatten missen in jedem Geschoss mindestens zwei voneinander unabhangige Rettungswege ins Freie vor-
handen sein; beide Rettungswege dirfen jedoch innerhalb des Geschosses Uber denselben notwendigen Flur
fuhren.

(2) FUr Nutzungseinheiten nach Absatz 1, die nicht zu ebener Erde liegen, muss der erste Rettungsweg tber eine
notwendige Treppe fuhren. Der zweite Rettungsweg kann eine weitere notwendige Treppe sein oder Uber eine
mit Rettungsgerdten der Feuerwehr erreichbare Stelle der Nutzungseinheit fihren. Ein zweiter Rettungsweg ist
nicht erforderlich, wenn die Rettung Uber einen sicher erreichbaren Treppenraum mdglich ist, in den Feuer und
Rauch nicht eindringen kénnen (Sicherhe tstreppenraum).

(3) Gebaude, deren zweiter Rettungsweg Uber Rettungsgeréte der Feuerwehr fihrt und bei denen die Oberkante
der Bristung von zum Anleitern bestimmten Fenstern oder Stellen mehr as 8 m Uber der festgelegten Gelande-
oberflache liegt, dirfen nur errichtet werden, wenn die Feuerwehr Uber die erforderlichen Rettungsgeréte wie
Hubrettungsfahrzeuge verfugt. Bei Sonderbauten ist der zweite Rettungsweg Uber Rettungsgeréte der Feuerwehr
nur zulassig, wenn keine Bedenken wegen der Personenrettung bestehen.

8§35 Treppen

(1) Jedes nicht zu ebener Erde liegende Geschoss und der benutzbare Dachraum eines Gebaudes miissen Uber
mindestens eine Treppe zuganglich sein (notwendige Treppe). Statt notwendiger Treppen sind Rampen mit bis
Zu 6 % Neigung zuléssig.

(2) Einschiebbare Treppen und Rolltreppen sind als notwendige Treppen unzuléssig. In Gebauden der Gebaude-
klassen 1 und 2 sind einschiebbare Treppen und Leitern as Zugang zu einem Dachraum ohne Aufenthaltsraum
zuldssig.

(3) Notwendige Treppen sind in einem Zuge zu allen angeschlossenen Geschaossen zu filhren; sie miissen mit den
Treppen zum Dachraum unmittelbar verbunden sein. Dies gilt nicht fur Treppen

1. in Gebauden der Gebaudeklassen 1 bis 3,
2. nach836Abs. 1Satz3Nr. 2;

(4) Dietragenden Teile notwendiger Treppen miissen

1. in Gebduden der Gebaudeklasse 5 feuerhemmend und aus nichtbrennbaren Baustoffen,
2. in Gebauden der Gebaudeklasse 4 aus nichtbrennbaren Baustoffen,

3. in Gebauden der Gebaudeklasse 3 aus nichtbrennbaren Baustoffen oder feuerhemmend

sein. Tragende Teile von AulRentreppen nach 8 36 Abs. 1 Satz 3 Nr. 3 fir Gebéaude der Gebaudeklassen 3 bis 5
miissen aus nichtbrennbaren Baustoffen bestehen.

(5) Die nutzbare Breite der Treppenldufe und Treppenabsitze notwendiger Treppen muss fir den grofiten zu
erwartenden Verkehr ausreichen.

(6) Treppen missen einen festen und griffsicheren Handlauf haben. Fir Treppen sind Handldufe auf beiden
Seiten und Zwischenhandl&ufe vorzusehen, soweit die Verkehrssicherheit dies erfordert.



(7) Eine Treppe darf nicht unmittelbar hinter einer Tlr beginnen, die in Richtung der Treppe aufschlégt; zwi-
schen Treppe und Tir ist ein ausreichender Treppenabsatz anzuordnen.

(8) In und an Gebduden, in denen mit der Anwesenheit von Kindern gerechnet werden muss, darf bei Treppen
ohne Setzstufen oder ohne geschlossene Unterseiten das lichte MaR der Offnung zwischen den Trittstufen 12 cm
nicht Ubersteigen.

§ 36 Notwendige Treppenr aume, Ausgange

(1) Jede notwendige Treppe muss zur Sicherstellung der Rettungswege aus den Geschossen ins Freie in einem
eigenen, durchgehenden Treppenraum liegen (notwendiger Treppenraum). Notwendige Treppenrdume miissen
so0 angeordnet und ausgebildet sein, dass die Nutzung der notwendigen Treppen im Brandfall ausreichend lang
moglich ist. Notwendige Treppen sind ohne elgenen Treppenraum zul8ssig

1. in Gebauden der Gebaudeklassen 1 und 2,

2. fiur die Verbindung von hdchstens zwei Geschossen innerhalb derselben Nutzungseinheit von insgesamt
nicht mehr als 200 m?, wenn in jedem Geschoss ein anderer Rettungsweg erreicht werden kann,

3. asAulentreppe, wenn ihre Nutzung ausreichend sicher ist und im Brandfall nicht geféhrdet werden kann.

(2) Von jeder Stelle eines Aufenthaltsraumes sowie eines Kellergeschosses muss mindestens ein Ausgang in
einen notwendigen Treppenraum oder ins Freie in hochstens 35 m Entfernung erreichbar sein. Ubereinander
liegende Kelergeschosse missen jeweils mindestens zwel Ausgdnge in notwendige Treppenrdume oder ins
Freie haben. Sind mehrere notwendige Treppenrédume erforderlich, missen sie so verteilt sein, dass sie moglichst
entgegengesetzt liegen und die Rettungswege maglichst kurz sind.

(3) Jeder notwendige Treppenraum muss einen unmittelbaren Ausgang ins Freie haben. Sofern der Ausgang
eines notwendigen Treppenraumes nicht unmittelbar ins Freie fihrt, muss der Raum zwischen dem notwendigen
Treppenraum und dem Ausgang insFreie

1. mindestens so breit sein wie die dazugehdrigen Treppenlaufe,

2. Wande haben, die die Anforderungen an die Wande des Treppenraumes erfillen,
3. rauchdichte und selbstschlief3ende Abschllisse zu notwendigen FHuren haben und
4. ohne Offnungen zu anderen R&aumen, ausgenommen zu notwendigen Fluren, sein.

(4) Die Wande notwendiger Treppenraume miissen a's raumabschlief3ende Bauteile
1. in Gebauden der Gebaudeklasse 5 die Bauart von Brandwanden haben,

2. in Gebduden der Gebdudeklasse 4 auch unter zusétzlicher mechanischer Beanspruchung hochfeuer-
hemmend und

3. in Gebauden de Gebaudeklasse 3 feuerhemmend

sein; 8 28 Absatz 2 Nummer 1 bleibt unbertihrt. Diesist nicht erforderlich fir Auf3enwéande von Treppenraumen,
die aus nichtbrennbaren Baustoffen bestehen und durch andere an diese Aul3enwénde anschlief3ende Gebaudetei -
le im Brandfall nicht gefahrdet werden kdnnen. Der obere Abschluss notwendiger Treppenrdume muss als raum-
abschlief3endes Bauteil die Feuerwiderstandsfahigkeit der Decken des Gebaudes haben; dies gilt nicht, wenn der
obere Abschluss das Dach ist und die Treppenraumwande bis unter die Dachhaut reichen.

(5) In notwendigen Treppenrdumen und in R&umen nach Absatz 3 Satz 2 missen
1. Bekleidungen, Putze, Dammstoffe, Unterdecken und Einbauten aus nichtbrennbaren Baustoffen bestehen,

2. Wande und Decken aus brennbaren Baustoffen eine Bekleidung aus nichtbrennbaren Baustoffen in ausrei-
chender Dicke haben,

3. Bodenbe&ge, ausgenommen Gleitschutzprofile, aus mindestens schwerentflammbaren Baustoffen bestehen.

(6) In notwendigen Treppenrdumen miissen Offnungen

1. zuKeélergeschossen, zu nicht ausgebauten Dachrdumen, Werkstétten, Laden, Lager- und dhnlichen Raumen
sowie zu sonstigen Raumen und Nutzungseinheiten mit einer Fldche von mehr als 200 m?, ausgenommen
Wohnungen, mindestens feuerhemmende, rauchdichte und sel bstschliel3ende Abschllisse,

2. zu notwendigen Fluren rauchdichte und sel bstschlief3ende Abschllisse,
3. zu songigen Raumen und Nutzungseinheiten mindestens dicht- und selbstschlief3ende Abschliisse



haben. Die Feuerschutz- und Rauchschutzabschliisse dirfen lichtdurchlassige Seitenteile und Oberlichte enthal-
ten, wenn der Abschluss insgesamt nicht breiter als2,50 migt.

(7) Notwendige Treppenréume missen zu beleuchten sein. Notwendige Treppenréume ohne Fenster miissen in
Gebduden mit einer Hohe nach 8§ 2 Absatz 4 Satz 2 von mehr als 13 m eine Sicherheitsbel euchtung haben.

(8) Notwendige Treppenrdume miissen bel tftet und zur Unterstiitzung wirksamer Léscharbeiten entraucht wer-
den kdnnen. Sie muissen

1. in jedem oberirdischen Geschoss unmittelbar ins Freie filhrende Fenster mit einem freien Querschnitt von
mindestens 0,50 m? haben, die getffnet werden konnen, oder

2. an der obersten Stelle eine Offnung zur Rauchableitung haben.

In den Fallen des Satzes 2 Nummer 1 ist in Gebauden der Gebaudeklasse 5 mit einer Hohe nach § 2 Absatz 4
Satz 2 von mehr als 13 m an der obersten Stelle eine Offnung zur Rauchableitung erforderlich; in den Féllen des
Satzes 2 Nummer 2 sind in Gebduden der Gebaudeklassen 4 und 5, soweit dies zur Erfillung; der Anforderun-
gen nach Satz 1 erforderlich ist, besondere Vorkehrungen zu treffen. Offnungen zur Rauchableitung nach Satz 2
und 3 missen in jedem Treppenraum einen freien Querschnitt von mindestens 1 m2 und Vorrichtungen zum
Offnen ihrer Abschliisse haben, die vom Erdgeschoss sowie vom obersten Treppenabsatz aus bedienbar sind.

§ 37 Notwendige Flur e, offene Génge

(1) Flure, Gber die Rettungswege aus Aufenthaltsr@umen oder aus Nutzungseinheiten mit Aufenthaltsraumen zu
Ausgangen in notwendige Treppenrdume oder ins Freie fiilhren (notwendige Flure), missen so angeordnet und
ausgebildet sein, dass die Nutzung im Brandfall ausreichend lang mdglich ist. Notwendige Flure sind nicht er-
forderlich

1. in Wohngebauden der Gebaudeklassen 1 und 2,

2. in songtigen Gebduden der Gebdudeklassen 1 und 2, ausgenommen in Kellergeschossen,

3. innerhab von Nutzungseinheiten mit nicht mehr als 200 m? und innerhalb von Wohnungen,
4

innerhalb von Nutzungseinheiten, die einer Biro- oder Verwaltungsnutzung dienen, mit nicht mehr als
400 m?; das gilt auch fur Teile grof3erer Nutzungseinheiten, wenn diese Teile nicht grofer als 400 m? sind,
Trennwéande nach § 30 Abs. 2 Nr. 1 haben und jeder Teil unabhdngig von anderen Teilen Rettungswege
nach § 34 Abs. 1 hat.

(2) Notwendige Flure miissen so breit sein, dass sie fir den grofdten zu erwartenden Verkehr ausreichen. In den
Fluren ist eine Folge von weniger alsdrei Stufen unzul ssig.

(3) Notwendige Flure sind durch nichtabschlief3bare, rauchdichte und selbstschlief3ende Abschliisse in Rauchab-
schnitte zu unterteilen. Die Rauchabschnitte sollen nicht 18nger als 30 m sein. Die Abschliisse sind bis an die
Rohdecke zu fihren; sie dirfen bis an die Unterdecke der Flure gefiihrt werden, wenn die Unterdecke feuer-
hemmend ist. Notwendige Flure mit nur einer Fluchtrichtung, die zu einem Sicherheitstreppenraum fuhren, dir-
fen nicht langer als 15 m sein. Die Sé&tze 1 bis 4 gelten nicht fir offene Génge nach Absatz 5.

(4) Die Wande notwendiger Flure missen als raumabschlief3ende Bauteile feuerhemmend, in Kellergeschossen,
deren tragende und aussteifende Bauteile feuerbestadndig sein missen, feuerbesténdig sein. Die Wénde sind bis
an die Rohdecke zu filhren. Sie dirfen bis an die Unterdecke der Flure gefiihrt werden, wenn die Unterdecke
feuerhemmend und ein demjenigen nach Satz 1 vergleichbarer Raumabschluss sichergestellt ist.

Tiren in diesen Wanden miissen dicht schlieen; Offnungen zu Lagerbereichen im Kellergeschoss miissen
feuerhemmende, dicht- und sel bstschlief?ende Abschllisse haben.

(5) Fur Wande und Bristungen notwendiger Flure mit nur einer Fluchtrichtung, die als offene Gange vor den
Aulenwéanden angeordnet sind, gilt Absatz 4 entsprechend. Fenster sind in diesen AuRenwénden ab einer Bris-
tungshohe von 0,90 m zul&ssig.

(6) In notwendigen Huren sowie in offenen Gangen nach Absatz 5 miissen
1. Bekleidungen, Putze, Unterdecken und Dédmmstoffe aus nichtbrennbaren Baustoffen bestehen,

2. Wande und Decken aus brennbaren Baustoffen eine Bekleidung aus nichtbrennbaren Baustoffen in aus-
reichender Dicke haben.



§ 38 Fenster, Tiren, sonstige (")ffnungen

(1) Kénnen die Fensterflachen nicht gefahrlos vom Erdboden, vom Innern des Gebdudes, von Loggien oder
Balkonen aus gereinigt werden, so sind Vorrichtungen wie Aufziige, Halterungen oder Stangen anzubringen, die
eine Reinigung von aul3en ermdglichen.

(2) Glastiren und andere Glasflachen, die bis zum Fuf3boden allgemein zuganglicher Verkehrsflachen herab-
reichen, miissen bruchscher sein und sind so zu kennzeichnen, dass sie leicht erkannt werden kénnen. Welitere
Schutzmaliahmen sind fiir groRere Glasflachen vorzusehen, wenn dies die Verkehrssicherheit erfordert.

(3) Eingangstiiren von Wohnungen, die Uber Aufziige erreichbar sein miissen, miissen eine lichte Durchgangs-
breite von mindestens 0,90 m haben.

(4) Jedes Kellergeschoss ohne Fenster muss mindestens eine Offnung mit einem freien Querschnitt von mindes-
tens 0,50 m? ins Freie haben, um eine Rauchableitung zu erméglichen. Gemeinsame Kellerlichtschéchte fir
Ubereinander liegende Kellergeschosse sind unzul&ssig.

(5) Fengter, die a's Rettungswege nach § 34 Abs. 2 Satz 2 dienen, missen im Lichten mindestens 0,90 m x 1,20
m grof3 und dirfen nicht hther als 1,20 m Uber der Ful3bodenoberkante angeordnet sein. Liegen diese Fenster in
Dachschrégen oder Dachaufbauten, so darf ihre Unterkante oder ein davor liegender Austritt von der Traufkante
horizontal gemessen nicht mehr als 1 m entfernt sein.

§ 39 Umwehrungen

(2) In, an und auf baulichen Anlagen sind zu umwehren oder mit Bristungen zu versehen:

1. FHéchen, dieim Allgemeinen zum Begehen bestimmt sind und unmittelbar an mehr als 1 m tiefer liegende
Flachen angrenzen; dies gilt nicht, wenn die Umwehrung dem Zweck der Flachen widerspricht,

2. nicht begehbare Oberlichte und Glasabdeckungen in Flachen, die im Allgemeinen zum Begehen bestimmt
sind, wenn sie weniger a's 0,50 m aus diesen Flachen herausragen,

3. Décher oder Dachteile, die zum auch nur zeitweiligen Aufenthalt von Menschen bestimmt sind,

4. Offnungen in begehbaren Decken sowie in Dachern oder Dachteilen nach Nummer 3, wenn sie nicht sicher
abgedeckt sind,

5. nicht begehbare Glasflachen in Decken sowie in Dachern oder Dachteilen nach Nummer 3,

6. diefreien Seiten von Treppenl&ufen, Treppenabsitzen und Treppendffnungen (Treppenaugen),

7. Kdlerlichtschachte und Betriebsschéachte, die an Verkehrsflachen liegen, wenn se nicht verkehrssicher
abgedeckt sind.

(2) In Verkehrsflachen liegende Kdllerlichtschéchte und Betriebsschachte sind in Hohe der Verkehrsflache ver-
kehrssicher abzudecken. An und in Verkehrsflachen liegende Abdeckungen miissen gegen unbefugtes Abheben
gesichert sein. Fenster, die unmittelbar an Treppen liegen und deren Bristung unter der notwendigen
Umwehrungshohe liegen, sind zu sichern.

(3) Fensgterbriistungen von Fléchen mit einer Absturzhohe bis zu 12 m miissen mindestens 0,80 m, von Fléchen
mit mehr als 12 m Absturzhéhe mindestens 0,90 m hoch sain. Geringere Bristungshohen sind zuldssig, wenn
durch andere Vorrichtungen wie Geldnder die nach Absatz 4 vorgeschriebenen MindesthGhen eingehalten wer-
den.

(4) Andere notwendige Umwehrungen miissen folgende Mindesththen haben:

1. Umwehrungen zur Sicherung von Offnungen in begehbaren Decken und Déchern sowie Umwehrungen von
Fléchen mit einer Absturzhéhe
von 1mbiszu 12 m 0,90 m,

2. Umwehrungen von Fl&chen mit mehr als
12 m Absturzhdhe 1,10 m.



Abschnitt VI - Technische Gebaudeausr tistung

8 40 Aufziige

(1) Aufziige im Innern von Gebduden missen eigene Fahrschachte haben, um eine Brandausbreitung in andere
Geschosse ausreichend lang zu verhindern. In einem Fahrschacht dirfen bis zu drel Aufziige liegen. Aufziige
ohne eigene Fahrschéchte sind zuléssig

1. innerhalb eines notwendigen Treppenraumes, ausgenommen in Hochhdusern,

2. innerhalb von Raumen, die Geschosse tberbriicken,

3. zur Verbindung von Geschossen, die offen miteinander in Verbindung stehen diirfen,
4. in Gebauden der Gebdudeklassen 1 und 2;

sie missen sicher umkleidet sein.

(2) Die Fahrschachtwande miissen al's raumabschlieffende Bauteile

1. in Gebduden der Gebdudeklasse 5 feuerbestdndig und aus nichtbrennbaren Baustoffen,
2. in Gebduden der Gebaudeklasse 4 hochfeuerhemmend,

3. in Gebduden der Gebdudeklasse 3 feuerhemmend

sein; Fahrschachtwénde aus brennbaren Baustoffen miissen schachtseitig eine Bekleidung aus nichtbrennbaren
Baustoffen in ausreichender Dicke haben. Fahrschachttiren und andere Offnungen in Fahrschachtwanden mit
erforderlicher Feuerwiderstandsféhigkeit sind so herzustellen, dass die Anforderungen nach Absatz 1 Satz 1
nicht beeintréchtigt werden.

(3) Fahrschachte miissen zu liiften sein und eine Offnung zur Rauchableitung mit einem freien Querschnitt von
mindestens 2,5 % der Fahrschachtgrundflache, mindestens jedoch 0,10 m? haben. Diese Offnung darf einen
Abschluss haben, der sich im Brandfall selbsttétig 6ffnet und von mindestens einer geeigneten Stelle aus bedien-
bar ist. Die Lage der Rauchaugtrittsdffnungen muss so gewdahlt werden, dass der Rauchaudtritt durch Windein-
fluss nicht beeintréchtigt wird.

(4) Gebaude mit einer Hohe nach 8§ 2 Absatz 4 Satz 2 von mehr als 13 m missen Aufziige in ausreichender Zahl
haben. Von diesen Aufziigen muss mindestens ein Aufzug Kinderwagen, Rollstiihle, Krankentragen und Lasten
aufnehmen konnen und Haltestellen in allen Geschossen mit Aufenthaltsréumen und erforderlichen Nebenr&u-
men haben. Dieser Aufzug muss von allen Geschossen mit Aufenthaltsrdumen und erforderlichen Nebenrdumen
im Gebaude und von der offentlichen Verkehrsflache aus barrierefrel erreichbar sein. § 52 Abs. 3 und 4 Satz 1
bis 5 gilt entsprechend.

(5) Fahrkorbe zur Aufnahme einer Krankentrage missen eine nutzbare Grundflache von mindestens 1,10 m x
2,10 m, zur Aufnahme eines Rollstuhls von mindestens 1,10 m x 1,40 m haben; Tiren missen eine lichte
Durchgangsbreite von mindestens 0,90 m haben. In einem Aufzug fir Rollstiihle und Krankentragen darf der fur
Rollstiihle nicht erforderliche Tell der Fahrkorbgrundfléche durch eine verschliefRbare Tir abgesperrt werden.
Vor den Aufziigen muss eine ausrei chende Bewegungsflache vorhanden sein.

8 41 L eitungsanlagen, I nstallationsschachte und -kanéle

(1) Leitungen dirfen durch raumabschlief3ende Bauteile, fir die eine Feuerwiderstandsféhigkeit vorgeschrieben
ist, nur hindurchgefihrt werden, wenn eine Brandausbreitung tiber einen ausreichend lang bemessenen Zeitraum
nicht zu beflirchten ist oder Vorkehrungen hierfiir getroffen sind; dies gilt nicht

1. fir Gebdude der Gebdudeklassen 1 und 2,
2. innerhalb von Wohnungen,

3. innerhalb derselben Nutzungseinheit mit nicht mehr as insgesamt 400 m? in nicht mehr als zwel Geschos-
sen.

(2) In notwendigen Treppenrdumen, in R&umen nach § 36 Absatz 3 Satz 2 und in notwendigen Fluren sind Lei-
tungsanlagen nur zul&ssig, wenn eine Nutzung als Rettungsweg im Brandfall ausreichend lang mdglich ist.

(3) Fur Install ationsschéachte und -kanéle gelten Absatz 1 sowie § 42 Absatz 2 und 3 entsprechend.



§ 42 L iftungsanlagen

(1) Luftungsanlagen missen betriebssicher und brandsicher sein; sie dirfen den ordnungsgemélen Betrieb von
Feuerungsanlagen nicht beeintréchtigen.

(2) Luftungsleitungen sowie deren Bekleidungen und D&mmstoffe miissen aus nichtbrennbaren Baustoffen be-
stehen; brennbare Baustoffe sind zuldssig, wenn ein Beitrag der Liftungdeitung zur Brandentstehung und
Brandweiterleitung nicht zu befirchten ist. Liftungseitungen dirfen raumabschliel3ende Bauteile, fir die eine
Feuerwiderstandsféhigkeit vorgeschrieben ist, nur Uberbriicken, wenn eine Brandausbreitung ausreichend lang
nicht zu beflirchten ist oder wenn Vorkehrungen hiergegen getroffen sind.

(3) Luftungsanlagen sind so herzustellen, dass sie Geriiche, Staub und Gerausche nicht in andere Rdume tibertra-
gen.

(4) Luftungsanlagen dirfen nicht in Abgasanlagen eingefiihrt werden; die gemeinsame Nutzung von Liftungs-
leitungen zur Liftung und zur Ableitung der Abgase von Feuerstdtten ist zuldssig, wenn keine Bedenken wegen
der Betriebssicherheit und des Brandschutzes bestehen. Die Abluft ist ins Freie zu fuhren. Gertiche, Staub und
Gerdusche aus L iftungsanlagen dirfen nicht zu Gesundheitsbeeintréchtigungen oder unzumutbaren Bel&stigun-
gen in der Nachbarschaft fihren. Nicht zur Liftungsanlage gehdrende Einrichtungen sind in Liftungsleitungen
unzuléssig.

(5) Die Absétze 2 und 3 gelten nicht

1. fur Gebaude der Gebaudeklassen 1 und 2,

2. innerhalb von Wohnungen,

3. innerhalb derselben Nutzungseinheit mit nicht mehr als 400 m2 in nicht mehr als zwei Geschossen.

(6) Fur raumlufttechnische Anlagen und Warmluftheizungen gelten die Absétze 1 bis 5 entsprechend.

8§ 43 Feuer ungsanlagen, sonstige Anlagen zur Wa&r meer zeugung, Brennstoffver sorgung
(1) Feuerstétten und Abgasanlagen (Feuerungsanlagen) miissen betriebssicher und brandsicher sein.

(2) Feuergtétten dirfen in R&umen nur aufgestellt werden, wenn nach der Art der Feuerstétte und nach Lage,
Grolie, baulicher Beschaffenheit und Nutzung der R&ume Gefahren nicht entstehen.

(3) Abgase von Feuerstétten sind durch Abgasleitungen, Schorngteine und Verbindungsstiicke (Abgasanlagen)
so abzufiihren, dass keine Gefahren oder unzumutbaren Belastigungen entstehen. Abgasanlagen sind in solcher
Zahl und Lage und so herzustellen, dass die Feuerstétten des Gebdudes ordnungsgemald angeschl ossen werden
kénnen. Sie missen leicht gereinigt werden kénnen.

(4) Behdlter und Rohrleitungen fir brennbare Gase und Fiissigkeiten miissen betriebssicher und brandsicher
sein. Diese Behédlter sowie feste Brenngtoffe sind so aufzustellen oder zu lagern, dass keine Gefahren oder un-
zumutbaren Belastigungen entstehen.

(5) Fur die Aufstellung von ortsfesten Verbrennungsmotoren, Blockhei zkraftwerken, Brenngoffzellen und Ver-
dichtern sowie die Ableitung ihrer Verbrennungsgase gelten die Absétze 1 bis 3 entsprechend.

§ 44 Sanitére Anlagen, Wasser zahler
(1) Fensterlose Bader und Toiletten sind nur zuléssig, wenn eine wirksame L iftung gewdahrleiget ist.

(2) Jede Wohnung oder Nutzungseinheit in Gebduden, die tberwiegend Wohnzwecken dienen, muss einen eige-
nen Wasserzdhler haben. Die Eigentimerinnen oder Eigentimer bestehender Gebaude sind verpflichtet, Woh-
nungen ohne eigene Wasserzéhler im Rahmen einer Erneuerung oder wesentlichen Anderung der Trinkwasserin-
stallationen im Gebaude, mit solchen Einrichtungen nachtréglich auszuriisten. Abweichungen sind zuzul assen,
soweit die Ausriistung wegen besonderer Umstande durch einen unangemessenen Aufwand oder in songtiger
Weise zu unverhaltnisméafigen Kosten fihrt.



8 45 Kleinklaranlagen, Gruben und Anlagen zum L ager n von Jauche, Giille, Festmist und
Silagesicker séften

(1) Kleinkldranlagen und Gruben miissen wasserdicht und ausreichend grofd sein. Sie missen eine dichte und
sichere Abdeckung sowie Reinigungs- und Entleerungsffnungen haben. Diese Offnungen diirfen nur vom Frei-
en aus zuganglich sein. Die Anlagen snd so zu entlUften, dass Gesundheitsschaden oder unzumutbare Bel&sti-
gungen nicht entstehen. Die Zuleitungen zu Abwasserentsorgungsanl agen miissen geschlossen, dicht und, soweit
erforderlich, zum Reinigen geeignet sein.

(2) Anlagen zum Lagern von Jauche, Gille, Festmist und Silagesickersaften sind mit wasserundurchlassigen
Bdden anzulegen. Die Wénde miissen ausreichend hoch wasserundurchlassig sein. Fliissige Abgénge aus Stéllen
und Anlagen zum Lagern von Festmist sind in Jauche- und Glillebehdlter, aus Silagen in dichte Behdter, insbe-
sondere Gullebehdlter, zu leiten, die keine Verbindung zu Abwasserbeseitigungsanlagen haben dirfen.

8§ 46 Aufbewahrung fester Abfall- und Wertstoffe

Feste Abfall- und Wertstoffe dirfen innerhalb von Gebauden voriibergehend aufbewahrt werden, in Gebauden
der Gebdudeklassen 3 bis 5 jedoch nur, wenn die daftir bestimmten Rdume

1. Trennwande und Decken als raumabschlieffende Bauteile mit der Feuerwiderstandsféhigkeit der tragenden
Wande und

2. Offnungen vom Gebaudeinnern zum Aufstellraum mit feuerhemmenden, dicht- und selbstschlieRenden
Abschliissen haben,

3. unmittelbar vom Freien entleert werden konnen und
4. eine standig wirksame L iiftung haben.
In Wohngebduden ist der Einbau von Abfallschéchten unzuldssig. Bei der Errichtung sonstiger Gebaude ist die

Anlage von Abfallschachten nur zuldssig, wenn eine getrennte Erfassung der festen Abfall- und Wertstoffe si-
chergestellt ist.

§ 47 Blitzschutzanlagen

Bauliche Anlagen, bei denen nach Lage, Bauart oder Nutzung Blitzschlag leicht eintreten oder zu schweren
Folgen fiihren kann, sind mit dauernd wirksamen Blitzschutzanlagen zu versehen.

Abschnitt VII - Nutzungsbedingte Anforderungen

8 48 Aufenthaltsr dume

(1) Aufenthaltsrdume miissen eine lichte Raumhdhe von mindestens 2,40 m haben. Aufenthaltsréume im Dach-
raum mussen eine lichte Héhe von mindestens 2,30 m tiber mindestens der Hélfte ihrer Grundflache haben;
Raumteile mit einer lichten Hohe bis zu 1,50 m bleiben bei der Berechnung der Grundfl&che aul3er Betracht.

(2) Aufenthatsraume miissen unmittelbar ins Freie fihrende Fenster von solcher Anzahl und Beschaffenheit
haben, dass die Raume ausreichend beltiftet und mit Tagedlicht belichtet werden kdnnen (notwendige Fenster).
Das Rohbaumal3 der Fenstertéffnungen muss mindestens ein Achtel der nutzbaren Grundfléche des Raumes ein-
schliefflich der nutzbaren Grundfléche verglaster Vorbauten und Loggien haben. Oberlichter anstelle von Fens-
tern sind zul&ssig, wenn wegen der Nutzung des Aufenthaltsraumes Bedenken nicht bestehen. Verglaste Vorbau-
ten und Loggien sind vor notwendigen Fenstern zuléssig, wenn fir die dahinter liegenden R&ume eine ausre-
chende Belichtung mit Tagedlicht und LUftung sichergestellt ist.

(3) Aufenthaltsrdume, deren Nutzung eine Belichtung mit Tagedlicht verbietet, sowie Verkaufsrdume, Schank-
und Speisegaststétten, drztliche Be-handlungs-, Sport-, Spiel-, Werk- und dhnliche R&ume sind ohne Fenster
zuldssig.



§ 49 Wohnungen

(1) Jede Wohnung muss eine Kiche oder Kochnische haben. Fensterlose Kiichen oder Kochnischen sind zu-
|&ssig, wenn eine wirksame L Uftung gewdahrleistet ist.

(2) Jede Wohnung muss Uber Abstellraum von mindestens 6 m? verfiigen; davon muss mindestens 1 m? Abstell-
flache innerhalb der Wohnung liegen. In Wohngebduden der Gebaudeklassen 3 bis 5 sind leicht erreichbare und
gut zugangliche abschliel3bare Abstellrdume fir Kinderwagen, Fahrréder sowie abgetrennt auch fir Rollstiihle
und Mobilitétshilfen herzustellen. Sie sind auch ebenerdig in der Abstandflche von Gebduden zuléssig.

(3) Jede Wohnung muss ein Bad mit Badewanne oder Dusche und eine Toilette haben. Toailetten fiir Wohnungen
mussen innerhalb der Wohnung liegen.

(4) In Wohnungen missen Schlafréaume, Kinderzimmer und Fure, Uber die Rettungswege von Aufenthalts
réumen fuhren, jeweils mindestens einen Rauchwarnmelder haben. Die Rauchwarnmelder miissen so eingebaut
und betrieben werden, dass Brandrauch friihzeitig erkannt und gemeldet wird. Die Eigentiimerinnen oder Eigen-
timer vorhandener Wohnungen sind verpflichtet, jede Wohnung bis zum 31. Dezember 2010 mit Rauchwarn-
melder auszuriisten. Die Sicherstellung der Betriebsbereitschaft obliegt den unmittelbaren Besitzerinnen oder
Besitzern, es sei denn, die Eigentimerin oder der Eigentiimer Gbernimmt diese Verpflichtung selbst.

§ 50 Stellplatze und Garagen, Abstellanlagen fur Fahrrader

(1) Bauliche Anlagen sowie andere Anlagen, bei denen ein Zu- oder Abgangsverkehr zu erwarten ist, dirfen nur
errichtet werden, wenn Stellplétze oder Garagen in ausreichender Grof3e und in geeigneter Beschaffenheit (not-
wendige Stellplétze oder Garagen) sowie Abstellanlagen fir Fahrréder hergestellt werden. Ihre Anzahl und Gré-
[3erichtet sich nach Art und Anzahl der tatsichlich vorhandenen und zu erwartenden Kraftfahrzeuge und Fahrré-
der der sténdigen Benutzerinnen und Benutzer und der Besucherinnen und Besucher der Anlagen. Wird die An-
zahl durch eine ortliche Bauvorschrift nach § 84 Absatz 4 Nummer 8 festgelegt, ist diese maiigeblich. Es kann
gestattet werden, dass die notwendigen Stellplétze oder Garagen sowie die Abstellanlagen fir Fahrréder inner-
halb einer angemessenen Frist nach Fertigstellung der Anlage im Sinne des Satzes 1 hergestellt werden. Mit
Einversténdnis der Gemeinde kann ganz oder teilweise auf die Herstellung von Stellplétzen und Garagen und die
Zahlung eines Geldbetrages zur Abldsung verzichtet werden. Das gilt insbesondere dann, wenn eine giinstige
Anbindung an den &ffentlichen Personennahverkehr besteht oder ausrei chende Fahrradwege vorhanden sind oder
die Schaffung oder Erneuerung von Wohnraum, die im offentlichen Interesse liegt, erschwert oder verhindert
wirde. Stellplétze, Garagen oder Abstellanlagen fur Fahrréder konnen mit Einversténdnis der Gemeindein alen
Baugebieten fur verschiedene Vorhaben mehrfach genutzt werden, wenn sich ihre Nutzungszeiten nicht tber-
schneiden und deren Zuordnung zu den Vorhaben 6ffentlich-rechtlich gesichert ig.

(2) Anderungen von Anlagen nach Absatz 1 sind nur zuldssig, wenn Stellplétze oder Garagen sowie Abstell-
anlagen fur Fahrrader in solcher Anzahl und GroRe hergestellt werden, dass sie die infolge der Anderung zusit z-
lich zu erwartenden Kraftfahrzeuge und Fahrréder aufnehmen kénnen. Absatz 1 Satz 5 bis 7 gilt entsprechend.

(3) Fur bestehende bauliche Anlagen und sonstige Anlagen kann die Bauaufsichtsbehdrde im Einzelfall die Her-
stellung von Stellplédtzen oder Garagen sowie Abstellanlagen fur Fahrréder fordern, wenn dies im Hinblick auf
die Art und Anzahl der Kraftfahrzeuge und der Fahrrdder der stdndigen Benutzerinnen und stdndigen Benutzer
und der Besucherinnen und Besucher der Anlage aus Grinden der Sicherheit, des Verkehrs geboten ist. Die hier-
fur bendtigten Flachen missen in geeigneter Lage und Grof3e auf dem Baugrundstiick oder in zumutbarer Ent-
fernung davon vorhanden sein oder durch zumutbare Maldnahmen frei und zuganglich gemacht werden kénnen.
Die Gemeinde kann durch ¢rtliche Bauvorschrift bestimmen, dass in genau abgegrenzten Teilen des Gemeinde-
gebietes Stellplétze oder Garagen sowie Abstellanlagen fur Fahrréder fir bestehende bauliche Anlagen herzu-
stellen sind, wenn die Bediirfnisse des ruhenden oder fliel3enden Verkehrs dies erfordern.

(4) Die Herstellung von Garagen anstelle von Stellplétzen oder von Stellpldtzen anstelle von Garagen kann im
Einzelfall gefordert werden, wenn die 6ffentliche Sicherheit oder die in Absatz 9 genannten Erfordernisse dies
gebieten.

(5) Die Stellplétze und Garagen sowie Abstellanlagen fir Fahrréder sind auf dem Baugrundstiick herzustellen;
die Stellplétze und Garagen dirfen auch in zumutbarer Entfernung vom Baugrundstiick, die Abstellanlagen fur
Fahrrdder in unmittelbarer Nahe auf einem geeigneten Grundstiick hergestellt werden, dessen Benutzung fir



diesen Zweck offentlich-rechtlich gesichert wird. Die Verpflichtung zur Herstellung notwendiger Stellplétze
kann mit Einverstdndnis der Gemeinde auch durch Zahlung eines Geldbetrages erfillt werden; Absatz 6 Satz 3
und 4 gilt entsprechend. Die Bauaufsi chtsbehérde kann, wenn Griinde des Verkehrs dies erfordern, im Einzelfall
bestimmen, dass die Stellplétze oder Garagen sowie Abstellanlagen fur Fahrrader auf dem Baugrundstiick oder
auf einem anderen Grundstiick herzustellen sind. Die Gemeinde kann durch értliche Bauvorschrift fir genau
abgegrenzte Teile des Gemeindegebietes die Herstellung von Stellplétzen und Garagen untersagen oder ein-
schranken, wenn und soweit Griinde des Verkehrs, stadtebauliche Griinde oder Griinde des Umweltschutzes dies
erfordern.

(6) Ist die Herstellung von Stellpldtzen und Garagen oder Abstellanlagen fir Fahrréader nach Absatz 5 Satz 1
nicht oder nur unter grof3en Schwierigkeiten maglich, so kann die Bauaufsichtsbehdrde mit Einversténdnis der
Gemeinde verlangen, dass die oder der zur Herstellung Verpflichtete an die Gemeinde einen Geldbetrag zahlt.
Dies gilt auch, wenn nach Absatz 3 Satz 3 fir bestehende bauliche Anlagen Stellplétze und Garagen oder Ab-
stellanlagen fur Fahrrader gefordert werden. Der Geldbetrag ist zur Herstellung zusétzlicher 6ffentlicher Parkein-
richtungen oder zusétzlicher privater Stellplétze und Stellplatzanlagen, zur Modernisierung und Instandhaltung
Offentlicher Parkeinrichtungen oder zur Herstellung und Moderniserung baulicher Anlagen sowie an-derer An-
lagen und Einrichtungen fir den 6ffentlichen Personennahverkehr und fir den Fahrradverkehr, die den Bedarf an
Parkeinrichtungen verringern, zu verwenden. Der Geldbetrag, den die oder der zur Herstellung von Stellplédtzen
oder Garagen Verpflichtete zu zahlen hat, darf 80 % der durchschnittlichen Herstellungskosten von Parkeinrich-
tungen nach Satz 3, der Geldbetrag, den die oder der zur Herstellung von Abstellanlagen fir Fahr-réder Ver-
pflichtete zu zahlen hat, darf 80 % der durchschnittlichen Herstellungskosten von Abstellanlagen fur Fahrréder,
jeweils einschliefdlich der Kosten des Grunderwerbs im Gemeindegebiet oder in bestimmten Teilen des Gemein-
degebi etes, nicht Ubersteigen.

(7) Wird in einem Gebdude, dessen Fertiggtellung mindestens drei Jahre zuriickliegt, eéine Wohnung geteilt oder
Wohnraum durch Anderung der Nutzung, durch Aufstocken oder durch Anderung des Daches eines solchen
Gebaudes geschaffen, braucht der dadurch verursachte Mehrbedarf an Stellpldtzen und Garagen und Abstellan-
lagen fur Fahrréder nicht gedeckt zu werden, wenn dies auf dem Grundstiick nicht oder nur unter grof3en
Schwierigkeiten moglich is.

(8) Stellplétze, Garagen, Abstellanlagen fiir Fahrrdder und ihre Nebenanlagen miissen Uberschaubar und ver-
kehrssicher sein; Stellpldtze und Garagen muissen entsprechend dem Geféhrlichkeitsgrad der Treibstoffe, der
Anzahl und Art der abzustellenden Kraftfahrzeuge dem Brandschutz gentigen. Abflief3ende Treib- und Schmier-
stoffe miissen unschédlich beseitigt werden kdnnen. Garagen und ihre Nebenanlagen miissen zu | liften sein.

(9) Stellplétze und Garagen missen so angeordnet und ausgefihrt werden, dass ihre Benutzung die Gesundheit
nicht schadigt und das Arbeiten und Wohnen, die Ruhe und die Erholung in der Umgebung durch L&m oder
Gerliche nicht Uber das zumutbare Ma hinaus stort. Stellplatzanlagen sollen durch Bepflanzungen mit stand-
ortgerechten B&umen und Strauchern gestaltet werden; 8 8 Abs. 1 ist entsprechend anzuwenden.

(10) Neu errichtete Stellplétze und Garagen sollen von den zugeordneten Gebduden aus barrierefrei erreichbar
sein. Stellplétze fir Wohnungen und bauliche Anlagen nach § 52 miissen in ausreichender Anzahl barrierefrel
Sein.

(11) Stellplatze und Garagen missen von den offentlichen Verkehrsflachen aus auf moéglichst kurzem Wege
verkehrssicher zu erreichen sein. Rampen sollen in Vorgérten nicht angelegt werden. Es kann verlangt werden,
dass Hinweise auf Stellpl&tze und Garagen angebracht werden.

(12) Fur das Abstellen nicht ortsfester Gerdte mit Verbrennungsmotoren gelten die Absétze 8 und 9 snngemaf.

8 51 Sonderbauten

(1) An Sonderbauten kdnnen im Einzelfall zur Verwirklichung der allgemeinen Anforderungen nach 8 3 Abs. 2
besondere Anforderungen gestellt werden. Erleichterungen kdnnen gestattet werden, soweit es der Einhaltung
von Vorschriften wegen der besonderen Art oder Nutzung baulicher Anlagen oder Rdume oder wegen besonde-
rer Anforderungen nicht bedarf.

Die Anforderungen und Erleichterungen nach den Sitzen 1 und 2 kénnen sich insbesondere erstrecken auf
1. die Anordnung der baulichen Anlagen auf dem Grundstiick,

2. die Absténde von Nachbargrenzen, von anderen baulichen Anlagen auf dem Grundstiick und von 6ffentli-
chen Verkehrsflachen sowie auf die Grof3e der freizuhaltenden Fldchen der Grundstiicke,
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10.
11.
12.
13.
14.
15.
16.
17.

18.
19.
20.
21

22

23.

die Offnungen nach offentlichen Verkehrsflachen und nach angrenzenden Grundstiicken,
die Anlage von Zu- und Abfahrten,

die Anlage von Grinstreifen, Baumpflanzungen und anderen Pflanzungen sowie die Begriinung oder Besai-
tigung von Halden und Gruben,

die Bauart und Anordnung aller fir die Stand- und Verkehrssicherhet, den Brand-, Warme-, Schall- oder
Gesundheitsschutz wesentlichen Bauteile und die Verwendung von Baustoffen,

Brandschutzanlagen und -einrichtungen und sonstige Brandschutzvorkehrungen,
die L éschwasserriickhaltung,

die Anordnung und Herstellung von Aufziigen, Treppen, Treppenrdumen, Fluren, Ausgangen und sonstigen
Rettungswegen,

die Beleuchtung und Energieversorgung,

die Luftung und Rauchableitung,

die Feuerungsanlagen und Heizrdume,

die Wasserversorgung,

die Aufbewahrung und Entsorgung von Abwasser und festen Abfall- und Wertstoffen,
die Stellplétze und Garagen sowie Abstellanlagen fur Fahrréder,

die barrierefreie Nutzbarkeit,

die zuldssige Zahl der Benutzerinnen oder Benutzer, Anordnung und Zahl der zuldssigen Sitz- und Steh-
plétze bei Versammlungsstétten, Tribiinen und Fliegenden Bauten,

die Zahl der Toailetten fir Besucherinnen oder Besucher,
Umfang, Inhalt und Zahl besonderer Bauvorlagen, insbesondere eines Brandschutzkonzepts,
weitere zu erbringende Bescheinigungen,

die Bestellung und Qualifikation der Bauleiterin oder des Bauleiters und der Fachbauleiterinnen oder Fach-
bauleiter,

den Betrieb und die Nutzung einschliefdlich der Bestellung und der Qualifikation einer oder eines Brand-
schutzbeauftragten,

Erst-, Wiederholungs- und Nachprifungen und die Bescheinigungen, die hiertiber zu erbringen sind.

(2) Sonderbauten sind Anlagen und Raume besonderer Art oder Nutzung, die einen der nachfolgenden Tat-
besténde erfillen:

1
2.
3.

10.
11.

12.
13.

Hochhéuser (Gebdude mit einer Hohe nach § 2 Absatz 4 Satz 2 von mehr als 22 m),
bauliche Anlagen mit einer Hhe von mehr as 30 m,

Gebdude mit mehr als 1.600 m? Grundfl&che des Geschosses mit der grofdten Ausdehnung, ausgenommen
Wohngebaude,

Verkaufsstétten, deren Verkaufsrdume und Ladengtral3en eine Grundfl&che von insgesamt mehr als 800 m?2
haben,

Gebdude mit Rdumen, die einer Biro- oder Verwaltungsnutzung dienen und einzeln eine Grundfléche von
mehr al's 400 m? haben,

Gebdude mit R&dumen, die einzeln fur die Nutzung durch mehr a's 100 Personen bestimmt sind,
Versammlungsstétten

a) mit Versammlungsrdumen, die insgesamt mehr als 200 Besucherinnen oder Besucher fassen, wenn die-
se Versammlungsrdume gemeinsame Rettungswege haben,

b) im Freilen mit Szenenfl&chen sowie Freisportanlagen jeweils mit Tribiinen, die keine Fliegenden Bauten
sind und insgesamt mehr als 1.000 Besucherinnen oder Besucher fassen,

Schank- und Speisegaststétten mit mehr als 40 Gastpldtzen einschliefdlich Gastplatzen im Freien, die ge-
meinsame Rettungswege durch das Gebdude haben, oder mehr als 1.000 Gastplétzen im Freien, Beherber-
gungsstétten mit mehr als zwolf Betten und Vergniigungsstétten mit mehr als 150 m2 Grundfléche,

Krankenhauser,
Wohnheme,

Tageseinrichtungen fur Kinder, Menschen mit Behinderung und alte Menschen, sonstige Einrichtungen zur
Unterbringung oder Pflege von Personen,

Schulen, Hochschulen und &hnliche Einrichtungen,
Justizvollzugsangtalten und bauliche Anlagen fir den Mal¥egelvollzug,



14. Freizeit- und Vergnigungsparks,

15. Garagen mit mehr als 1.000 m2 Nutzfl&che,

16. Fliegende Bauten, soweit sie einer Ausfiihrungsgenehmigung bedurfen,
17. Regallager mit einer Oberkante Lagerguthéhe von mehr als 7,50 m,

18. bauliche Anlagen, deren Nutzung durch Umgang oder Lagerung von Stoffen mit Explosions- oder erhhter
Brand- oder Gesundheitsgefahr verbunden i,

19. Anlagen und Raume, die in den Nummern 1 bis 18 nicht aufgefiihrt und deren Art oder Nutzung mit ver-
gleichbaren Gefahren verbunden sind.

(3) Die Bauaufsichtshehérden kénnen auch Anforderungen an die Beschaffenheit von Maschinen und anderen
beweglichen Teilen, diein Verbindung mit baulichen Anlagen aufgestellt werden, stellen. Dies gilt auch fir die
Nachweise, dass die Anforderungen erflllt sind, und firr die heranzuziehenden sachverstdndigen Personen sowie
sachverstdndigen Stellen.

852 Barrierefreles Bauen

(1) In Gebduden mit mehr als zwei Wohnungen missen die Wohnungen mindestens eines Geschosses
barrierefrei erreichbar sein; diese Verpflichtung kann auch durch eine entsprechende Zahl barrierefrel erreichba-
rer Wohnungen in mehreren Geschossen erfiillt werden. In diesen Wohnungen miissen die Wohn- und Schiaf-
raume, eine Toilette, ein Bad, die Kiiche oder die Kochnische sowie die zu diesen Rdumen fuhrenden Flure
barrierefrei, inshesondere mit dem Rollstuhl zugénglich, sein. § 40 Absatz 4 gilt entsprechend. Bei Wohnungen
nach Satz 1 sind die Anforderungen nach 8 49 Absatz 2 barrierefrei zu erfillen.

(2) Bauliche Anlagen, die dffentlich zugéanglich sind, missen in den dem allgemeinen Besucher- und Benutzer-
verkehr dienenden Tellen barrierefrel sein. Dies gilt inshesondere fir

1. Einrichtungen der Kultur und des Bildungswesens,
Sport- und Freizeitgétten,

Einrichtungen des Gesundheitswesens,

Biro-, Verwaltungs- und Gerichtsgebdude,
Verkaufs-, Gast- und Beherbergungsstétten,

6. Stellpléatze, Garagen und Toil ettenanl agen.

Fir die der zweckentsprechenden Nutzung dienenden Raume und Anlagen geniigt es, wenn sie in dem erforder-
lichen Umfang barrierefrei sind. Toilettenrdume und notwendige Stellplétze fir Besucherinnen oder Besucher
und Benutzerinnen oder Benutzer miissen in der erforderlichen Anzahl barrierefrel sein.

ok wDd

(3) Fur

1. Wohnheime, Tagesstétten, Werkstédtten und Heime fir Menschen mit Behinderung,
2. Altenheme, Altenwohnheime, Altenpflegeheime und Altenbegegnungsstatten,

3. Kindertagesstétten und Jugendhilfeei nrichtungen nach § 45 SGB VIl

gilt Absatz 2 fiir die gesamte Anlage und die gesamten Einrichtungen.

(4) Abweichungen von Absatz 1 kénnen zugelassen werden, soweit wegen schwieriger Geldndeverhaltnisse,

ungunstiger vorhandener Bebauung oder im Hinblick auf die Sicherheit der Menschen mit Behinderung oder
alter Menschen die Anforderungen nur mit einem unverhd tnisméaldgen Mehraufwand erfiillt werden konnen.

Vierter Tell - Dieam Bau Beteiligten
§ 53 Grundpflichten
Bei der Planung, Errichtung, Anderung, Nutzungsinderung, Instandhaltung und Beseitigung von Anlagen sind

die Bauherrin oder der Bauherr und im Rahmen ihres Wirkungskreises die anderen am Bau Beteiligten dafir
verantwortlich, dass die 6ffentlich-rechtlichen Vorschriften eingehalten werden.



8 54 Bauherrin oder Bauherr

(1) Die Bauherrin oder der Bauherr hat zur Vorbereitung, Uberwachung und Ausfilhrung eines nicht verfahrens-
freien Bauvorhabens sowie der Beseitigung von Anlagen geeignete Betelligte nach MalRgabe der 88 55 bis 57 zu
bestellen, soweit sie oder er nicht selbst zur Erfullung der Verpflichtungen nach diesen Vorschriften geeignet ist.
Der Bauherrin oder dem Bauherrn obliegen auf3erdem die nach den 6ffentlich-rechtlichen Vorschriften erforder-
lichen Antrége, Anzeigen und Nachweise. Sie oder er hat vor Baubeginn den Namen und die Anschrift der Bau-
leiterin oder des Bauleiters und wéhrend der Bauausfiihrung einen Wechsel dieser Person unverziiglich der Bau-
aufsichtsbehérde schriftlich mitzuteilen. Die Mitteilung ist von der Bauleiterin oder dem Bauleiter und bel einem
Wechsel von der neuen Bauleiterin oder dem neuen Bauleiter mit zu unterschreiben. Wechselt die Bauherrin
oder der Bauher, hat die neue Bauherrin oder der neue Bauherr dies der Bauaufsichtsbehérde unverziiglich
schriftlich mitzuteilen. Die Bauherrin oder der Bauherr hat der Entwurfsverfasserin oder dem Entwurfsverfasser
sowie den Personen, die nach § 70 Abs. 2 Satz 1 die bautechnischen Nachweise aufgestellt haben, den Baube-
ginn anzuzeigen und die Bautiberwachung zu veranlassen.

(2) Treten bei einem Bauvorhaben mehrere Personen als Bauherrin oder Bauherr auf, so kann die Bauaufsichts-
behdrde verlangen, dassihr gegeniiber eine Vertreterin oder ein Vertreter bestellt wird, die oder der die der Bau-
herrin oder dem Bauherrn nach den &ffentlich-rechtlichen Vorschriften obliegenden Verpflichtungen zu erfillen
hat. Im Ubrigen findet § 80b Abs. 1 Satz 2 und 3 und Abs. 2 des Landesverwaltungsgesetzes entsprechende
Anwendung.

8 55 Entwur fsverfasserin oder Entwur fsver fasser

(1) Die Entwurfsverfasserin oder der Entwurfsverfasser muss nach Sachkunde und Erfahrung zur Vorbereitung
des jewelligen Bauvorhabens geeignet sein. Sie oder er ist fur die Vollstdndigkeit und Brauchbarkeit ihres oder
seines Entwurfs verantwortlich. Die Entwurfsverfasserin oder der Entwurfsverfasser hat dafir zu sorgen, dass
die fur die Ausfuhrung notwendigen Einzel zei chnungen, Einzel berechnungen und Anweisungen geliefert werden
und den genehmigten oder den durch die Genenmigungsfreistellung nach 8§ 68 erfassten Bauvorlagen und den
oOffentlich-rechtlichen Vorschriften entsprechen.

(2) Hat die Entwurfsverfasserin oder der Entwurfsverfasser auf einzelnen Fachgebieten nicht die erforderliche
Sachkunde und Erfahrung, so sind geeignete Fachplanerinnen oder Fachplaner heranzuziehen. Diese sind fiir die
von ihnen gefertigten Unterlagen, die sie zu unterzeichnen haben, verantwortlich. Fir das ordnungsgeméle Inei-
nandergreifen aler Fachplanungen bleibt die Entwurfsverfasserin oder der Entwurfsverfasser verantwortlich.

8 56 Unternehmerin oder Unter nehmer

(1) Jede Unternenmerin oder jeder Unternenmer it flr die mit den genehmigten oder den durch die Genehmi-
gungsfreistellung nach § 68 erfassten Bauvorlagen und den 6ffentlich-rechtlichen Anforderungen tibereinstim-
mende Ausfiihrung der von ihr oder ihm tGibernommenen Arbeiten und insoweit fr die ordnungsgemél3e Einrich-
tung und den sicheren Betrieb der Baustelle verantwortlich. Sie oder er hat die erforderlichen Nachweise Uiber
die Verwendbarkeit der verwendeten Bauprodukte und Bauarten zu erbringen und auf der Baustelle bereitzuhal -
ten.

(2) Jede Unternenmerin oder jeder Unternehmer hat auf Verlangen der Bauaufsichtsbehérde fir Arbeiten, bel
denen die Sicherheit der Anlage in auf3ergewdhnlichem Mal3e von der besonderen Sachkenntnis und Erfahrung
der Unternehmerin oder des Unternehmers oder von einer Ausstattung des Unternehmens mit besonderen Vor-
richtungen abhéngt, nachzuweisen, dass sie oder er fir diese Arbeiten geeignet ist und Uber die erforderlichen
Vorrichtungen verfugt.

8 57 Bauleiterin oder Bauleiter

(1) Die Bauleiterin oder der Bauleiter hat dartiber zu wachen, dass die Baumalinahme entsprechend den geneh-
migten oder den durch die Genehmigungsfreistellung nach § 68 erfassten Bauvorlagen und den offentlich-
rechtlichen Anforderungen durchgefiihrt wird, und die dafir erforderlichen Weisungen zu erteilen. Sie oder er
hat im Rahmen dieser Aufgabe auf den sicheren bautechnischen Betrieb der Baustelle, insbesondere auf das



gefahrlose Ineinandergreifen der Arbeiten der Unternehmerinnen oder Unternehmer, zu achten. Die Verantwort-
lichkeit der Unternehmerinnen oder Unternehmer bleibt unberiihrt.

(2) Die Bauleiterin oder der Bauleiter muss tber die fir ihre oder seine Aufgabe erforderliche Sachkunde und
Erfahrung verfiigen. Verflgt sie oder er auf einzelnen Teilgebieten nicht tber die erforderliche Sachkunde, so
sind geeignete Fachbauleiterinnen oder Fachbauleiter heranzuziehen. Diese treten insoweit an die Stelle der
Bauleiterin oder des Bauleiters. Die Bauleiterin oder der Bauleiter hat die Tatigkeit der Fachbauleiterinnen oder
Fachbauleiter und ihre oder seine Téatigkeit aufeinander abzustimmen.

Funfter Tell - Bauaufsichtsbehor den, Verwaltungsver fahren
8 58 Bauaufsichtsbehor den, Fachaufsicht

(1) Bauaufsichtsbehérden sind
1. dasMinisterium fur Inneres und Bundesangel egenheiten a s oberste Bauaufsi chtsbehérde und

2. dieLandrétinnen oder Landréte und Burgermeisterinnen oder Birgermeister der kreisfreien Stadte als untere
Bauaufsi chtsbehdrden.

(2) Die oberste Bauaufsi chtsbehdrde kann durch Verordnung die Aufgaben der unteren Bauaufsi chtsbehtrde und
in besonderen Féllen, wenn einzelne Aufgaben sonst nur erschwert erfillt werden kénnen, auch einzelne Auf-
gaben der unteren Bauaufsichtsbehdrde auf amtsfreie Gemeinden und Amter tibertragen. In diesen Falen wird
die Burgermeisterin oder der Burgermeister oder die Amtsdirektorin oder der Amtsdirektor, in ehrenamtlich ver-
walteten Amtern die Amtsvorsteherin oder der Amtsvorsteher, untere Bauaufsi chtsbehorde.

(3) Die Aufgaben der Bauaufsichtsbehdrden werden, soweit durch Gesetz nichts anderes bestimmt ist, nach
Weisung erfillt.

(4) Fachaufsichtsbehdrden sind

1. Uber die unteren Bauaufsichtsbehdrden nach Absatz 1 Nr. 2 und Uber die Blrgermeisterinnen oder Birger-
meister der amtsfreien Gemeinden sowie Uber die Amtsdirektorinnen oder die Amtsdirektoren, in ehren-
amtlich verwalteten Amtern die Amtsvorsteherinnen oder Amtsvorsteher, der Amter, denen ale Aufgaben
der unteren Bauaufsi chtsbehérde Ubertragen wurden, die oberste Bauaufsi chtsbehdrde und

2. Uber die Burgermeisterinnen oder Blrgermeister der Ubrigen Gemeinden sowie Uber die Amtsdirektorinnen
oder die Amtsdirektoren, in ehrenamtlich verwalteten Amtern die Amtsvorsteherinnen oder Amtsvorsteher,
der tbrigen Amter die Landrétinnen oder die Landréte.

§ 59 Aufgaben und Befugnisse der Bauaufsichtsbehdrden

(1) Die Bauaufsichtsbehorden haben bei der Errichtung, Anderung, Nutzungsinderung und Beseitigung sowie
bel der Nutzung und Instandhaltung von Anlagen nach pflichtgemaf3em Ermessen dariiber zu wachen, dass die
offentlich-rechtlichen Vorschriften und die aufgrund dieser Vorschriften erlassenen Anordnungen eingehalten
werden. Sie haben die nach pflichtgemélem Ermessen erforderlichen Malinahmen zu treffen.

(2) Die Bauaufsichtshehérden kénnen nach Absatz 1 Satz 2 insbesondere

1. dieEinstedlung der Arbeiten anordnen, wenn Anlagen im Widerspruch zu 6ffentlich-rechtlichen Vorschrif-
ten errichtet, gedndert oder beseitigt werden; dies gilt auch dann, wenn

a) die Ausfihrung eines Vorhabens entgegen den Vorschriften des § 73 Absatz 6 und 8 begonnen wurde,
oder

b) be der Ausfiihrung
aa) e nes genehmigungsbediirftigen Bauvorhabens von den genehmigten Bauvorlagen,
bb) enes genehmigungsfreigestellten Bauvorhabens von den eingereichten Unterlagen
abgewichen wird,

¢) Bauprodukte verwendet werden, die entgegen § 18 Abs. 1 kein CE-Kennzeichnung oder U-Zeichen tra-
gen,



d) Bauprodukte verwendet werden, die unberechtigt mit der CE-Kennzeichnung (8 18 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2)
oder dem U-Zeichen (§ 23 Abs. 4) gekennzeichnet sind,

2. die Verwendung von Bauprodukten, die entgegen § 23 mit dem U-Zeichen gekennzeichnet sind, untersagen
und deren Kennzei chnung entwerten oder beseitigen lassen,

3. die teilweise oder vollstdndige Beseitigung von Anlagen anordnen, die im Widerspruch zu &ffentlich-
rechtlichen Vorschriften errichtet oder geéndert werden, wenn nicht auf andere Weise rechtméldge Zusténde
her-gestellt werden kdnnen, oder wenn aufgrund des Zustandes einer Anlage auf Dauer eine Nutzung nicht
mehr zu erwarten ist, insbesondere bei Ruinen,

4. die Nutzung von Anlagen, dieim Widerspruch zu 6ffentlich-rechtlichen Vorschriften genutzt werden, unter-
sagen.
Bel einem Verstol3 gegen 8 7 Abs. 1 gilt Satz 1 Nr. 3 und 4 sinngemal3.

(3) Werden unzuléssige Arbeiten nach Absatz 2 Nr. 1 trotz einer schriftlich oder mindlich verfigten Einstellung
fortgesetzt, kann die Bauaufsichtsbehérde die Baustelle versiegeln oder die an der Baustelle vorhandenen Bau-
produkte, Gerdte, Maschinen und Bauhilfsmittel in amtlichen Gewahrsam bringen.

(4) Bauaufsichtliche Genehmigungen und songtige Malinahmen gelten auch fir und gegen Rechtsnachfolge-
rinnen oder Rechtsnachfolger.

(5) Die Bauaufsichtsbehdrden kdnnen zur Erfillung ihrer Aufgaben nach Anhérung und auf Kosten der Bauher-
rin oder des Bauherrn Sachverstdndige und sachverstandige Stellen heranziehen. Eine Anhdrung entféllt, wenn
es sich um die Heranziehung eines Prifamtes fir Standsicherheit, einer Prifingenieurin oder eines Prifingeni-
eurs fir Standscherheit oder einer Priifingenieurin oder eines Prifingenieurs fur Brandschutz fir Brandschutz
handelt. Die unteren Bauaufsichtsbehdrden sind verpflichtet, sich bel bestimmten Prifaufgaben, wie beispiels-
weise bel Teilen der bautechnischen Priifung von Bauvorlagen nach § 64 Abs. 2, Sachverstandiger zu bedienen.
Als Sachversténdige gelten auch die Priféamter fir Standsicherheit.

(6) Auf die Anerkennung als Sachverstéandige oder Sachverstandiger besteht kein Anspruch. Dies gilt nicht fir
die Einrichtung von Priféamtern fir Standsi cherheit.

(7) Die mit dem Vollzug dieses Gesetzes beauftragten Personen sind berechtigt, in Ausiibung ihres Amtes
Grundstticke und Anlagen einschliefdlich der Wohnungen zu betreten. Das Grundrecht der Unverletzlichkeit der
Wohnung nach Artikel 13 des Grundgesetzes wird insoweit eingeschrankt.

§ 60 Bestehende Anlagen

(1) Werden in diesem Gesetz oder in Vorschriften aufgrund dieses Gesetzes andere Anforderungen als nach dem
bisherigen Recht gestellt, so kann verlangt werden, dass bestehende oder nach genehmigten Bauvorlagen bereits
begonnene Anlagen dem geltenden Baurecht angepasst werden, wenn dies zur Erhaltung der offentlichen Si-
cherheit erforderlich ist.

(2) Sollen Anlagen wesentlich gedndert werden, so kann gefordert werden, dass auch die nicht unmittelbar be-
rihrten Teile der baulichen Anlage mit diesem Gesetz oder den aufgrund dieses Gesetzes erlassenen Vorschrif-
ten in Einklang gebracht werden, wenn

1. die Bauteile, die diesen Vorschriften nicht mehr entsprechen, mit den beabsichtigten Arbeiten in einem
konstruktiven Zusammenhang stehen und ,

2. die Durchfuhrung dieser Vorschriften bei den von den Arbeiten nicht bertihrten Teilen der Anlage keine
unzumutbaren Mehrkosten verursacht.

§ 61 Sachliche und ortliche Zustandigkeit

(1) Fir den Vollzug dieses Gesetzes sowie anderer ¢ffentlich-rechtlicher Vorschriften fir die Errichtung, Ande-
rung, Nutzung, Instandhaltung oder die Beseitigung von Anlagen ist die untere Bauaufsichtsbehdrde zustandig,
soweit nichts anderes bestimmt ist. Die 6rtlichen Ordnungsbehdrden haben die untere Bauaufsi chtsbehdrde von
allen Vorgangen zu unterrichten, die deren Eingreifen erfordern kdnnen.

(2) Ortlich zustandig sind die Bauaufsichtsbehérden oder die Ordnungsbehdrden, in deren Bezirk die Anlage
durchgefihrt wird.



§ 62 Genehmigungsbedr ftige Vor haben

(1) Die Errichtung, Anderung, Nutzungsinderung und die Beseitigung von Anlagen bediirfen der Baugenehmi-
gung, soweit in den 88 63, 68, 76 und 77 nichts anderes bestimmt ist; die Verpflichtung zur Einhaltung der An-

forderungen, die durch 6ffentlich-rechtliche Vorschriften an Anlagen gestellt werden sowie die bauaufsichtli-
chen Eingriffsbefugnisse bleiben hiervon unberhrt.

(2) Die Erlaubnis nach den aufgrund des § 34 des Produktsicherheitsgesetzes vom 8. November 2011 (BGBI. |
S. 2178, 2179, ber. 2012 1 S. 131), geéndert durch Artikel 435 der Verordnung vom 31. August 2015 (BGBI. |
S. 1474), erlassenen Vorschriften, die Erlaubnis nach 8 1 5 Absatz 1 der Biostoffverordnung vom 15. Juli 2013
(BGBI. I S. 2514) sowie die Genehmigung nach § 7 des Atomgesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom
15. Juli 1985 (BGBI. | S. 1565), zuletzt geéndert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 20. November 2015 (BGBI. |
S. 2053), schlief3en eine Genehmigung nach Absatz 1 sowie eine Zustimmung nach 8 77 ein. Die fir die Geneh-
migung oder Erlaubnis zusténdige Behodrde entscheidet im Benehmen mit der zusténdigen Bauaufsichtsbehdrde,
bel Anlagen nach § 7 des Atomgesetzes im Benehmen mit der obersten Bauaufsichtsbehérde. Die Bauiberwa-
chung nach § 78 obliegt der Bauaufsichtshehérde, bei Anlagen nach § 7 des Atomgesetzes der obersten Bauauf-
sichtsbehorde.

§ 63 Verfahrensfreie Bauvor haben, Beseitigung von Anlagen

(1) Verfahrensfrei sind
1. folgende Gebaude:

a) Gebaude ohne Aufenthaltsrdume, ohne Toailetten und ohne Feuerstdtten mit Ausnahme von Garagen,
Verkaufs- und Ausstellungsstdnden mit einem Brutto-Rauminhalt bis zu 30 m3, im Aulenbereich biszu
10 m3,

b) notwendige Garagen nach § 6 Abs. 7 Satz 1 sowie notwendige Garagen in den Abmessungen des § 6

Abs. 7 Satz 2, auch jeweils einschliefdlich nach 8 6 Abs. 7 Satz 1 Nr. 3 genutzter R&ume bis zu 20 m?
Grundfl &che,
c) landwirtschaftlich, forstwirtschaftlich oder erwerbsgértnerisch genutzte Gebdude ohne Aufenthalts-

réume, ohne Toiletten und ohne Feuerstétten bis zu 4 m Firghohe, wenn sie nur zur Unterbringung von
Ernteerzeugnissen, Gerdten oder zum voribergehenden Schutz von Tieren bestimmt sind,

d) Gewéachshauser und Folientunnd zum Schutz von Kulturpflanzen mit einer Grundfléche von bis zu
1.600 m? und einer Hohe von bis zu 6 Meter, die eéinem landwirtschaftlichen Betrieb im Sinne des § 201
des Baugesetzbuchs oder einem Betrieb der gartenbaulichen Erzeugung dienen. Sollen Vorhaben im
Sinne des Satzes 1 nicht nur voriibergehend aufgestellt werden, sind sie der Gemeinde schriftlich zur
Kenntnis zu geben. Die Gemeinde kann schriftlich erkldren, dass ein Baugenehmigungsverfahren
durchgefiihrt werden soll oder eine vorl&ufige Untersagung geméi3 8 15 Absatz 1 Satz 2 des Baugesetz-
buchs beantragen,

€) Fahrgastunterstande, die dem 6&ffentlichen Personenverkehr oder der Schiilerbeférderung dienen,
f)  Schutzhitten fir Wanderer, die jedermann zugénglich sind und keine Aufenthaltsr&ume haben,
g) Uberdachungen ebenerdiger Terrassen mit einer Flache bis zu 30 m? und einer Tiefe bis zu 3 m,

h) Gartenlauben in Kleingartenanlagen im Sinne des § 1 Abs. 1 des Bundeskleingartengesetzes vom
28. Februar 1983 (BGBI. | S. 210), zuletzt geéndert durch Artikel 11 des Gesetzes vom 19. September
2006 (BGBI. | S. 2146),

i) untergeordnete bauliche Anlagen zur Aufnahme sanitérer Anlagen auf Standplétzen von Campingpl &t-
zen mit einem Brutto-Rauminhalt bis zu 15 m3, wenn hierfir entsprechende Festsetzungen in einem Be-
bauungsplan getroffen worden sind,

j)  Campinghduser im Sinne des § 1 Absatz 6 Camping- und Wochenendplatzverordnung vom 13. Juli
2010 (GVOBI. Schl.-H. S. 522, gedndert durch Verordnung vom 24. Juli 2015 (GVOBI. Schl.-H.
S. 301)) auf Aufstellplétzen von Wochenendplézen auf genehmigten Campingpl dtzen;

2. Anlagen der technischen Gebdudeausriistung:

a) Abgasanlagen in und an Gebduden sowie freistehende Abgasanlagen mit einer Hohe bis zu 10 m; § 68
Abs. 10 Satz 1 und 8 79 Abs. 3 Satz 2 erster Halbsatz gelten entsprechend,

b) Aufzige,



©)

sonstige Anlagen der technischen Gebaudeausriistung, die nicht durch hochfeuerhemmende oder feuer-
bestandige Decken oder Wande gefiihrt werden;

folgende Anlagen zur Nutzung erneuerbarer Energien:

a)
b)

©)
d)

Solaranlagen in, an und auf Dach- und Aul3enwandfl&chen, ausgenommen bei oberirdischen

Gebauden der Gebaudeklassen 4 und 5 sowie Hochhausern, und die damit verbundene Anderung der
Nutzung oder der aul3eren Gestalt des Gebaudes,

gebaudeunabhéngige Solaranlagen mit einer Hohe bis zu 2,75 m und einer Gesamtlange biszu 9 m,

Windenergieanlagen bis zu 10 m Hohe gemessen von der Geléndeoberflache bis zum hochsten Punkt
der vom Rotor bestrichenen Flache und einem Rotordurchmesser bis zu drei Meter in Kleinsiedlungs-,
Kern-, Gewerbe-und Industriegebieten sowie in vergleichbaren Sondergebieten und im Aul3enbereich,
soweit es sich nicht um geschiitzte Teile von Natur und Landschaft im Sinne des § 20 Absatz 2 des
Bundesnaturschutzgesetzes oder um Natura 2000-Gebiete M im Sinne von 8 7 Absatz 1 Nummer 8 des
Bundesnaturschutzgesetzes handelt,

soweit sie nicht an Kulturdenkmalen oder im Umgebungsschutzbereich von Kulturdenkmalen angebracht
oder aufgestellt werden;

folgende Anlagen der Ver- und Entsorgung:

a)
b)
©)
d)

€)

Brunnen,

Anlagen, die der Telekommunikation, der 6ffentlichen Versorgung mit Elektrizitat, Gas, Ol, Warme
und Wasser oder der dffentlichen Abwasserbeseitigung dienen; ausgenommen sind oberirdische Anla-
gen und Gebdude mit einem Brutto-Rauminhalt oder Behélterinhalt von mehr als 100 m3,

Blockhei zkraftwerke, Brennstoffzellen und Warmepumpen; 8 79 Abs. 3 Satz 2 zweiter Halbsatz gilt
entsprechend,

Flissiggastankstellen mit eéinem Fissiggas agerbehalter mit weniger as drei Tonnen Fassungsvermé-
gen fur die Eigenversorgung von Fahrzeugen,

Tankgellen mit einem Diesalkraftstoff-Lagerbehédlter bis zu 1 m3 Inhalt fur die Eigenversorgung von
Fahrzeugen mit Dieselkraftstoff;

folgende Masten, Antennen und &hnliche Anlagen:

a) unbeschadet der Nummer 4 Buchst, b Antennen einschliefdlich der Masten mit einer Hohe bis zu 10 m
und Parabol antennenanlagen bis zu einer Grof3e der Reflektorschalen von 1,20 m Durchmesser, jeweils
mit zugehdrigen Versorgungseinheiten mit einem Brutto-Rauminhalt bis zu 10 m3 sowie, soweit siein,
auf oder an einer bestehenden baulichen Anlage errichtet werden, die damit verbundene Anderung der
Nutzung oder der auf3eren Gestalt der Anlage,

b) Masten und Unterstiitzungen fur Fernsprechleitungen, fur Leitungen zur Versorgung mit Elektrizitat,
fur Seilbahnen und fur Leitungen songtiger Verkehrsmittel, fir Sirenen und fir Fahnen,

¢) Masten, die aus Griinden des Brauchtums errichtet werden,

d) Flutlichtmasten mit einer Hohe bis zu 10 m auf Sportanlagen;

folgende Behdlter:

a) ortsfeste Behdlter fir Flissiggas mit einem Fassungsvermogen von weniger als drei Tonnen, fur nicht
verfllssigte Gase mit einem Brutto-Rauminhalt biszu 6 m

b) ortsfeste Behdlter fir brennbare oder wassergefahrdende Fliissigkeiten mit einem Brutto-Rauminhalt bis
zu 10 m3 einschliefdlich Rohrleitungen, Auffangraumen und Auffangvorrichtungen sowie der zugehdri-
gen Betriebs- und Sicherungseinrichtungen sowie Schutzvorkehrungen,

c) ortsfeste Behdlter sonstiger Art mit einem Brutto-Rauminhalt bis zu 50 m3 und einer Hohe biszu 6 m,

d) Gérfutterbehdter mit einer Hohe bis zu 6 m und Schnitzel gruben,

e) Fahrsilos, landwirtschaftliche Silos, Kompostanlagen,

f)

Wasserbecken mit einem Beckeninhalt bis zu 100 ms3;

folgende Wénde, Einfriedungen und Sichtschutzwéande:

a)
b)
©)

d)

Stitzwande mit einer Hohe bis zu 2 m sowie dazugehdrige Umwehrungen bis zu 1,10 m Héhe,
Waénde und Einfriedungen bis zu 1,50 m Hohe,

offene, sockellose Einfriedungen fir Grundstiicke, die einem land- oder forstwirtschaftlichen Betrieb
dienen,

Sichtschutzwande bis zu 2 m Héhe und biszu 5 m Lange;

private Verkehrsanlagen einschliefflich Briicken und Durchl&ssen mit einer lichten Weite bis zu 5 m und
Untertunnelungen mit einem Durchmesser biszu 3 m;



9. sdbstdndige Aufschittungen oder Abgrabungen, die nicht gréf3er als 1.000 m? snd und deren zu verbrin-
gende Menge nicht mehr als 30 m? betragt;

folgende Anlagen in Gérten und zur Freizeitgestaltung:

10.

11.

12.

13.

14.

a)

b)
©)
d)
€)

f)

9)

Schwimmbecken mit einem Beckeninhalt bis zu 100 m3, im Auf3enbereich nur als Nebenanlage eines
hochstens 50 m entfernten Geb&udes mit Aufenthaltsréumen,

[uftgetragene Schwimmbeckentberdachungen bis zu 100 m? Grundfléche, aul3er im Aul3enbereich,
Sprungschanzen, Sprungtiirme und Rutschbahnen mit einer Hohe bis zu 10 m,

Stege,

Anlagen, die der zweckentsprechenden Einrichtung von Spiel-, Abenteuerspiel-, Bolz- und Sportplét-
zen, Reit- und Wanderwegen, Trimm- und Lehrpfaden dienen, ausgenommen Gebaude und Tribtinen,

Anlagen, die der Gartennutzung, der Gartengestaltung oder der zweckentsprechenden Einrichtung von
Gérten dienen, ausgenommen Gebadude und Einfriedungen,

Wohnwagen, Zelte und bauliche Anlagen, die keine Gebdude sind, auf Standplédtzen von genehmigten
Campingplétzen;

folgende tragende und nichttragende Bauteil e:

a)
b)
©)

d)

nichttragende und nichtaussteifende Bauteile in baulichen Anlagen,
Fenster und Tiiren sowie die dafiir bestimmten Offnungen,

Aulenwandbekleidungen einschliefdich Malfnahmen der Warmedéammung und V erblendungen, ausge-
nommen bei oberirdischen Gebduden der Gebdudeklassen 4 und 5 sowie Hochhdusern, und Verputz
baulicher Anlagen,

Bedachung einschliefdlich Malinahmen der Wérmeddmmung ausgenommen bei oberirdischen Gebauden
der Gebaudeklassen 4 und 5 sowie Hochhausern;

folgende Werbeanlagen, soweit sie nicht an Kulturdenkmalen oder im Umgebungsschutzbereich von Kul-
turdenkmal en angebracht oder aufgestel It werden:

a)
b)
©)

d)
€)

f)

Werbeanlagen mit einer Angchtsflache biszu 1 m2,
Warenautomaten,

Werbeanlagen, die nach ihrem erkennbaren Zweck nur voriibergehend fur héchstens zwei Monate an-
gebracht werden; im Aulenbereich nur soweit sie einem landwirtschaftlichen Betrieb dienen,
Werbeanlagen, die an der Stétte der Leistung voriibergehend angebracht oder aufgestellt werden, soweit
sie nicht mit dem Boden oder einer baulichen Anlage verbunden sind,

Schilder, die Inhaberinnen oder Inhaber und Art gewerblicher Betriebe kennzeichnen (Hinwei sschilder),
wenn se vor Ortsdurchfahrten auf einer einzigen Tafd zusammengefasst sind,

Werbeanlagen in durch Bebauungsplan festgesetzten Gewerbe-, Industrie- und vergleichbaren Sonder-
gebieten an der Statte der Leistung mit einer H6he bis zu 10 m Uber der festgel egten Gel @ndeoberflache
sowie, soweit sie in, auf oder an einer bestehenden baulichen Anlage errichtet werden, die damit ver-
bundene Anderung der Nutzung oder der duRReren Gestalt der Anlage;

folgende vortbergehend aufgestellte oder benutzbare Anlagen:

a)
b)
©)
d)
€)

f)

Baustelleneinrichtungen einschliefdlich der Lagerhallen, Schutzhallen und Unterkiinfte,

Gerlste,

Toilettenwagen,

Behelfsbauten, die der Landesverteidigung, dem Katastrophenschutz oder der Unfallhilfe dienen,

bauliche Anlagen, die fir hochstens drei Monate auf genehmigtem Messe- oder Ausstellungsgelénde er-
richtet werden, ausgenommen Fliegende Bauten,

Verkaufsstédnde und andere bauliche Anlagen auf Stral3enfesten, Volksfesten und Mérkten, ausgenom-
men Fiegende Bauten;

folgende Plétze:

a)
b)

©)

d)

unbefestigte Lager- und Abstellplétze, die einem land- oder forstwirtschaftlichen Betrieb dienen,

notwendige Stellplétze mit einer Nutzfléche bis zu 50 m? je Grundstiick sowie deren Zufahrten und
Fahrgassen,

Ausstellungsplétze, Abstellplétze und Lagerplétze bis zu 300 m2 Fléche, aul3er in Wohngebieten und im
AulBenbereich,

Kleinkinderspielpldtzeim Sinnedes § 8 Abs. 2 Satz 1;



15. folgende sonstige Anlagen:
a) Fahrradabstellanlagen,
b) Zapfsdulen und Tankautomaten genehmigter Tankstellen,
¢) Regale mit einer Hohe bis zu 7,50 m Oberkante Lagergut,
d) Grabdenkmale auf Friedhtfen, Feldkreuze, Denkméer und Skulpturen jeweils mit einer Hohe bis zu

4m,

e) die Herstellung oder Anderung kiinstlicher Hohlrdume unter der Erdoberflache bis. zu 100 m3 Raum-
inhalts,

f)  untergeordnete bauliche Anlagen mit einem Brutto-Rauminhalt bis zu 30 m3, im Aul3enbereich bis zu
10 m3,

g) andere unbedeutende Anlagen oder unbedeutende Teile von Anlagen wie Hauseingangstiberdachungen,
Markisen, Rollladen, Terrassen, Maschinenfundamente, Stral3enfahrzeugwaagen, Pergolen, Jagersténde,
Wildfutterungen, Bienenfreistdnde, Taubenhéuser, Hofeinfahrten und Teppichstangen.

(2) Verfahrensfrei ist die Anderung der Nutzung von Anlagen, wenn

1. fir die neue Nutzung keine anderen dffentlichrechtlichen Anforderungen als fir die bisherige Nutzung in
Betracht kommen, die im bauaufsichtlichen Verfahren zu prifen sind, oder

2. dieErrichtung oder Anderung der Anlagen nach Absatz 1 verfahrensfrei wére.

(3) Verfahrensfrei ist die Beseitigung von

1. Anlagen nach Absatz 1,

2. freistehenden Geb&uden der Gebaudeklassen 1 und 3,

3. sonstigen Anlagen, die keine Gebdude sind, mit einer Hohe bis zu 10 m.

Satz 1 gilt nicht, soweit es sich um Kulturdenkmal e handelt. Die beabsi chtigte Beseitigung von nicht nach Satz 1
verfahrensfrel gestellten Anlagen und Gebduden sowie Anlagen und Gebduden nach Satz 2 is mindestens einen
Monat zuvor der Bauaufsichtsbehtrde anzuzeigen. Die Sétze 1 und 3 gelten nicht fur die genehmigungsbedirfti-
ge Beseitigung kerntechnischer Anlagen. Bei Gebduden der Gebaudeklasse 2 muss die Stands cherheit von Ge-
bauden, an die das zu beseitigende Gebaude angebaut ist, von einer Person aus der Liste nach § 15 Absatz 1 Satz
1 Nummer 5 des Architekten- und Ingenieurkammergesetzes bestétigt sein. Bei sonstigen nicht freistehenden
Gebduden muss die Standsicherheit von Gebauden, an die das zu beseitigende Gebdude angebaut ist, bauauf-
sichtlich geprift sein; Halbsatz 1 gilt entsprechend, wenn die Beseitigung eines Gebaudes sich auf andere Weise
auf die Standsicherheit anderer Gebaude auswirken kann. Die Sétze 5 und 6 gelten nicht, soweit an verfahrens-
freie Gebaude angebaut ist. 8 73 Absatz 6 Satz 1 Nummer 3 und Absatz 8 gilt sinngemal3.

(4) Verfahrensfrei sind Instandhaltungsarbeiten.

§ 64 Bauantrag, Bauvorlagen

(1) Uber den Bauantrag entscheidet die untere Bauaufsichtsbehdrde. Der Bauantrag ist schriftlich bei der Ge-
meinde einzureichen. Diese hat ihn unverziiglich, spétestens jedoch innerhalb einer Woche nach Eingang, an die
untere Bauaufsi chtsbehorde weiterzuleiten. Die Gemeinde soll mit der Ubersendung des Bauantrages eine Stel-
lungnahme abgeben; § 36 Absatz 2 des Baugesetzbuchs bleibt unberthrt.

(2) Mit dem Bauantrag sind alle firr die Beurteilung des Bauvorhabens und die Bearbeitung des Bauantrages
erforderlichen Unterlagen (Bauvorlagen) einzureichen. Es kann gestattet werden, dass einzelne Bauvorlagen
nach-gereicht werden. Mit dem Bauantrag gelten alle nach anderen 6ffentlich-rechtlichen Vorschriften fur die
Errichtung, Anderung, Nutzung oder die Beseitigung von Anlagen oder Werbeanlagen erforderlichen Antrége
auf Genehmigung, Zustimmung, Bewilligung und Erlaubnis als gestellt, soweit durch Rechtsvorschriften nichts
anderes bestimmt ist. 8 71 Absatz 2 bleibt unberihrt.

(3) In besonderen Falen kann zur Beurteilung der Einwirkung der Anlage auf die Umgebung verlangt werden,
dass die Anlage in geeigneter Weise auf dem Grundstiick dargestellt wird.

(4) Die Bauherrin oder der Bauherr und die Entwurfsverfasserin oder der Entwurfsverfasser haben den Bauan-
trag, die Entwurfsverfasserin oder der Entwurfsverfasser auch die Bauvorlagen zu unterschreiben. Die von Fach-
planerinnen oder Fachplanern nach § 55 Abs. 2 bearbeiteten Bauvorlagen miissen von diesen unterschrieben
sein. Die Bauaufsi chtsbehérde kann von der Bauherrin oder dem Bauherrn, die oder der nicht Grundstiickseigen-



timerin oder Grundstiickseigentimer ist, die Vorlage einer Zustimmungserklarung der Grundstiickseigentiimerin
oder des Grundstiickseigentiimers zu dem Bauvorhaben fordern.

§ 65 Bauvor lageber echtigung

(1) Bauvorlagen fir die nicht verfahrensfreie Errichtung und Anderung von Gebauden miissen von einer Ent-
wurfsverfasserin oder einem Entwurfsverfasser, welche oder welcher bauvorlageberechtigt ist, unterschrieben
werden (8 64 Abs. 4 Satz 1). § 55 Abs. 1 bleibt unberdihrt.

(2) Die Beschrankungen des Absatzes 1 gelten nicht

1. fir Bauvorlagen, die tblicherweise von Fachkréften mit anderer Aushildung asnach Absatz 3 bis 5 verfasst
werden, und

2. bei geringfligigen oder technisch einfachen Bauvorhaben.

(3) Bauvorlageberechtigt ist, wer aufgrund

1. des Architekten- und Ingenieurkammergesetzes die Berufsbezeichnung , Architektin” oder ,, Architekt" zu
fuhren berechtigt ist,

2. des§9 Abs. 1 des Architekten- und Ingenieurkammergesetzesin die Liste der bauvorlageberechtigten Inge-
nieurinnen oder Ingenieure eingetragen ist oder bel deren oder dessen Tatigkeit as auswartige Ingenieurin
oder Ingenieur die Voraussetzungen des § 9a des Architekten- und Ingenieurkammergesetzes vorliegen,

3. desArchitekten- und Ingenieurkammergesetzes die Berufsbezel chnung ,, Innenarchitektin® oder ,, Innenarchi-
tekt" zu fuhren berechtigt ist fir die zu den Berufsaufgaben der Innenarchitektin oder des Innenarchitekten
gehorenden Planungen nach § 1 Abs. 1 Nr. 2 des Architekten- und Ingenieurkammergesetzes oder

4. des Architekten- und Ingenieurkammergesetzes die Berufsbezeichnung , Landschaftsarchitektin® oder
»Landschaftsarchitekt” zu fihren berechtigt ist fir die zu den Berufsaufgaben der Landschaftsarchitektin
oder des Landschaftsarchitekten gehdrenden Planungen nach 8 1 Abs. 1 Nr. 3 des Architekten- und Ingeni-
eurkammergesetzes.

(4) Bauvorlageberechtigt fir Wohngebaude der Gebdudeklasse 1 und untergeordnete eingeschossige Anbauten
an bestehende Wohngebaude der Gebaudeklassen 1 bis 3 sind auch Diplomingenieurinnen oder Diplomingenieu-
re, Bachelor- und Master-Absolventinnen oder -Absolventen der Studiengénge Architektur, Hochbau oder Bau-
ingenieurwesen, die an einer Wissenschaftlichen Hochschule, Fachhochschule oder gleichrangigen Bildungsein-
richtung das Studium erfolgreich abgeschlossen haben, sowie Meisterinnen oder Meister des Maurer-, Zimme-
rer-, Beton- und Stahlbetonbauerhandwerks und staatlich geprifte Technikerinnen oder Techniker.

(5) Unternehmen dirfen Bauvorlagen als Entwurfsverfasserin oder Entwurfsverfasser unterschreiben, wenn sie
diese unter der Leitung einer oder eines Bauvorlageberechtigten nach den Absétzen 3 und 4 aufstellen. Auf den
Bauvorlagen ist der Name der oder des Bauvorlageberechtigten anzugeben.

(6) Entwurfsverfasserinnen und Entwurfsverfasser nach den Absétzen 3 und 4 missen ausreichend berufshaft-
pflichtversichert oder in sonstiger Weise fir ihre Tatigkeit adaquat haftpflichtversichert sein. Das Bestehen des
Versicherungsschutzes fir Entwurfsverfasserinnen und Entwurfsverfasser nach Absatz 3 Uberwacht die Archi-
tekten- und Ingenieurkammer Schleswig-Holstein. Sie ist zusténdige Stelle im Sinne des § 117 Absatz 2 des
Versicherungsvertragsgesetzes vom 23. November 2007 (BGBI. | S. 2631), zuletzt geéndert durch Artikel 1 5
des Gesetzes vom 19. Februar 2016 (BGBI. | S. 254). Die Entwurfsverfasserinnen und Entwurfsverfasser sind
verpflichtet, den Bauherrinnen und Bauherren sowie der Architekten- und Ingenieurkammer im Einzelfall beste-
hende Haftungsausschlussgriinde unverztiglich zu offenbaren.

8 66 Vorbescheid

Vor Einreichen des Bauantrages ist auf Antrag der Bauherrin oder des Bauherrn zu einzelnen Fragen des Bau-
vorhabens ein Vorbescheid zu erteilen. Der Vorbescheid gilt drel Jahre. 8 64, § 67 Abs. 1, 2 und 5, 8 69 Abs. 5
bis9, 8§88 72, 73 Absatz 1 bis 4 und 8 75 Abs. 2 gelten entsprechend.



§ 67 Behandlung des Bauantr ages

(1) Die Bauaufsichtshehérde hért zum Bauantrag die Gemeinde und digjenigen Stellen,

1. deren Beteiligung oder Anhdrung fir die Entscheidung Uber den Bauantrag durch Rechtsvorschrift vorge-
schrieben ist, oder

2. ohne deren Stellungnahme die Genehmigungsféhigkeit des Bauantrages nicht beurteilt werden kann;

die Beteiligung oder Anhérung entféllt, wenn die Gemeinde oder die jeweilige Stelle dem Bauantrag bereits vor
Einleitung des Baugenehmigungsverfahrens zugestimmt hat. Bedarf die Erteilung der Baugenehmigung der
Zustimmung oder des Einvernehmens einer anderen Korperschaft, Bendrde oder songtigen Stelle, so gilt diese
als ertellt, wenn sie nicht einen Monat nach Eingang des Ersuchens unter Angabe der Griinde verweigert wird;
von der Frigt nach Halbsatz 1 abweichende Regelungen durch Rechtsvorschrift bleiben unberdhrt. Stellungnah-
men bleiben unberlicksichtigt, wenn sie nicht innerhalb eines Monats nach Aufforderung zur Stellungnahme bel
der Bauaufsichtsbehtrde eingehen, es sai denn, die verspétete Stellungnahme ist fir die Rechtmé@igkeit der
Entscheidung tber den Bauantrag von Bedeutung.

(2) Ist der Bauantrag unvollstéandig oder weist er sonstige erhebliche Méngel auf, fordert die Bauaufsi chtsbehdr-
de die Bauherrin oder den Bauherrn zur Behebung der Méngel innerhalb einer angemessenen Frist auf, die zwel
Monate nicht Uberschreiten soll. Werden die Mangel innerhalb dieser Frist nicht behoben, gilt der Antrag als
zuriickgenommen.

(3) Legt die Bauherrin oder der Bauherr Bescheinigungen einer sachversténdigen Person oder sachversténdigen
Stelle im Sinne einer Verordnung nach 8 83 Abs. 4 Satz 1 Nr. 4 in Verbindung mit Satz 2 und 3 vor, so wird
vermutet, dass die bauaufsichtlichen Anforderungen insoweit erfiillt sind. Die Bauaufsichtsbehdrde kann die
Vorlage solcher Bescheinigungen verlangen. 8§ 70 bleibt unberhrt.

(4) Die nicht prufpflichtigen bautechnischen Nachweise miissen bei Baubeginn der Bauherrin oder dem Bau-
herrn, die prifpflichtigen bautechnischen Nachweise missen spétestens zehn Werktage vor Baubeginn geprift
bel der Bauaufsichtsbehdrde vorliegen.

(5) Die Bauaufsichtsbehtrde hat, soweit andere Behorden zustdndig sind, die fir die Errichtung, Anderung,
Nutzung oder Beseitigung von Anlagen nach anderen offentlich-rechtlichen Vorschriften erforderlichen Geneh-
migungen, Zustimmungen, Bewilligungen und Erlaubnisse einzuholen und mit der Baugenehmigung gleichzeitig
auszuhandigen, soweit durch Rechtsvorschriften nichts anderes bestimmt ist. Versagt eine andere Behorde, die
nach anderen offentlich-rechtlichen Vorschriften dazu befugt ist, diese Genehmigung, Bewilligung oder Erlaub-
nis, so teilt Se dies, wenn bauaufsichtliche Griinde dem Bauantrag nicht entgegenstehen, unter Benachrichtigung
der Bauaufsichtsbehorde der Antragstellerin oder dem Antragsteller durch schriftlichen Bescheid unmittelbar
mit.

(6) Soweit die Errichtung, Anderung oder Beseitigung baulicher Anlagen fiir den Nachweis der Liegenschaften
in offentlichen Registern von Bedeutung i, hat die Bauaufsichtsbehdrde die registerfilhrende Behérde Uber die
erteilte Baugenehmigung und die durch die Genehmigungsfreistellung nach 8 68 erfassten Bauvorhaben zu un-
terrichten.

(7) Personenbezogene Daten, die der Bauaufsichtshehtrde im Zusammenhang mit von ihr durchzufiihrenden

Verwaltungsverfahren bekannt werden, dirfen an Behorden und sonstige 6ffentliche Stellen Gbermittelt werden,

soweit

1. diesflr die Einholung einer Genehmigung, Zustimmung, Bewilligung oder Erlaubnis nach anderen tffent-
lich-rechtlichen Vorschriften erforderlich ist (Absatz 5, § 64 Abs. 2),

2. diesnotwendigist, um die Vereinbarkeit mit 6ffentlich-rechtlichen Vorschriften zu priifen oder

3. dadurch die gesetzlich vorgeschriebene Fortfihrung des Nachweises der Liegenschaften in offentlichen
Registern gewdahrleistet wird,

an andere Stellen daneben auch, soweit

4. eseforderlich ist, dass die Bauaufsichtsbehdrde sich zur ordnungsgemélen Erflillung ihrer Aufgaben der
besonderen Sachkunde der Stellen bedient.

Aulkerdem darf die Bauaufsichtsbehdrde Baubeginn und Lage des Baugrundstiicks an andere Behdrden und
sonstige offentliche Stellen zur Bekdmpfung der Schwarzarbeit und illegalen Beschéftigung nach dem Schwarz-
arbeitsbekdmpfungsgesetz vom 23. Juli 2004 (BGBI. | S. 1842), zuletzt geéndert durch Artikel 2 des Gesetzes
vom 2. Dezember 2014 (BGBI. | S. 1922), Ubermitteln.



Dariiber hinaus dirfen personenbezogene Daten an andere Behérden, songstige offentliche Stellen oder andere
Stellen nur mit Einwilligung der Bauherrin oder des Bauherrn oder aufgrund besonderer gesetzlicher Zulassun-
gen Ubermittelt werden. Die Bauaufsichtsbehdrde hat, wenn die Bauherrin oder der Bauherr entsprechende zu-
sitzliche Bauvorlagen einreicht, die Ubermittlung ohne Nennung von Namen und Anschrift der Bauherrin oder
des Bauherrn, der Entwurfsverfasserin oder des Entwurfsverfassers und der oder des Bauvorlageberechtigten
vorzunenmen, wenn der Zweck der Ubermittlung auch auf diese Weise ohne zusétzliche Erschwerung erreicht
werden kann.

(8) Liegen die Voraussetzungen fir das vereinfachte Baugenehmigungsverfahren nach § 69 vor, soll die Bauauf-
sichtsbehdrde unter Benachrichtigung der Bauherrin oder des Bauherrn das Vorhaben in dieses Verfahren tber-
nehmen, wenn die Bauherrin oder der Bauherr nicht innerhalb von drel Wochen nach Zugang der Benachrichti-
gung widerspricht; der Ablauf der Frist gilt als Eingang der Bauvorlagen nach § 69 Abs. 6. Satz 1 gilt nicht fur
verfahrensfreie Vorhaben nach § 63.

8§ 68 Genehmigungsfreistellung

(1) Keiner Genehmigung bedarf unter den Voraussetzungen des Absatzes 2 die Errichtung, Anderung und Nut-
zungsanderung von

1. Gebauden der Gebaudeklassen 1 bis 3,
2. sonstigen baulichen Anlagen, die keine Gebdude sind,
3. Nebengebduden und Nebenanlagen zu Bauvorhaben nach Nummer 1 und 2,

ausgenommen Sonderbauten. § 63 bleibt unberthrt. Satz 1 gilt nicht fir die Errichtung, Anderung oder Nut-
zungsanderung

1. enesoder mehrerer Gebaude, wenn dadurch dem Wohnen dienende Nutzungseinheiten mit einer Gréf3e von
insgesamt mehr a's 5.000 m? Brutto-Grundfl&che geschaffen werden, und

2. baulicher Anlagen, die 6ffentlich zuganglich sind, wenn dadurch die gleichzeitige Nutzung durch mehr als
100 zusétzliche Besucherinnen oder Besucher ermdglicht wird,

die innerhab des angemessenen Sicherheitsabstands im Sinne des 8§ 3 Absatz 5¢c des Bundes
Immissionsschutzgesetzes liegen; ist der angemessene Sicherheitsabstand nicht bekannt, ist mal3geblich, ob sich
das Vorhaben innerhalb des Achtungsabstands des Betriebsberei chs befindet.

(2) Ein Bauvorhaben nach Absatz 1 Satz 1 ist genehmigungsrei gestellt, wenn
1. esim Geltungsbereich eines Bebauungsplansim Sinne des § 30 Abs. 1 oder 2 des Baugesetzbuchs liegt,

2. esden Festsetzungen des Bebauungsplans nicht widerspricht; wenn ein Widerspruch zu den Festsetzungen
des Bebauungsplans vorliegt, bedarf es eines entsprechenden Antrags auf Erteilung einer Ausnahme oder
Befreiung,

3. dieErschliefdung gesichert ist und

4. die Gemeinde keine vorlaufige Untersagung nach 8§ 15 Absatz 1 Satz 2 des Baugesetzbuchs beantragt oder
nicht innerhalb der Frig nach Absatz 3 Satz 2 erklart, dass ein vereinfachtes Baugenehmigungsverfahren
durchgefiihrt werden soll; die Erklarung kann auch erfolgen, wenn Bauvorhaben innerhalb des angemesse-
nen Sicherheitsabstandes nach § 3 Absatz 5¢c des Bundes-Immissionsschutzgesetzes oder innerhalb des
Achtungsabstands des Betriebsbereichs errichtet werden sollen.

(3) Die Bauherrin oder der Bauherr hat die erforderlichen Bauvorlagen bei der Gemeinde einzureichen; eine
weitere Ausfertigung ist zeitgleich bel der Bauaufsi chtsbehdrde einzureichen, wenn die Birgermeisterin oder der
Birgermeister der Gemeinde nicht Bauaufsichtsbehérde ist. Mit dem Bauvorhaben darf, auch wenn im Vorwege
bereits notwendige Abweichungen sowie Ausnahmen oder Befreiungen nach 8§ 31 des Baugesetzbuchs erteilt
worden snd, einen Monat nach Einreichung der erforderlichen Bauvorlagen bel der Gemeinde und der Bauauf-
sichtsbehdrde begonnen werden; werden mit der Genehmigungsfreistellung erforderliche Abweichungen sowie
Ausnahmen oder Befreiungen nach § 31 des Baugesetzbuchs beantragt, darf unter Beriicksichtigung des 8§ 71
Absatz 4 mit den Bauarbeiten erst begonnen werden, wenn dem schriftlichen Antrag entsprochen wurde. Der
Bauherrin oder dem Bauherrn miissen bei Baubeginn die bautechnischen Nachweise und im Fall des§ 70 Abs. 3
Satz 1 Nr. 2 die gepruften bautechnischen Nachweise vorliegen.

(4) Einer bauaufsichtlichen Priifung bedarf es nicht. 8 59 Abs. 1 bleibt unberihrt.

(5) Uber Abweichungen sowie Ausnahmen und Befreiungen nach § 31 des Baugesetzbuchs entscheidet die Bau-
aufsichtsbehérde auf besonderen Antrag.



(6) Die Bauvorlagen, mit Ausnahme der bautechnischen Nachweise, miissen von Entwurfsverfasserinnen oder
Entwurfsverfassern gefertigt werden, die nach § 65 Abs. 3 bauvorlageberechtigt sind. Die Entwurfsverfasse-
rinnen oder Entwurfsverfasser, die Aufstellerinnen oder Aufsteller der bautechnischen Nachweise und die Fach-
planerinnen oder Fachplaner nach 8 55 Abs. 2 haben die Erkl&rung abzugeben, dass die von ihnen gefertigten
Bauvorlagen den offentlich-rechtlichen Vorschriften entsprechen.

(7) Die bautechnischen Nachwei se miissen von Personen aufgestellt sein, diein der Listenach 8 15 Abs. 1 Satz 1
Nr. 5 des Architekten- und Ingenieurkammergesetzes eingetragen sind. § 70 bleibt im Ubrigen unberinrt.

8§64 Abs. 2 Satz 1 und Abs. 4 Satz 1 und 2, 8 73 Absatz 6 Satz 1 Nummer 2 und 3, Absatz 7 und 8 sind sinnge-
mal3 anzuwenden.

(8) Die Bauherrin oder der Bauherr hat eine Bauleiterin oder einen Bauleiter im Sinne des 8 57 zu bestellen.

(9) Die Erklérung der Gemeinde nach Absatz 2 Nr. 4 erste Alternative kann insbesondere erfolgen, wenn sieeine
Uberpriifung der sonstigen Voraussetzungen des Absatzes 2 oder des Bauvorhabens aus anderen Griinden fiir
erforderlich hdt. Auf den Verzicht der Erkldrungsmdglichkeit besteht kein Rechtsanspruch. Erklért die Gemein-
de, dass ein vereinfachtes Baugenehmigungsverfahren durchgefiihrt werden soll, hat sie unter Benachrichtigung
der Bauherrin oder des Bauherrn die Bauvorlagen an die Bauaufsichtsbehérde weiterzuleiten, wenn die Bau-
herrin oder der Bauherr nicht innerhalb von drei Wochen nach Zugang der Benachrichtigung widerspricht. Ab-
satz 13 Satz 2 und 3 gilt entsprechend.

(10) Fir die Feuerungsanlagen im Sinne des 8§ 43 Abs. 1 muss die Bauherrin oder der Bauherr zehn Werktage
vor Baubeginn der Feuerungsanlage eine Bescheinigung der bevollméchtigten Bezirksschornsteinfegerin oder
des bevollméchtigten Bezirksschornsteinfegers einholen, aus der hervorgeht, dass sie den offentlich-rechtlichen
Vorschriften entsprechen und die Abgasanlagen, wie Schornsteine, Abgasleitungen und Verbindungsstiicke, und
die Feuerstétten so aufeinander abgestimmt sind, dass beim bestimmungsgemélien Betrieb Gefahren oder unzu-
mutbare Bel&stigungen nicht zu erwarten sind. 8 79 Abs. 3 Satz 2 gilt entsprechend.

(11) Die Bauherrin oder der Bauherr hat, soweit andere Behdrden zustandig sind, die fir die Errichtung, Ande-
rung, Erweiterung oder die Beseitigung der in Absatz 1 genannten Bauvorhaben nach anderen &ffentlich-
rechtlichen Vorschriften erforderlichen Genehmigungen, Zustimmungen, Bewilligungen und Erlaubnisse vor
Baubeginn einzuhol en.

(12) Die Bauherrin oder der Bauherr kann fir Vorhaben nach Absatz 1 auch das vereinfachte Baugenehmi-
gungsverfahren nach § 69 durchfiihren lassen.

(13) Liegen die Voraussetzungen fir das Verfahren der Genehmigungsfreistellung nicht vor, soll die Bauauf-
sichtsbehdrde unter Benachrichtigung der Gemeinde und der Bauherrin oder des Bauherrn das Vorhaben in das
erforderliche bauaufsichtliche Verfahren tbernenmen, wenn die Bauherrin oder der Bauherr nicht innerhalb von
drei Wochen nach Zugang der Benachrichtigung widerspricht. Mit Zugang der Benachrichtigung gilt der Bau-
beginn als untersagt. Der Ablauf der Frist von drel Wochen nach Zugang der Benachrichtigung gilt a's Eingang
der Bauvorlagen nach § 69 Abs. 6.

8 69 Verenfachtes Baugenehmigungsver fahren

(1) Auler bei Sonderbauten wird nicht geprift die Vereinbarkeit der Vorhaben mit den Vorschriften dieses Ge-
setzes und den Vorschriften aufgrund dieses Gesetzes. 8 65 Abs. 4, 88 68 und 70 bleiben unberiihrt.

(2) Uber Abweichungen sowie Ausnahmen und Befreiungen nach § 31 des Baugesetzbuchs entscheidet die Bau-
aufsichtsbehérde auf besonderen Antrag.

(3) Auch soweit eine Prifung entféllt, sind die Bauvorlagen, mit Ausnahme der nicht prifpflichtigen bautechni-
schen Nachweise, einzureichen. 8 67 Abs. 4 gilt entsprechend.

(4) Die Bauvorlagen, mit Ausnahme der bautechnischen Nachweise, miissen von Entwurfsverfasserinnen oder
Entwurfsverfassern gefertigt werden, die nach § 65 Abs. 3 bauvorlageberechtigt sind. Die Entwurfsverfasse-
rinnen oder Entwurfsverfasser, die Aufstellerinnen oder Aufsteller der bautechnischen Nachweise und die Fach-
planerinnen oder Fachplaner im Sinne des § 55 Abs. 2 haben die Erkl&rung abzugeben, dass die von ihnen gefer-
tigten Bauvorlagen den 6ffentlich-rechtlichen Vorschriften entsprechen.



(5) Beim Eingang unvollsténdiger Bauvorlagen bel der Bauaufsichtsbehdrde soll sie innerhalb von drei Wochen
schriftlich der Bauherrin oder dem Bauherrn die noch einzurei chenden Bauvorlagen angeben. Werden innerhalb
einer angemessenen Frist, die zwei Monate nicht Gberschreiten soll, die Bauvorlagen nicht nachgereicht, gilt der
Antrag als zurlickgenommen.

(6) Die Bauaufsichtsbehtrde hat Uber den Bauantrag spétestens innerhalb einer Frist von drei Monaten nach
Eingang der Bauvorlagen bei ihr, bei unvollsténdigen Bauvorlagen innerhalb einer Frist von drei Monaten nach
Eingang der noch einzureichenden Bauvorlagen zu entscheiden.

(7) Sind fur das Vorhaben Abweichungen oder Ausnahmen oder Befreiungen nach 8§ 31 des Baugesetzbuchs
erforderlich oder liegt es in einem Landschaftsschutzgebiet, verléangert sch die Frist nach Absatz 6 um einen
Monat.

(8) Ergibt sich bel der weiteren Prifung der Bauvorlagen, dass noch zusétzliche Unterlagen erforderlich sind,
oder macht es die Beteiligung anderer Behdrden, offentlicher Stellen, anderer Stellen oder von Nachbarinnen
oder Nachbarn oder der Offentlichkeit erforderlich, kann die Bauaufsichtsbehorde die sich aus den Abséitzen 6
und 7 ergebende Frist angemessen, langstens um drei weitere Monate, verlangern und auch die zusétzlichen
Unterlagen von der Bauherrin oder dem Bauherrn nachfordern. Die Bauaufsichtsbehtrde kann die Frist nach
Satz 1 um den Zeitraum der nach § 72a geregelten Offentlichkeitsbeteiligung verlangern, langstens jedoch um
sechs Monate.

(9) Die Genehmigung gilt als erteilt, wenn sie nicht innerhalb der Frist versagt wird. Nach Ablauf der Frist ist
dieses auf Antrag der Bauherrin oder des Bauherrn schriftlich zu bestétigen.

(10) § 68 Abs. 10 gilt entsprechend.

(11) Liegen die Voraussetzungen fur das Baugenehmigungsverfahren nach § 67 vor, soll die Bauaufsi chtsbehor-
de das Vorhaben unter Benachrichtigung der Bauherrin oder des Bauherrn in dieses Verfahren tbernehmen,
wenn die Bauherrin oder der Bauherr nicht innerhalb von drei Wochen nach Zugang der Benachrichtigung wi-
derspricht.

8 70 Bautechnische Nachweise

(1) Die Einhaltung der Anforderungen an die Standsicherheit, den Brand-, Schall-, Wérme- und Erschiitterungs-
schutz ist durch bautechnische Nachweise nachzuweisen; dies gilt nicht fur verfahrensfreie Bauvorhaben nach
8 63, einschliefdlich der Beseitigung von Anlagen, soweit nicht in diesem Gesetz oder in Vorschriften aufgrund
dieses Gesetzes anderes bestimmt ist.

(2) Be
1. Gebauden der Gebaudeklassen 1 bis 3,
2. sonstigen baulichen Anlagen, die keine Gebdude sind,

prift die Bauaufsi chtsbehorde die bautechnischen Nachwei se nicht, wenn diese von Personen aufgestellt worden
sind, diein die Lise nach § 15 Abs. 1 Satz 1 Nr. 5 des Architekten- und Ingenieurkammergesetzes eingetragen
sind; Absatz 3 Satz 1 Nr. 2 bleibt unberihrt. § 65 Abs. 6 gilt sinngemél3. Werden die bautechnischen Nachweise
von verschiedenen Personen aufgestellt, ist jede Person fir die von ihr gefertigten Unterlagen verantwortlich; fur
das ordnungsgemal3e Ineinandergreifen dieser Nachweise hat eine dieser von der Bauherrin oder dem Bauherrn
der Bauaufsichtsbehérde zu benennenden Personen die Verantwortung zu tibernehmen. Diein Satz 1 genannten
Personen haben bel der Bauausfiihrung die Einhaltung der bautechnischen Anforderungen zu tberwachen; Satz 3
letzter Halbsatz gilt entsprechend. Abweichend von Satz 1 ist die Aufstellung der bautechnischen Nachweise
auch von Personen zuléssig, die nicht in der Liste nach § 15 Abs. 1 Satz 1 Nr. 5 des Architekten- und Ingenieur-
kammergesetzes eingetragen sind; die von diesen Personen aufgestel lten Nachweise sind zu prifen. Satz 5ist im
Verfahren der Genehmigungsfreistellung nach § 68 nicht anwendbar.

(3) Der Stands cherheitsnachweis muss durch eine Prifingenieurin oder einen Prifingenieur fir Standsicherheit
oder ein Prifamt fur Standsi cherheit bauaufsi chtlich gepriift und bescheinigt werden bei

1. Sonderbauten und Gebauden der Gebdudeklassen 4 und 5,
2. a) Gebauden der Gebaudeklassen 1 bis 3,
b) Behdltern, Briicken, Stiitzmauern, Tribtinen,
c) sonstigen baulichen Anlagen, die keine Gebdude sind, mit einer Héhe von mehr als 10 m,



wenn dies nach Maligabe einesin der Verordnung nach 8 83 Abs. 3 geregelten Kriterienkatal ogs erforderlich ist;
das gilt nicht fir Wohngebaude der Gebédudeklassen 1 und 2.
Hinsichtlich der Gbrigen bautechnischen Nachweise gilt Absatz 2 sinngemaf.

(4) Bel Gebauden dear Gebaudeklasse 4, ausgenommen Sonderbauten sowie Mittel-und Grof3garagen, ist der
Brandschutznachweis von

1. ener Prifingenieurin oder einem Priifingenieur fir Brandschutz oder

2. ene oder eéinem fir das Bauvorhaben Bauvorlageberechtigten aus einem anderen Mitgliedstaat der Europé-
ischen Union oder einem nach dem Recht der Européi schen Gemeinschaften gleichgestellten Staat, die oder
der den Tétigkeitsbereich und die erforderlichen Kenntnisse des Brandschutzes entsprechend Nummer 1
nachgewiesen hat, die oder der unter Beachtung des § 6 Absatz 9 des Architekten- und Ingenieurkammerge-
setzesin einer von der Architekten- und Ingenieurkammer Schleswig-Holstein zu fuhrenden Liste eingetra-
genist,
zu erstellen; vergleichbare Eintragungen anderer Bundeslander gelten auch im Geltungsbereich dieses Gesetzes.
Wenn der Brandschutznachweis nicht von einer Person im Sinne des Satzes 1 erstellt wird, ist der Brandschutz
durch eine Person im Sinne des Satzes 1 bauaufsichtlich zu priifen und zu bescheinigen, es sl denn, die Bauauf-
sichtsbehdrde prift den Brandschutz selbst. Fir Personen, die in einem anderen Mitgliedstaat der Européischen
Union oder einem nach dem Recht der Européischen Gemeinschaften gleichgestellten Staat zur Erstellung von
Brandschutznachwei sen niedergelassen sind, gilt 8 9 a Absatz 3 des Architekten- und Ingenieurkammergesetzes
mit der Mal3gabe entsprechend, dass die Anzeige oder der Antrag auf Erteilung einer Bescheinigung bel der
Architekten- und Ingenieurkammer einzureichen ist.

(5) Bei

1. Sonderbauten,

2. Mittd- und Grof3garagen,

3. Gebauden der Gebaudeklasse 5

ist der Brandschutznachweis von einer Priifingenieurin oder einem Priifingenieur fir Brandschutz bauaufsicht-
lich zu prifen und zu bescheinigen, es sl denn, die Bauaufsi chtsbehdrde priift den Brandschutz selbst.

(6) Werden bautechnische Nachweise durch eine Priifingenieurin oder einen Prifingenieur fir Standd cherheit
oder ein Prifamt fir Standscherheit oder Brandschutznachweise durch eine Priifingenieurin oder einen Priifin-
genieur fir Brandschutz bauaufsichtlich geprift und bescheinigt, werden die entsprechenden Anforderungen
auch in den Féllen des 8 71 nicht durch die Bauaufsichtsbehdrde gepriift. Einer bauaufsichtlichen Priifung oder
Bescheinigung bedarf es ferner nicht, soweit fr bauliche Anlagen Standd cherheitsnachwei se vorliegen, die von
einem Priufamt fir Standsicherheit allgemein geprift sind (Typenprifung); Typenprifungen anderer Lénder
gelten auch im Geltungsbereich dieses Gesetzes.

§ 71 Abweichungen

(1) Die Bauaufsichtsbehdrde kann Abweichungen von Anforderungen dieses Gesetzes und aufgrund dieses Ge-
setzes erlassener Vorschriften zulassen, wenn sie unter Beriicksichtigung des Zwecks der jeweiligen Anforde-
rung und unter Wirdigung der 6ffentlich-rechtlich geschiitzten nachbarlichen Belange mit den 6ffentlichen Be-
langen, inshesondere den Anforderungen des 8 3 Abs. 2, vereinbar Snd. 8 3 Abs. 3 Satz 3 bleibt unberihrt.

(2) Die Zulassung von Abweichungen nach Absatz 1 sowie von Ausnahmen und Befreiungen nach § 31 des
Baugesetzbuchs ist gesondert schriftlich zu beantragen; der Antrag ist zu begrinden. Fir Anlagen, die keiner
Genehmigung bedirfen, sowie fir Abweichungen von Vorschriften, die im Genehmigungsverfahren nicht ge-
prift werden, gilt Satz 1 entsprechend. Im Baugenehmigungsverfahren nach 8§ 67 bedarf es fir Ausnahmen nach
8§ 31 des Baugesetzbuchs keines schriftlichen Antrags.

(3) Uber Abweichungen nach Absatz 1 Satz 1 von értlichen Bauvorschriften nach § 84 entscheidet die Bauauf-
sichtsbehdrde im Einvernehmen mit der Gemeinde; 8 36 Abs. 2 Satz 2 und 3 des Baugesetzbuchs gilt entspre-
chend.

(4) Uber Abwei chungen sowie Ausnahmen und Befreiungen nach § 31 des Baugesetzbuchs, die nicht im Verfah-
ren nach den 88 67 oder 69 beantragt werden oder a's beantragt gelten, ist innerhalb einer Frist von zwei Mona-
ten nach Eingang der vollstandigen Bauvorlagen zu entscheiden. Ist das Einvernehmen der Gemeinde erforder-
lich, darf diese Frist insoweit Uberschritten werden, als dass innerhalb eines Monats nach Zugang der Erkl&rung
des Einvernehmens zu entscheiden ist. § 69 Abs. 5 und 9 gilt entsprechend.



§ 72 Beteiligung der Nachbarinnen oder Nachbarn

(1) Die Bauaufsichtsbehodrde soll die Eigentiimerinnen oder Eigentiimer benachbarter Grundstiicke (Nachbarin-
nen oder Nachbarn) vor Erteilung von Abweichungen sowie Ausnahmen und Befreiungen nach § 31 des Bauge-
setzbuchs benachrichtigen, wenn zu erwarten ist, dass 6ffentlich-rechtlich geschiitzte nachbarliche Belange be-
rihrt werden. Auch sonst soll nach Satz 1 verfahren werden, wenn die Baumal3hahme &ffentlich-rechtlich ge-
schiitzte nachbarliche Belange ber Uhrt.

Die Bauherrin oder der Bauherr hat der Bauaufsichtsbehdrde auf Verlangen die betroffenen Nachbarinnen oder
Nachbarn namhaft zu machen und Unterlagen zu ihrer Beteiligung zur Verfligung zu stellen. Einwendungen sind
innerhalb eines Monats nach Zugang der Benachrichtigung bel der Bauaufsichtsbehdrde schriftlich oder zur
Niederschrift vorzubringen. Mit Ablauf einer Frist von eéinem Monat nach der Bekanntmachung des Bauvorha-
bens sind alle &ffentlich-rechtlichen Einwendungen beteiligter Nachbarinnen und Nachbarn gegen das Bauvor-
haben ausgeschl ossen; hierauf ist in der Benachrichtigung hinzuwei sen.

(2) Die Benachrichtigung entfallt, wenn die zu benachrichtigenden Nachbarinnen oder Nachbarn die Lageplane
und Bauzei chnungen unterschrieben oder dem Bauvorhaben auf andere Wel se zugestimmt haben.

(3) Haben die Nachbarinnen oder Nachbarn dem Bauvorhaben nicht zugestimmt, ist ihnen die Baugenehmigung
oder die Entscheidung Uber die Abweichungen sowie Ausnahmen und Befreiungen nach 8§ 31 des Baugesetz-
buchs zuzustellen. Bel mehr als 20 Nachbarn, denen die Entscheidung nach Satz 1 zuzustellen ist, kann die Zu-
stellung nach Satz 1 durch eine 6ffentliche Bekanntgabe ersetzt werden; die zu diesem Zweck durchzufiihrende
oOrtliche Bekanntmachung hat den verfigenden Teil der Entscheidung nach Satz 1, die Rechtsbehelfsbel ehrung
sowie einen Hinweis darauf zu enthalten, wo die Akten des Verfahrens eingesehen werden konnen.

§ 72a Beteiligung der Offentlichkeit

(1) Bei baulichen Anlagen, die aufgrund ihrer Beschaffenheit oder ihres Betriebs geeignet sind, die Allgemein-
heit oder die Nachbarschaft zu geféhrden, zu benachteiligen oder zu belastigen, kann die Bauaufsichtsbehdrde
anstelle einer Nachbarbeteiligung nach 8§ 72 auf Antrag der Bauherrin oder des Bauherrn das Bauvorhaben in
ihrem amtlichen Veroffentlichungsblatt und zusétzlich entweder im Internet oder in 6rtlichen Tageszeitungen,
dieim Bereich des Standorts der Anlage verbreitet sind, 6ffentlich bekannt machen.

(2) Bei der Errichtung, Anderung oder Nutzungsinderung

1. enesoder mehrerer Gebaude, wenn dadurch dem Wohnen dienende Nutzungseinheiten mit einer Gréf3e von
insgesamt mehr a's 5.000 m? Brutto-Grundfl&che geschaffen werden,

2. baulicher Anlagen, die 6ffentlich zuganglich sind, wenn dadurch die gleichzeitige Nutzung durch mehr als
100 zusétzliche Besucherinnen oder Besucher ermdglicht wird,

3. baulicher Anlagen, die nach Durchfiihrung des Bauvorhabens Sonderbauten nach § 51 Absatz 2 Nummer 9,
11, 12 oder 14 sind, und

4. von Camping- und Wochenendpl&zen

ist das Bauvorhaben nach Absatz 1 éffentlich bekannt zu machen, wenn es innerhalb des angemessenen Sicher-
heitsabstands im Sinne des § 3 Absatz 5¢c des Bundes-Immissionsschutzgesetzes liegt; ist der angemessene
Sicherheitsabstand nicht bekannt, ist mal3geblich, ob sich das Vorhaben innerhalb des Achtungsabstands des
Betriebshereichs befindet. Satz 1 gilt nicht, wenn eine diesen Anforderungen entsprechende Offentlichkeitsbetei-
ligung bereits im Rahmen eines anderen Verfahrens stattgefunden hat, insbesondere, wenn dem Gebot, den an-
gemessenen Sicherheitsabstand zu wahren, bereits in einem Bebauungsplan Rechnung getragen wurde.

(3) Bel der Bekanntmachung nach Absatz 1 und 2 ist Uber Folgendes zu informieren:
1. Uber den Gegenstand des Vorhabens,

2. Uber diefur die Genehmigung zustdndige Behorde, bei der der Antrag nebst Unterlagen zur Einsicht ausge-
legt wird, sowie wo und wann Eindg cht genommen werden kann,

3. dariiber, dass Personen, deren Belange bertihrt sind, und Vereinigungen, welche die Anforderungen von § 3
Absatz 1 oder § 2 Absatz 2 des Umwelt-Rechtshehelfsgesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom
8. April 2013 (BGBI. | S. 753), zuletzt geéndert durch Artikel 2 Absatz 18 des Gesetzes vom 20. Juli 2017
(BGBI. | S. 2808), erfiillen (betroffene Offentlichkeit), Einwendungen bei einer in der Bekanntmachung be-
zeichneten Stelle bis zu zwel Wochen nach Ablauf der Auslegungsfrist erheben kdnnen; dabei ist darauf



hinzuweisen, dass mit Ablauf der Frist alle offentlich-rechtlichen Einwendungen ausgeschlossen sind und
der Ausschluss von umweltbezogenen Einwendungen nur fir das Genehmigungsverfahren gilt,

4. dass die Zustellung der Entscheidung Uber die Einwendungen durch offentliche Bekanntmachung ersetzt
werden kann.

Bel der Bekanntmachung nach Absatz 2 ist zusétzlich tiber Folgendes zu informieren:

1. gegebenenfalls die Feststellung der UV P-Pflicht des Vorhabens nach 8 5 des Gesetzes tiber die Umweltver-
traglichkeitspriifung (UVPG) sowie erforderlichenfalls die Durchfiihrung einer grenziiberschreitenden Be-
teiligung nach den 88 55 und 56 UV PG,

2. die Art mdglicher Entscheidungen oder, soweit vorhanden, den Entscheidungsentwurf,

3. gegebenenfalls weitere Einzelheiten des Verfahrens zur Unterrichtung der Offentlichkeit und Anhérung der
betroffenen Offentlichkeit.

(4) In dem nach Absatz 3 Satz 1 Nummer 2 bekannt gemachten Zeitraum sind der Antrag und die Bauvorlagen
sowie die entscheidungserheblichen Berichte und Empfehlungen, die der Bauaufsichtsbehérde im Zeitpunkt der
Bekanntmachung vorliegen, einen Monat zur Eingcht auszulegen. Bauvorlagen, die Geschéfts- oder Betriebsge-
heimnisse enthalten, sind nicht auszulegen; fir sie gilt § 10 Absatz 2 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes
entsprechend. Bis zwei Wochen nach Ablauf der Auslegungsfrist kann die Offentlichkeit gegeniiber der Bauauf-
sichtsbehorde schriftlich oder zur Niederschrift Einwendungen erheben; mit Ablauf dieser Frist sind ale 6ffent-
lich-rechtlichen Einwendungen ausgeschlossen. Satz 3 gilt fir umweltbezogene Einwendungen nur fir das Ge-
nehmigungsverfahren.

(5) Die Zustellung der Baugenehmigung nach der Offentlichkeitsbeteiligung nach Absatz 1 kann durch &ffentli-
che Bekanntmachung ersetzt werden; § 72 Absatz 3 Satz 2 gilt entsprechend. Wurde eine Offentlichkeitsbeteili-
gung nach Absatz 2 durchgeftihrt, ist die Baugenehmigung offentlich bekannt zu machen. Die 6ffentliche Be-
kanntmachung wird dadurch bewirkt, dass der verfiigende Teil der Baugenehmigung und die Rechtsbehelfsbe-
lehrung bekannt gemacht werden; auf Auflagen ist hinzuweisen. In die Begrindung der Baugenehmigung sind
die wesentlichen tatsichlichen und rechtlichen Griinde, die die Behérde zu ihrer Entscheidung bewogen haben,
die Behandlung der Einwendungen sowie Angaben liber das Verfahren zur Beteiligung der Offentlichkeit aufzu-
nehmen; 8 73 Absatz 2 bleibt unberiihrt. Eine Ausfertigung der gesamten Baugenehmigung ist vom Tage nach
der Bekanntmachung an zwei Wochen zur Eingcht auszulegen. In der 6ffentlichen Bekanntmachung ist anzuge-
ben, dass nach der 6ffentlichen Bekanntmachung die Baugenehmigung und ihre Begriindung bis zum Ablauf der
Widerspruchsfrist von den Personen, die Einwendungen erhoben haben, schriftlich angefordert werden kénnen;
zusétzlich ist anzugeben, wo und wann die Baugenehmigung und ihre Begriindung eingesehen werden kénnen.
Mit dem Ende der Auslegungsfrist gilt die Baugenehmigung auch Dritten gegeniiber, die keine Einwendungen
erhoben haben, als zugestellt; darauf ist in der Bekanntmachung hinzuwei sen.

§ 73 Baugenehmigung, Baubeginn

(1) Die Baugenehmigung ist zu erteilen, wenn dem Bauvorhaben keine &ffentlich-rechtlichen Vorschriften ent-
gegenstehen, die im bauaufsi chtlichen Genehmigungsverfahren zu prifen sind; die Bauaufsichtsbehdrde darf den
Bauantrag auch ablehnen, wenn das Bauvorhaben gegen sonstige 6ffentlich-rechtliche Vorschriften verstofdt. Die
durch eine Umweltvertraglichkeitsprifung ermittelten, beschriebenen und bewerteten Umweltauswirkungen sind
nach Mal3gabe der hierfir geltenden Vorschriften zu berticksichtigen.

(2) Die Baugenenmigung bedarf der Schriftform; sieist nur insoweit zu begriinden, wie von nachbarschiitzenden
Vorschriften eine Abweichung, eine Ausnahme oder eine Befreiung nach § 31 des Baugesetzbuchs erteilt wird
und die Nachbarin oder der Nachbar nicht nach 8§ 72 Abs. 3 zugestimmt hat.

(3) Die Baugenehmigung kann mit Auflagen, mit Bedingungen, einem Vorbehalt des Widerrufs und einem Vor-
behalt der nachtraglichen Aufnahme, Anderung oder Erganzung einer Auflage sowie befristet erteilt werden.

(4) Die Baugenehmigung wird unbeschadet der privaten Rechte Dritter erteilt.

(5) Die Gemeinde i, wenn ihre Birgermeisterin oder ihr Birgermeister nicht Bauaufsichtsbehdrde ist, von der
Erteilung, Verldngerung der Geltungsdauer, Ablehnung, Riicknahme und dem Widerruf einer Baugenehmigung,
Teilbaugenehmigung, eines Vorbescheides, einer Zustimmung, einer Abweichung, einer Ausnahme oder einer
Befreiung nach § 31 des Baugesetzbuchs zu unterrichten. Eine Ausfertigung des Bescheides ist beizufligen.



(6)-Mit der Bauausfihrung oder mit der Ausfihrung des jeweiligen Bauabschnitts darf erst begonnen werden,
wenn

1. die Baugenehmigung der Bauherrin oder dem Bauherrn zugegangen ist sowie
2. diegepriften bautechnischen Nachweise nach § 70 und

3. dieBaubeginnsanzeige

der Bauaufsichtsbehdrde vorliegen. 88 68 und 69 Abs. 9 bleiben unberhrt.

(7) Vor Baubeginn muss die Grundrissflache des Gebaudes abgesteckt und seine Hohenlage festgelegt sein.
Baugenehmigungen und Bauvorlagen miissen auf der Baustelle von Baubeginn an vorliegen.

(8) Die Bauherrin oder der Bauherr hat den Ausfihrungsbeginn genehmigungsbediirftiger Vorhaben und die
Wiederaufnahme der Bauarbeiten nach einer Unterbrechung von mehr als drei Monaten mindestens eine Woche
vorher der Bauaufsi chtsbehdrde schriftlich mitzuteilen (Baubeginnsanzeige).

§ 74 Teilbaugenehmigung

Ist ein Bauantrag eingereicht, so kann der Beginn der Bauarbeiten fir die Baugrube und fir einzelne Bauteile
oder Bauabschnitte auf schriftlichen Antrag schon vor Erteillung der Baugenehmigung schriftlich gestattet wer-
den (Teilbaugenenmigung). 8 73 gilt entsprechend.

8§ 75 Geltungsdauer

(1) Die Baugenehmigung und Teilbaugenehmigung erléschen, wenn innerhab von drel Jahren nach ihrer Ertei-
lung mit der Ausfihrung des VVorhabens nicht begonnen oder die Ausfiihrung langer als ein Jahr unterbrochen
worden ist; Entsprechendes gilt im Verfahren der Genehmigungsfreistellung nach § 68. Satz 1 gilt auch fir die
Entscheidungen Uber andere offentlich-rechtliche Anforderungen, die in die Baugenehmigung eingeschlossen
werden.

(2) Die Frist nach Absatz 1 kann auf schriftlichen Antrag jeweils bis zu zwei Jahren verléngert werden; dies gilt
nicht fur das Verfahren der Genehmigungsfreistellung nach § 68. Die Frist kann auch riickwirkend verléngert
werden, wenn der Antrag vor Fristablauf bel der Bauaufsi chtsbehdrde eingegangen ist.

§ 76 Genehmigung Fliegender Bauten

(1) Fliegende Bauten sind bauliche Anlagen, die geeignet und bestimmt sind, an verschiedenen Orten wiederholt
aufgestellt und zerlegt zu werden. Baustelleneinrichtungen und Baugeriste sind keine Fliegenden Bauten.

(2) Fliegende Bauten bedirfen, bevor sie erstmals aufgestellt und in Gebrauch genommen werden, einer Ausfih-

rungsgenehmigung. Dies gilt nicht fir

1. Hiegende Bauten mit einer Hohe bis zu 5 m, die nicht dazu bestimmt sind, von Besucherinnen oder Besu-
chern betreten zu werden,

2. Hiegende Bauten mit einer Hohe bis zu 5 m, die fir Kinder betrieben werden und eine Geschwindigkeit von
hochstens 1 m/s haben,

3. Biihnen, die Fliegende Bauten sind, einschliellich Uberdachungen und sonstigen Aufbauten mit einer Hohe
biszu 5m, einer Grundflache biszu 100 m? und einer FuRbodenhodhe biszu 1,50 m,

4. erdgeschossige Zelte und betretbare Verkaufsstdnde, die Fliegende Bauten sind, jeweils mit einer Grundfl &
chebiszu 75 m?,

5. aufblasbare Spielgeréte mit einer Hohe des betretbaren Bereichs von biszu 5 m oder mit Uberdachten Berei-
chen, bei denen die Entfernung zum Ausgang nicht mehr als drei Meter, sofern ein Absinken der Uberdach-
ung konstruktiv verhindert wird, nicht mehr als 10 m, betragt.

(3) Die Ausfuihrungsgenenmigung wird von der unteren Bauaufsichtsbehdrde erteilt, in deren Bereich die An-
tragstellerin oder der Antragsteller ihre oder seine Hauptwohnung oder ihre oder seine gewerbliche Niederlas-
sung hat. Hat die Antragstellerin oder der Antragsteller ihre oder seine Hauptwohnung oder ihre oder seine ge-
werbliche Niederlassung auf3erhalb der Bundesrepublik Deutschland, so ist die Bauaufsichtsbehérde zustandig,
in deren Bereich der Fliegende Bau erstmal s aufgestellt und in Gebrauch genommen werden soll.



(4) Die oberste Bauaufsichtshehérde kann durch Verordnung bestimmen, dass Ausfihrungsgenehmigungen fir
Fliegende Bauten nur durch bestimmte Bauaufsi chtsbehtrden erstel It werden dirfen.

(5) Die Genehmigung wird fir eine bestimmte Frigt erteilt, die hochstens funf Jahre betragen soll. Sie kann auf
schriftlichen Antrag von der fir die Erteilung der Ausfiihrungsgenehmigung zustdndigen Behérde jewells bis zu
fanf Jahre verldngert werden; § 75 Abs. 2 Satz 2 gilt entsprechend. Die Genehmigungen werden in ein Priifbuch
eingetragen, dem eine Ausfertigung der mit einem Genehmigungsvermerk versehenen Bauvorlagen beizufiigen
ist. Ausfihrungsgenehmigungen anderer Bundesléander gelten auch im Geltungsbereich dieses Gesetzes.

(6) Die Inhaberin oder der Inhaber der Ausfihrungsgenehmigung hat den Wechsal ihrer oder seiner Hauptwoh-
nung, ihrer oder seiner gewerblichen Niederlassung oder die Ubertragung des Fliegenden Baues an Dritte der
Bauaufsi chtsbehorde anzuzeigen, die die Ausfiihrungsgenehmigung erteilt hat. Die Behorde hat die Anderungen
in das Prifbuch einzutragen und sie, wenn mit den Anderungen ein Wechsdl der Zustandigkeit verbunden ist, der
nunmehr zusténdigen Behdrde mitzuteilen.

(7) Fliegende Bauten, die nach Absatz 2 Satz 1 einer Ausfihrungsgenehmigung bedirfen, dirfen unbeschadet
anderer Vorschriften nur in Gebrauch genommen werden, wenn ihre Aufstellung der Bauaufsichtsbehérde des
Aufstellungsortes unter Vorlage des Priifbuches angezeigt ist. Die Bauaufsichtsbehérde kann die Inbetriebnahme
dieser Fliegenden Bauten von einer Gebrauchsabnahme abhéngig machen. Das Ergebnis der Abnahme ist in das
Prifbuch einzutragen. In der Ausfiihrungsgenehmigung kann bestimmt werden, dass Anzeigen nach Satz 1 nicht
erforderlich sind, wenn eine Gefahrdung im Sinne des 8 3 Abs. 2 nicht zu erwarten ist.

(8) Die fur die Erteilung der Gebrauchsabnahme zusténdige Bauaufsichtsbehdrde kann Auflagen machen oder
die Aufstellung oder den Gebrauch Fliegender Bauten untersagen, soweit dies nach den ortlichen Verhéltnissen
oder zur Abwehr von Gefahren erforderlich ist, insbesondere weil die Betriebs- oder Standsicherheit nicht oder
nicht mehr gewéahrleistet ist oder weil von der Ausfiihrungsgenehmigung abgewichen wird. Wird die Aufstellung
oder der Gebrauch untersagt, so ist diesin das Prifbuch einzutragen. Die ausstellende Behérde ist zu benachrich-
tigen, das Prifbuch ist einzuziehen und der ausstellenden Behoérde zuzuleiten, wenn die Herstellung ordnungs-
gemaler Zustdnde innerhalb angemessener Frist nicht zu erwarten ist.

(9) Bel Fliegenden Bauten, die von Besucherinnen oder Besuchern betreten und léangere Zeit an einem Auf-
stellungsort betrieben werden, kann die fir die Gebrauchsabnahme zusténdige Bauaufsi chtsbehérde aus Griinden
der Sicherheit Nachabnahmen durchfiihren. Das Ergebnis der Nachabnahme it in das Priifbuch einzutragen.

(10) 864 Abs. 2und 4 und 8 78 Abs. 1, 3 und 4 gelten entsprechend.

§ 77 Bauaufsichtliche Zustimmung

(1) Nicht verfahrensfreie Bauvorhaben bedirfen keiner Genehmigung, Genehmigungsfreistellung und Bautber-
wachung, wenn

1. die Letung der Entwurfsarbeiten und die Baulberwachung einer Baudienststelle des Bundes oder eines
Landes Ubertragen ist und

2. die Baudienstgtelle mindestens mit einer oder einem Bediensteten mit der Befdhigung zum hoheren bau-
technischen Verwaltungsdienst und mit songtigen geeigneten Fachkraften ausreichend besetzt ist.

Solche baulichen Anlagen bediirfen der Zustimmung der Bauaufsichtsbehdrde. Mit Ausnahme von Anlagen, fur
die nach § 72a Absatz 2 eine Offentlichkeitsbeteiligung durchzufihren ist, entfalt die Zustimmung, wenn die
Gemeinde nicht widerspricht und, soweit ihre offentlich-rechtlich geschiitzten Belange von Abweichungen,
Ausnahmen oder Befreiungen nach § 31 des Baugesetzbuchs beriihrt sein kénnen, die Nachbarinnen und Nach-
barn dem Bauvorhaben zustimmen. Keiner Genehmigung, Genehmigungsfreistellung oder Zustimmung bedtir-
fen unter den Voraussetzungen des Satzes 1 Baumalinahmen in oder an bestehenden Gebduden, soweit sie nicht
zu einer Erweiterung des Bauvolumens oder zu einer nicht verfahrensfreien Nutzungsdnderung fihren, sowie die
Beseitigung baulicher Anlagen.

(2) Im Zustimmungsverfahren wird nicht gepriift die Vereinbarkeit der Vorhaben mit den Vorschriften dieses
Gesetzes und den Vorschriften aufgrund dieses Gesetzes. 8 65 Abs. 4 und 8 68 bleiben unberthrt. Die Bauauf-
sichtsbehdrde fiihrt bei Anlagen, die einer Zustimmung nach Absatz 1 Satz 3 bediirfen, die Offentlichkeitsbetei-
ligung nach § 72a Absatz 2 durch.



(3) Die Bauaufsichtsbehdrde entscheidet Uber Abwei chungen sowie Ausnahmen und Befreiungen nach § 31 des
Baugesetzbuchs von den zu priifenden sowie von anderen Vorschriften, soweit sie nachbarschiitzend sind und
die Nachbarinnen oder Nachbarn nicht zugestimmt haben. Im Ubrigen bedarf die Zulassigkeit von Abweichun-
gen sowie Ausnahmen und Befreiungen nach § 31 des Baugesetzbuchs keiner bauaufsi chtlichen Entscheidung.

(4) Der Antrag auf Zustimmung nach Absatz 1 Satz 2 ist bei der Bauaufsichtsbehérde einzureichen. 8 64 Abs. 2
bis 4 gilt entsprechend.

(5) Die Gemeindeist vor Erteilung der Zustimmung zu héren. 8§ 36 Abs. 2 Satz 2 Halbsatz 1 des Baugesetzbuchs
gilt entsprechend. Firr das Zustimmungsverfahren gelten im Ubrigen die 88 66 und 67 sowie 73 bis 75 sinnge-
mal3;, § 64 Abs. 1 ist nicht anzuwenden.

(6) Anlagen, die der Landesverteidigung, dienstlichen Zwecken der Bundespolizel oder dem zivilen Bevolke-
rungsschutz dienen, sind abweichend von den Absétzen 1 bis 5 der Bauaufsichtsbehérde vor Baubeginn in ge-
eigneter Weise zur Kenntnis zu bringen; Absatz 1 Satz 3 Halbsatz 1 gilt entsprechend. Im Ubrigen wirken die
Bauaufsichtsbehtrden nicht mit. 8 76 Abs. 2 bis 10 findet auf Fliegende Bauten, die der Landesverteidigung,
dienstlichen Zwecken der Bundespolizei oder dem zivilen Bevélkerungsschutz dienen, keine Anwendung.

(7) Die offentliche Baudienststelle trégt die Verantwortung dafir, dass Entwurf und Ausfihrung der baulichen
Anlagen den 6ffentlich-rechtlichen Vorschriften entsprechen.

§ 78 Baulberwachung

(1) Die Bauaufsichtsbehdrde kann die Einhaltung der offentlich-rechtlichen Vorschriften und Anforderungen
und die ordnungsgemal3e Erfullung der Pflichten der am Bau Beteiligten tberprifen.

(2) Die Prifingenieurin oder der Prifingenieur fir Standsicherheit Uberwacht nach néherer Mal3gabe der Ver-
ordnung nach 8 83 Abs. 2 die Bauausfiihrung bei baulichen Anlagen nach § 70 Abs. 3 hingchtlich des von ihr
oder ihm oder einem Prifamt fir Standsi cherheit bauaufsichtlich gepriiften Standsi cherheitsnachwei ses.

(3) Die Person, diein die Liste nach § 15 Abs. 1 Satz 1 Nr. 5 des Architekten- und Ingenieurkammergesetzes
eingetragen ist, Uberwacht die Bauausfiihrung bel baulichen Anlagen nach 8 70 Abs. 2 Satz 1 hingchtlich des
von ihr oder ihm aufgestellten Standsi cherheitsnachwel ses.

(4) Die Prufingenieurin oder der Prifingenieur fir Brandschutz tiberwacht nach ndherer Mal3gabe der Verord-
nung nach 8§ 83 Absatz 2 die Bauausfiihrung bei baulichen Anlagen nach 8§ 70 Absatz 5 hinsichtlich des von ihr
oder ihm bauaufsichtlich gepriiften und bescheinigten Brandschutznachweises. Wird der Brandschutznachweis
nicht von einer Prifingenieurin oder einem Prifingenieur fir Brandschutz nach § 70 Absatz 5 geprift und be-
scheinigt, Uberwacht die Bauaufsichtsbehdrde die Bauausfihrung in der Regel selbst oder bestimmt eine geeig-
nete Person fir die Uberwachung nach Satz 1.

(5) Bei Gebduden der Gebdudeklasse 4, ausgenommen Sonderbauten sowie Mittel- und Grofdgaragen, ist die mit
dem Brandschutznachwel's Ubereinstimmende Bauausfihrung von der Nachweiserstellerin oder dem Nachweis-
ersteller oder einer oder einem anderen Nachwei sberechtigten im Sinne des 8 70 Abs. 4 Satz 1 zu bestétigen.
Wird die Ubereinstimmende Bauausfiihrung durch eine Priifingenieurin oder einen Prifingenieur fir Brandschutz
bescheinigt oder nach Satz 1 bestétigt, findet insoweit eine Uberwachung durch die Bauaufsi chtsbehdr de nicht
Statt.

(6) Im Rahmen der Bautiberwachung kénnen Praben von Bauprodukten, soweit erforderlich, auch aus fertigen
Bauteilen zu Prufzwecken entnommen werden.

(7) Im Rahmen der Bautiberwachung ist jederzeit Einblick in die Genehmigungen, Zulassungen, Priifzeugnisse,
Ubereingtimmungszertifikate, Zeugnisse und Aufzeichnungen (iber die Prifungen von Bauprodukten, in die
Bautagebiicher und andere vorgeschriebene Aufzei chnungen zu gewéahren.



§ 79 Bauzustandsanzeigen, Aufnahme der Nutzung

(1) Die Bauaufsi chtsbehérde kann verlangen, dassihr Beginn und Beendigung bestimmter Bauarbeiten angezeigt
werden. Die Bauarbeiten dirfen erst fortgesetzt werden, wenn die Bauaufsichtsbehtrde der Fortfihrung der
Bauarbeiten zugestimmt hat.

(2) Die Bauherrin oder der Bauherr hat die beabsichtigte Aufnahme der Nutzung einer nicht verfahrensfreien
baulichen Anlage mindestens zwei Wochen vorher der Bauaufsichtsbehdrde anzuzeigen. Mit der Anzeige nach
Satz 1 sind vorzulegen

1. bei Bauvorhaben nach § 70 Abs. 3 eine Bescheinigung der Prifingenieurin oder des Priifingenieurs fur
Standsicherheit iber die ordnungsgemale Bauausfiihrung hinsichtlich der Standsicherheit (8 78 Abs. 2),

2. bei Bauvorhaben nach 8 70 Abs. 2 Satz 1 eine Bescheinigung der Person, diein die Liste nach § 15 Abs. 1
Satz 1 Nr. 5 des Architekten- und Ingenieurkammergesetzes eingetragen ist, tUber die ordnungsgemélie Bau-
ausfiihrung hinsichtlich der Standsicherheit (8 78 Abs. 3),

3. bel Bauvorhaben nach § 70 Absatz 5 eine Bescheinigung der Prufingenieurin oder des Prifingenieurs fur
Brandschutz oder der durch die Bauaufsichtsbehérde bestimmten Person tiber die ordnungsgemélie Bauaus-
fihrung hinsichtlich des Brandschutzes (8§ 78 Absatz 4), sofern die Bauaufs chtsbehdrde nicht selbst tber-
wacht,

4. inden Féllen des § 78 Abs. 5 die jewellige Bestétigung.

(3) Eine bauliche Anlage darf erst genutzt werden, wenn sie selbst, Zufahrtswege, Wasserversorgungs- und Ab-
wasserentsorgungs- sowie Gemeinschaftsanlagen in dem erforderlichen Umfang sicher benutzbar sind, nicht
jedoch vor dem in Absatz 2 Satz 1 bezeichneten Zeitpunkt. Feuerstdtten dirfen erst in Betrieb genommen wer-
den, wenn die bevollméachtigte Bezirksschorngteinfegerin oder der bevollméchtigte Bezirksschornsteinfeger die
Tauglichkeit und die sichere Benutzbarkeit der Abgasanlagen bescheinigt hat; Verbrennungsmotoren und Block-
heizkraftwerke dirfen erst dann in Betrieb genommen werden, wenn sie oder er die Tauglichkeit und sichere
Benutzbarkeit der Leitungen zur Abfiihrung von Verbrennungsgasen bescheinigt hat.

8 80 Baulasten, Baulastenver zeichnis

(1) Durch Erkldrung gegeniiber der Bauaufsichtsbehdrde kdnnen Grundstiickseigentimerinnen oder Grund-
stiickseigentimer  6ffentlich-rechtliche Verpflichtungen zu einem ihre Grundstiicke betreffenden Tun, Dulden
oder Unterlassen Ubernehmen, die Sich nicht schon aus 6ffentlich-rechtlichen Vorschriften ergeben. Baulasten
werden unbeschadet der privaten Rechte Dritter mit der Eintragung in das Baulastenverzeichnis wirksam. Die
Erkl&rung und die Eintragung wirken auch gegentiber Rechtsnachfol gerinnen oder Rechtsnachfolgern.

(2) Die Erklérung nach Absatz 1 bedarf der Schriftform; die Unterschrift muss beglaubigt oder vor der Bauauf-
sichtsbehodrde geleistet oder vor ihr anerkannt werden.

(3) Die Baulast geht durch schriftlichen Verzicht der Bauaufsichtsbehdrde unter. Der Verzicht ist zu erkléren,
wenn ein offentliches Interesse an der Baulast nicht mehr besteht. Vor dem Verzicht sollen die oder der Ver-
pflichtete und die durch die Baulast Begiinstigten angehtrt werden. Der Verzicht wird mit der Léschung der
Baulast im Baulastenverzei chniswirksam.

(4) Das Baulastenverzeichnis wird von der Bauaufsichtsbehdrde gefiihrt. In das Baulastenverzeichnis kénnen
auch eingetragen werden

1. andere baurechtliche Verpflichtungen der Grundstiickseigentiimerin oder des Grundstiickseigentiimers zu
einem ihr oder sein Grundstiick betreffenden Tun, Dulden oder Unterlassen,

2. Auflagen, Bedingungen, Befristungen und Widerrufsvorbehalte.

(5) Wer ein berechtigtes Interesse darlegt, kann in das Baulastenverzeichnis Eing cht nehmen oder sich Abschrif-
ten erteilen lassen.



8 81 Elektronische Kommunikation

(1) 8 52a des Landesverwaltungsgesetzes findet in den Féllen des§ 64 Absatz 1, 2 und 4, § 66, 8 68 Abs. 3, § 71,
8§ 73 Absatz 2 Satz 2, 8§ 74, 8§ 76 Abs. 3 und 10, § 77 Abs. 1 Satz 2 und Abs. 4 sowie § 80 Abs. 2 keine Anwen-
dung.

(2) Die oberste Bauaufsichtsbehdrde kann im Einzelfall zeitlich begrenzte Ausnahmen von Absatz 1 zur Erpro-
bung der Ausgestaltung und Abwicklung eines e ektronischen Antragsverfahrens zulassen.

Sechster Tell - Ordnungswidrigkeiten, Verordnungs- und
Satzungser machtigungen, Uber gangs- und Schlussvor schriften

§ 82 Ordnungswidrigkeiten

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsétzlich oder fahrléssig

1

10.

11.

12.

13.

14.

15.

einer nach 8§ 83 erlassenen Verordnung oder einer nach § 84 Abs. 1 oder 3 erlassenen Satzung zuwider-
handelt, sofern die Verordnung oder die Satzung fir einen bestimmten Tatbestand auf diese Bul3gel dvor-
schrift verweist,

einer vollziehbaren schriftlichen Anordnung der Bauaufsichtsbehérde zuwiderhanddlt, die aufgrund dieses
Gesetzes oder aufgrund einer nach diesem Gesetz zul&ssigen Verordnung oder Satzung erlassen worden ist,
sofern die Anordnung auf die Buf3geldvorschrift verwelst,

ohne die erforderliche Genehmigung (8 62 Abs. 1), Teilbaugenehmigung (8 74), Abweichung (8 71) oder
abweichend davon bauliche Anlagen errichtet, andert, benutzt oder entgegen 8 63 Absatz 3 Satz 3 his 6 be-
seitigt,

entgegen 8 68 Abs. 3 mit der Ausfiihrung eines Bauvorhabens beginnt,

entgegen 8§ 76 Abs. 2 Fliegende Bauten ohne Ausfiihrungsgenehmigung oder entgegen 8 76 Abs. 7 ohne An-
zeige oder Abnahme in Gebrauch nimmt,

entgegen 8 73 Absatz 6 Bauarbeiten, entgegen § 63 Absatz 3 Satz 8 mit der Beseitigung einer Anlage be-
ginnt, entgegen 8§ 79 Abs. 1 Bauarbeiten fortsetzt oder entgegen 8§ 79 Abs. 2 bauliche Anlagen nutzt,

die Baubeginnsanzeige nach 8§ 73 Absatz 8 nicht oder nicht fristgerecht erstattet,

Bauprodukte mit dem U-Zeichen kennzeichnet, ohne dass dafiir die Voraussetzungen nach § 23 Abs. 4 vor-
liegen,

Bauprodukte entgegen § 18 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 oder 2 ohne U-Zeichen oder CE-Zeichen verwendet,

Bauarten nach § 22 ohne die erforderliche algemeine bauaufsichtliche Zulassung, das allgemeine bauauf-
sichtliche Priifzeugnis oder die Zustimmung im Einzelfall anwendet,

als Bauherrin oder Bauherr, Entwurfsverfasserin oder Entwurfsverfasser, Unternehmerin oder Unternehmer,
Bauleiterin oder Bauleiter oder as deren Vertreterin oder Vertreter § 54 Abs. 1, 8 55 Abs. 1 Satz 3, § 56
Abs. 1 oder § 57 Abs. 1 zuwiderhandelt,

als Bauherrin oder Bauherr, Unternehmerin oder Unternehmer oder a's Bauleiterin oder Bauleiter entgegen
812 Abs. 2 bei Geféhrdung unbeteiligter Personen durch die Baustelle die Gefahrenzone nicht oder nicht
ausreichend abgrenzt oder durch Warnzeichen nicht oder nicht ausreichend kennzeichnet, oder Baustellen,
soweit es erforderlich i, nicht mit einem Bauzaun abgrenzt und mit Schutzvorrichtungen gegen herab-
fallende Gegensténde versieht und bel euchtet,

als Unternehmerin oder Unternehmer entgegen 8 12 Abs. 3 bel der Ausfiihrung genehmigungsbedirftiger
Bauvorhaben oder Bauvorhaben im Sinne des § 68 Abs. 1 nicht an der Baustelle dauerhaft ein Schild an-
bringt, das die Bezeichnung des Bauvorhabens und die Namen und Anschriften der Entwurfsverfasserin
oder des Entwurfsverfassers, der Bauleiterin oder des Bauleiters und der Unternehmerin oder des Unter-
nehmers enthdlt,

als Bauherrin oder Bauherr, Unternehmerin oder Unternehmer oder als Bauleiterin oder Bauleiter entgegen
8§ 12 Abs. 4 Baume, Hecken und sonstige Bepflanzungen nicht schiitzt,

als Entwurfsverfasserin oder Entwurfsverfasser oder as Aufstellerin oder Aufsteller der bautechnischen
Nachweise nach § 70 Abs. 2, diein die Liste nach § 15 Abs. 1 Satz 1 Nr. 5 des Architekten- und Ingenieur-
kammergesetzes eingetragen sind, entgegen 8 65 Abs. 6 Satz 1 nicht ausreichend berufshaftpflichtversichert



ist- und im Einzelfall bestehende Haftungsausschlussgriinde nach § 65 Abs. 6 Satz 4 nicht unverziglich of-
fenbart,

16. als Entwurfsverfasserin oder Entwurfsverfasser, als Aufstellerin oder Aufsteller der bautechnischen Nach-
weise oder als Fachplanerin oder Fachplaner nach § 55 Abs. 2 eine unrichtige Erkléarung im Sinne des § 68
Abs. 6 oder des 8§ 69 Abs. 4 abgibt,

17. as Entwurfsverfasserin oder Entwurfsverfasser den Vorschriften dieses Gesetzes Uber das barrierefreie
Bauen nach 8 52 zuwiderhandelt.

(2) Ordnungswidrig handelt auch, wer wider besseren Wissens

1. unrichtige Angaben macht oder unrichtige Pléane oder Unterlagen vorlegt, um einen nach diesem Gesetz
moglichen Verwaltungsakt zu erwirken oder zu verhindern,

2. asPrifingenieurin oder Prifingenieur fir Standsicherheit unrichtige Prifberichte erstellt, als Prifingenieu-
rin oder Prufingenieur fir Brandschutz oder as Priifsachverstdndige oder Priifsachverstdndiger unrichtige
Bescheinigungen tber die Einhaltung bauordnungsrechtlicher Anforderungen ausstellt.

3. unrichtige Angaben zur Einstufung nach Kriterienkatalog gemaf3 der Anforderung nach § 70 Absatz 3 Satz 1
Nummer 2 macht.

(3) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbufl3e bis zu 500.000 Euro geahndet werden.

(4) Ist eine Ordnungswidrigkeit nach Absatz 1 Nr. 8 bis 10 begangen worden, kdnnen Gegengtdnde, auf die sich
die Ordnungswidrigkeit bezieht, eingezogen werden. § 19 des Gesetzes tiber Ordnungswidrigkeiten ist anzuwen-
den.

(5) Verwaltungsbehdrde im Sinne des § 36 Abs. 1 Nr. 1 des Gesetzes tiber Ordnungswidrigkeiten ist in den Fal-
len des Absatzes 1 Nr. 8 bis 10 die oberste Bauaufsichtsbehtrde, in dem Fall des Absatzes 1 Nr. 15 der Vorstand
der Architekten- und Ingenieurkammer Schleswig-Holstein und in den Ubrigen Féllen der Absdtze 1 und 2 die
untere Bauaufsi chtsbehorde.

§ 83 Verordnungser machtigungen

(1) Zur Verwirklichung der in 8 3 bezeichneten Anforderungen wird die oberste Bauaufsi chtsbehdrde erméch-
tigt, durch Verordnung Vorschriften zu erlassen tber

1. dienahere Bestimmung allgemeiner Anforderungen der 88 4 bis 50,
2. Anforderungen an Feuerungsanlagen, songtige Anlagen zur Wéarmeerzeugung und Brennstoffversorgung

(843),

3. besondere Anforderungen oder Erleichterungen, die sich aus der besonderen Art oder Nutzung der baulichen
Anlagen fir Errichtung, Anderung, Unterhaltung, Betrieb und Nutzung ergeben (8§ 51), sowie (iber die An-
wendung solcher Anforderungen auf bestehende bauliche Anlagen dieser Art,

4. Ergt-, Wiederholungs- und Nachpriifung von Anlagen, die zur Verhiitung erheblicher Gefahren oder Nach-
teile stdndig ordnungsgemal’ unterhalten werden miissen, und die Erstreckung dieser Nachprifungspflicht
auf bestehende Anlagen,

5. die Anwesenheit fachkundiger Personen beim Betrieb technisch schwieriger baulicher Anlagen und Einrich-
tungen wie Bihnenbetriebe und technisch schwierige Fliegende Bauten einschliefdlich des Nachweises der
Befahigung dieser Personen,

6. Art, Umfang und Hohe der in § 65 Abs. 6 Satz 1 vorgeschriebenen Berufshaftpflichtverscherung.

(2) Die oberste Bauaufsi chtsbehtrde wird erméchtigt, durch Verordnung Vorschriften zu erlassen Uber

1. Prifingenieurinnen und Prifingenieure fir Standsicherheit und Prifamter fir Standsicherheit sowie Priifin-
genieurinnen und Prifingenieure fir Brandschutz, denen bauaufsichtliche Priifaufgaben einschliefdich der
Bautberwachung und der Bauzustandsbesi chtigung tibertragen werden, sowie

2. Prufsachverstdndige, die im Auftrag der Bauherrin oder des Bauherrn oder der oder des sonstigen nach
Bauordnungsrecht Verantwortlichen die Einhaltung bauordnungsrechtlicher Anforderungen prifen und be-
scheinigen.

Die Verordnungen nach Satz 1 regeln, soweit erforderlich,

1. die Fachbereiche und die Fachrichtungen, in denen die Prifingenieurinnen und Prifingenieure fir Standsi-
cherheit, Prifémter fir Standsicherheit, Prifingenieurinnen und Priifingenieure fir Brandschutz und Prif-
sachverstandige tétig werden,



2. die Anerkennungsvoraussetzungen und das Anerkennungsverfahren,

3. Erloschen, Riicknahme und Widerruf der Anerkennung einschliefdlich der Festlegung einer Altersgrenze,
4. die Aufgabenerledigung,

5. dieVergltung.

Die oberste Bauaufsi chtsbehérde kann durch Verordnung ferner

1. den Leterinnen oder Leitern und stellvertretenden Leiterinnen oder Leitern von Priféamtern fir Standsicher-
heit die Stellung einer oder eines Prifsachversténdigen nach Satz 1 Nummer 2 zuweisen;

2. soweit fur bestimmte Fachbereiche und Fachrichtungen Prifingenieurinnen und Prifingenieure fir Brand-
schutz oder Prifsachverstdndige nach Satz 1 Nummer 1 oder 2 noch nicht in ausreichendem Umfang aner-
kannt sind, anordnen, dass die von diesen Personen zu prifenden und zu bescheinigenden bauordnungs-
rechtlichen Anforderungen durch die Bauaufsi chtsbehérde gepriift werden kdnnen.

(3) Die oberste Bauaufsi chtsbehtrde wird erméchtigt, durch Verordnung Vorschriften zu erlassen Uber

1. Umfang, Inhat und Zahl der erforderlichen Bauvorlagen einschliefdlich der Bauvorlagen bei der Anzeige der
beabsichtigten Beseitigung von Anlagen nach § 63 Absatz 3 Satz 3 und bei der Genehmigungsfreistellung
nach § 68,

2. die erforderlichen Antrége, Anzeigen, Nachweise, Bescheinigungen und Bestétigungen, auch bei verfah-
rensfreien Bauvorhaben,

3. dasVefahren im Einzelnen.

Sie kann dabei fir verschiedene Arten von Bauvorhaben unterschiedliche Anforderungen und Verfahren festle-
gen.

(4) Die oberste Bauaufsichtshehérde wird erméchtigt, zur Vereinfachung, Erleichterung oder Beschleunigung
des bauaufsichtlichen Verfahrens oder zur Entlastung der Bauaufsi chtsbehdrden durch Verordnung Vorschriften
zu erlassen tber

1. weitere und weitergehende Ausnahmen von der Genehmigungsbedurftigkeit oder Genehmigungsfreistel-
lung,

2. die Anderung des Baugenehmigungsverfahrens oder Genehmigungsfreistellungsverfahrens sowie die Ein-
fuhrung sonstiger Verfahren fur bestimmte Vorhaben; sie kann auch vorschreiben, dass auf die behérdliche
Prifung offentlichrechtlicher Vorschriften ganz oder teilweise verzichtet wird,

3. den vollstdndigen oder teilweisen Wegfall der bautechnischen Prifung bei bestimmten Arten von Bau-
vorhaben,

4. die Ubertragung von Priifaufgaben der Bauaufsichtsbehorde im Rahmen des bauaufsichtlichen Verfahrens
einschliefdlich der Bautiberwachung und Bauzustandsbesi chtigung auf sachverstdndige Personen oder sach-
versténdige Stellen,

5. Prifaufgaben nach 8 59 Abs. 5 Satz 3, bel denen sich die Bauaufsichtsbehdrde bestimmter sachversténdiger
Personen bedienen muss,

6. dieAufsicht Uber sachverstdndige Personen und sachverstandige Stellen,
7. dieEinrichtung, die Aufgaben und die Zusammensetzung eines L andesausschusses fir Standsi cherheit,
8. dieHeranziehung von sachversténdigen Personen und sachversténdigen Stellen nach 8 59 Abs. 5 Satz 1.

Sie kann dafirr Voraussetzungen festlegen, die die verantwortlichen Personen nach den 88 54 bis 57 oder die
sachverstdndigen Personen oder sachversténdigen Stellen zu erfillen haben; in den Féllen des Satzes 1 Nr. 3 und
4 sind die erforderlichen Voraussetzungen zu regeln. Dabel kénnen die Fachbereiche, in denen sachversténdige
Personen oder sachversténdige Stellen tdtig werden, bestimmt und insbesondere Mindestanforderungen an die
Fachkenntnis sowie in zeitlicher und sachlicher Hinsicht an die Berufserfahrung festgelegt, eine laufende Fort-
bildung vorgeschrieben, durch Prifungen nachzuwei sende Beféhigung bestimmt, der Nachweis der persinlichen
Zuverlassigkeit und einer ausreichenden Haftpflichtversicherung gefordert und Altersgrenzen festgesetzt wer-
den.

Die oberste Bauaufsichtsbehérde kann dariiber hinaus auch eine Anerkennung der sachverstandigen Personen
und sachverstandigen Stellen vorschreiben, das Verfahren und die Voraussetzungen fur die Anerkennung, ihren
Widerruf, ihre Ricknahme und ihr Erldschen sowie fir Prifungen die Bestellung und Zusammensetzung der
Prifungsorgane und das Prifungsverfahren regeln.

(5) Die oberste Bauaufsi chtsbehtrde wird erméchtigt, durch Verordnung

1. die Zustandigkeit fur die Anerkennung von Priif-, Zertifizierungs- und Uberwachungsstellen (8§ 26) auf an-
dere Behdrden zu tbertragen; die Zusténdigkeit kann auch auf eine Behdrde eines anderen Landes Ubertra-



gen werden, die der Aufsicht einer obersten Bauaufsichtsbehtrde unterstent oder an deren Willensbildung
die oberste Bauaufsi chtsbehdrde mitwirkt,

2. das U-Zeichen festzulegen und zu diesem Zeichen zusitzliche Angaben zu verlangen,

3. das Anerkennungsverfahren nach 8§ 26, die Voraussetzungen fir die Anerkennung, ihre Riicknahme, ihren
Widerruf und ihr Erlschen zu regeln, insbesondere auch Altersgrenzen festzulegen, sowie eine ausreichen-
de Haftpflichtversicherung zu fordern,

4. Vorschriften zu erlassen Uber die Verwaltungsgebiihren, Vergiitung und den Audlagenersatz fir die Téatig-
keit von Behdrden, Personen, Stellen und Uberwachungsgemei nschaften nach § 26.

(6) Die oberste Bauaufsichtsbehtrde wird erméchtigt, durch Verordnung zu bestimmen, dass die Anforderungen
der aufgrund des § 34 des Produkts cherheitsgesetzes und des § 49 Absatz 4 des Energiewirtschaftsgesetzes vom
7. duli 2005 (BGBI. | S. 1970, ber. S. 3621), zuletzt geéndert durch Artikel 9 des Gesetzes vom 19. Februar 2016
(BGBI. | S. 254), erlassenen Verordnungen entsprechend fiir Anlagen gelten, die weder gewerblichen noch wirt-
schaftlichen Zwecken dienen und in deren Gefahrenbereich auch keine Arbeitnehmerinnen oder Arbeitnenmer
beschéftigt werden. Sie kann auch die Verfahrensvorschriften dieser Verordnungen fir anwendbar erkléren oder
selbst das Verfahren bestimmen sowie Zustandigkeiten und Gebiihren regeln. Dabei kann sie auch vorschreiben,
dass danach zu erteilende Erlaubnisse die Baugenehmigung oder die Zustimmung nach § 77 einschlief3lich der
zugehorigen Abweichungen einschlief?en sowie dass 8§ 35 Absatz 2 des Produktsicherheitsgesetzes insowelt
Anwendung findet.

(7) Die Landesregierung wird erméchtigt, die Ausstattung sowie den Betrieb von Campingpl&tzen durch Verord-
nung zu regeln, inshesondere

1. Art und Grof3e der Belegungsflachen und der Zelte und anderen beweglichen Unterkiinfte sowie der festen
Unterkinfte,

2. Art und Umfang der Ausstattung, die erforderlich ist, um die Anforderungen der Hygiene, die ordnungs-
geméal3e Ver- und Entsorgung, die Erste Hilfe und den Brandschutz sicherzustellen,

3. die Anlage von Grinflachen und Stellfl&chen fir Fahrzeuge und

4. die Pflichten der Betreiberin oder des Betreibers und der Benutzerinnen und Benutzer des Campingplatzes.

In der Verordnung kénnen das bauaufsichtliche Verfahren und die fir die Durchfiihrung der Verordnung zustan-
digen Behdrden bestimmt werden.

8§ 84 Ortliche Bauvorschriften

(1) Die Gemeinden kénnen durch Satzung 6rtliche Bauvorschriften erlassen tiber

1. besondere Anforderungen an die duRere Gestaltung baulicher Anlagen sowie von Werbeanlagen und Wa-
renautomaten zur Erhaltung und Gestaltung von Ortsbildern,

2. Uber das Verbot von Werbeanlagen und Warenautomaten aus ortsgestal terischen Griinden,

3. den barrierefreien Zugang von &ffentlichen Verkehrswegen, Stellpldtzen und Garagen zu den Wohnungen
auch innerhalb des Grundstticks,

4. dieLage, Grole, Beschaffenheit, Ausstattung und Unterhaltung von Kleinkinderspielplétzen (8 8 Abs. 2),

5. die Gestaltung einschliefdlich der barrierefreien Gestaltung der Plétze fir bewegliche Abfallbehalter und der
unbebauten Flachen der bebauten Grundstiicke sowie Uber die Notwendigkeit, Art, Gestaltung und Hohe
von Einfriedungen; dabei kann bestimmt werden, dass Vorgéarten nicht as Arbeitsflachen oder Lagerfléchen
benutzt werden dirfen,

6. dieBegrinung baulicher Anlagen,

7. von 8 6 abweichende Mal3e der Abstandflachentiefe, soweit dies zur Gestaltung des Ortshildes oder zur
Verwirklichung der Festsetzungen einer stédtebaulichen Satzung erforderlich ist und eine ausreichende Be-
lichtung sowie der Brandschutz gewéhrleistet sind,

8. Zahl und Beschaffenheit der notwendigen Stellpldtze oder Garagen sowie Abstellanlagen fur Fahrréder
(8 50 Absatz 1), die unter Beriicksichtigung der Sicherheit und Leichtigkeit des Verkehrs, der Bedirfnisse
des ruhenden Verkehrs und der Erschlief3ung durch Einrichtungen des 6ffentlichen Personennahverkehrs fir
Anlagen erforderlich sind, bei denen ein Zu- und Abgangsverkehr mit Kraftfahrzeugen und Fahrrédern zu
erwarten ist, einschlielflich des Mehrbedarfs bei Anderungen und Nutzungsinderungen der Anlagen sowie
die AblGsung der Herstellungspflicht und die Hohe der AblGsungsbetréage.

(2) Die Satzung kann auch nach § 10 des Baugesetzbuchs bekannt gemacht werden.



(3) Ortliche Bauvorschriften kénnen als Festsetzungen in Bebauungsplane und in Satzungen nach § 34 Abs. 4
Satz 1 Nr. 2 und 3 des Baugesetzbuchs aufgenommen werden. Die verfahrensrechtlichen Vorschriften des Bau-
gesetzbuchs gelten entsprechend.

(4) Anforderungen nach den Absétzen 1 und 2 kénnen innerhalb der drtlichen Bauvorschrift auch in Form zeich-
nerischer Darstellungen gestellt werden. Ihre Bekanntgabe kann dadurch ersetzt werden, dass dieser Teil der
oOrtlichen Bauvorschrift bei der Gemeinde zur Einsicht ausgelegt wird; hierauf ist in den ortlichen Bau-
vorschriften hinzuwei sen.

§ 85 Uber gangsvor schriften

(1) Die vor Inkrafttreten dieses Gesetzes eingeleiteten Verfahren sind nach den bisherigen Vorschriften weiterzu-
fuhren. 8 60 bleibt unberdhrt.

(2) Die Baugenehmigungen, fur die § 85ain der Fassung vom 1. Juli 2016 Anwendung findet, haben nach dem
31. Dezember 2019 weiterhin Bestand.

§ 85a Sonderregelung fur die Unterbringung von Flichtlingen und Asylbegehrenden

(1) Biszum 31. Dezember 2019 betrégt die Frist, innerhalb derer die Bauaufsichtsbehdrde tber Bauantrége

1. von Sonderbauten nach 8§ 51 Absatz 2 Nummer 10 bis einschlieffdlich Gebaudeklasse 4, die der Aufnahme
oder Unterbringung von Fliichtlingen oder Asylbegehrenden dienen, oder

2. fur Wohngebaude bis einschliefdlich Gebdudeklasse 4, die der Unterbringung von Fiichtlingen oder Asylbe-
gehrenden in mindestens 20 % der Wohnungen des gesamten Gebaudes dienen,

zu entscheiden hat, abweichend von § 67 und 8 69 Absatz 6, erster Halbsatz zwei Wochen nach Vorliegen des
gemeindlichen Einvernehmens nach 8§ 36 Absatz 2 oder § 246 Absatz 15 des Baugesetzbuchs sowie der erforder-
lichen Zustimmungen, Einvernehmen oder Stellungnahmen zu beteiligender Behérden. Bei unvollsténdigen
Bauvorlagen im Sinne von § 67 Absatz 2 Satz 1 und 8 69 Absatz 6 zweiter Halbsatz betragt die Frist unter den
Voraussetzungen von Satz 1 zwei Wochen nach Eingang der noch einzureichenden Bauvorlagen, nicht jedoch
vor Ablauf von zwei Wochen nach Vorliegen des gemeindlichen Einvernehmens nach § 36 Absatz 2 oder § 246
Absatz 1 5 des Baugesetzbuchs. Soweit Abweichungen im Sinnevon 8 71 Absatz 1 beantragt werden, verlangert
sich die Frist nach Satz 1 und 2 um hochstens zwei Wochen. § 71 Absatz 4 bleibt unberUhrt.

(2) Die Frigen nach 8 67 Absatz 1 Satz 2 und 3 betragen unter den V oraussetzungen des Absatzes 1 erster Hal b-
satz jeweils zwei Wochen. Die Frist nach 8 67 Absatz 2 Satz 1 soll einen Monat nicht Uberschreiten. In den Fal-
len des Absatzes 1 Nummer 1 findet 8 69 Absatz 1 Satz 1 sowie Satz 2 nur in Bezug auf 8§ 70 entsprechende
Anwendung.

(3) Bis zum 31. Dezember 2019 ist es zuldssig, dass bei Sonderbauten nach § 51 Absatz 2 Nummer 10 bis ein-

schliefflich Gebdudeklasse 4, die der Aufnahme oder Unterbringung von Flichtlingen oder Asylbegehrenden

dienen, abweichend

1. von 8§48 Absatz 1 Aufenthaltsraume mit ener lichten Raumhohe von mindestens 2,30 m, im Dachraum von
mindestens 2,20 m Uber mindestens der Halfte ihrer Grundflache, zuldssig sind; Raumteile mit einer lichten
Hohe bis zu 1,50 m bleiben bel der Berechnung der Grundfléche aul3er Betracht,

2. von 8 50 Absatz 1 Satz 1 notwendige Stellplétze und Abstellanlagen fur Fahrréder nicht nachgewiesen wer-
den missen und

3. von §50 Absatz 10 und 8 52 die Anforderungen an die Barrierefreiheit nicht erfillt werden missen.

(4) Bis zum 31. Dezember 201 9 ist es zulassig, dass fur Wohngebaude bis einschliefdlich Gebdudeklasse 4, die
nach landesrechtlichen Regelungen zur sozialen Wohnraumférderung gefordert werden und auch der Wohn-
raumversorgung von Fliichtlingen dienen sollen oder der Unterbringung von Flichtlingen oder Asylbegehrenden
in mindestens 20 % der Wohnungen des gesamten Gebaudes dienen, abweichend

1. von 8§48 Absatz 1 Aufenthaltsraume mit ener lichten Raumhohe von mindestens 2,30 m, im Dachraum von
mindestens 2,20 m Uber mindestens der Halfte ihrer Grundflache, zuldssig sind; Raumteile mit einer lichten
Hohe biszu 1,50 m bleiben bel der Berechnung der Grundfléche aul3er Betracht,

2. von 8§49 Absatz 2 Satz 1 jede Wohnung Uber einen Abstellraum von mindestens 3 m? verfiigen muss,



3. von_8 50 Absatz 1 Satz 1 der Nachweis von 0,5 notwendigen Stellplédtzen sowie 0,75 Abstellanlagen fir
Fahrrader pro Wohneinheit ausreichend ist; § 50 Absatz 1 Satz 6 bleibt unberiihrt.

Sofern der Anteil der Flichtlinge oder Asylbegehrenden im Sinne des Satzes 1 Alternative 2 nach dem 31. De-
zember 2019 unter 20 % sinkt oder entfallt, hat die Baugenehmigung weiterhin Bestand.

(5) Die Befristung bis zum 31. Dezember 201 9 in den Absétzen 1 bis 4 bezieht sich nicht auf die Geltungsdauer
einer Genehmigung, sondern auf den Zeitraum, bis zu dessen Ende in den Verfahren nach 88 67 und 69 von den
Vorschriften Gebrauch gemacht werden kann und zuvor bel der Gemeinde alle erforderlichen Bauvorlagen ein-
gereicht wurden. Absatz 4 gilt fir das Genehmigungsfreistellungsverfahren nach § 68 entsprechend.

8 86 I nkr afttreten, Aullerkr afttreten

(1) Dieses Gesetz tritt am ersten Tage des auf seine Verkiindung folgenden dritten Monats in Kraft. Abweichend
von Satz 1 treten die Vorschriften Gber die Ermachtigung zum Erlass von Rechtsvorschriften am Tage nach der
Verkindung in Kraft.

(2) Gleichzeitig treten die Landesbauordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 10. Januar 2000
(GVOBI. chl.-H. S. 47, ber. S. 213), zuletzt gedndert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 20. Juli 2007 (GVOBI.
Schl.-H. S. 364), und Artikel 1 Abs. 1 des Gesetzes zur Ausfilhrung des Baugesetzbuchs und zur Anderung der
Landesbauordnung (Baugesetzbuch-Ausfihrungsgesetz AGBauGB) vom 21. Oktober 1998 (GVOBI. Schl.-H. S.
303), gedndert durch Gesetz vom 20. Dezember 2004 (GVOBI. Schl.-H. 2005 S. 3), auffer Kraft.

Das vorstehende Gesetz wird hiermit ausgefertigt und ist zu verkiinden.
Kiel, 22. Januar 2009

Peter Harry Carstensen Lothar Hay
Ministerprasident Innenminister



	Erster Teil - Allgemeine Vorschriften
	§ 1 Anwendungsbereich
	§ 2 Begriffe
	§ 3 Allgemeine Anforderungen

	Zweiter Teil - Das Grundstück und seine Bebauung
	§ 4 Bebauung der Grundstücke mit Gebäuden
	§ 5 Zugänge und Zufahrten auf den Grundstücken
	§ 6 Abstandflächen, Abstände
	§ 7 Teilung von Grundstücken
	§ 8 Nicht überbaute Flächen der bebauten Grundstücke, Kleinkinderspielplätze
	§ 9 Sicherheit und Überschaubarkeit der Wegführung

	Dritter Teil - Bauliche Anlagen
	Abschnitt I - Gestaltung
	§ 10 Gestaltung
	§ 11 Anlagen der Außenwerbung, Warenautomaten

	Abschnitt II - Allgemeine Anforderungen an die Bauausführung
	§ 12 Baustelle
	§ 13 Standsicherheit
	§ 14 Schutz gegen schädliche Einflüsse
	§ 15 Brandschutz
	§ 16 Wärme-, Schall-, Erschütterungsschutz
	§ 17 Verkehrssicherheit

	Abschnitt III - Bauprodukte, Bauarten; Brandverhalten von Baustoffen und Bauteilen
	§ 18 Bauprodukte
	§ 19 Allgemeine bauaufsichtliche Zulassung
	§ 20 Allgemeines bauaufsichtliches Prüfzeugnis
	§ 21 Nachweis der Verwendbarkeit von Bauprodukten im Einzelfall
	§ 22 Bauarten
	§ 23 Übereinstimmungsnachweis
	§ 24 Übereinstimmungserklärung der Herstellerin oder des Herstellers
	§ 25 Übereinstimmungszertifikat
	§ 26 Prüf-, Zertifizierungs- und Überwachungsstellen
	§ 27 Allgemeine Anforderungen an das Brandverhalten von Baustoffen und Bauteilen

	Abschnitt IV - Wände, Decken, Dächer
	§ 28 Tragende Wände, Stützen
	§ 29 Außenwände
	§ 30 Trennwände
	§ 31 Brandwände
	§ 32 Decken
	§ 33 Dächer

	Abschnitt V - Rettungswege, Öffnungen, Umwehrungen
	§ 34 Erster und zweiter Rettungsweg
	§ 35 Treppen
	§ 36 Notwendige Treppenräume, Ausgänge
	§ 37 Notwendige Flure, offene Gänge
	§ 38 Fenster, Türen, sonstige Öffnungen
	§ 39 Umwehrungen

	Abschnitt VI - Technische Gebäudeausrüstung
	§ 40 Aufzüge
	§ 41 Leitungsanlagen, Installationsschächte und -kanäle
	§ 42 Lüftungsanlagen
	§ 43 Feuerungsanlagen, sonstige Anlagen zur Wärmeerzeugung, Brennstoffversorgung
	§ 44 Sanitäre Anlagen, Wasserzähler
	§ 45 Kleinkläranlagen, Gruben und Anlagen zum Lagern von Jauche, Gülle, Festmist und Silagesickersäften
	§ 46 Aufbewahrung fester Abfall- und Wertstoffe
	§ 47 Blitzschutzanlagen

	Abschnitt VII - Nutzungsbedingte Anforderungen
	§ 48 Aufenthaltsräume
	§ 49 Wohnungen
	§ 50 Stellplätze und Garagen, Abstellanlagen für Fahrräder
	§ 51 Sonderbauten
	§ 52 Barrierefreies Bauen


	Vierter Teil - Die am Bau Beteiligten
	§ 53 Grundpflichten
	§ 54 Bauherrin oder Bauherr
	§ 55 Entwurfsverfasserin oder Entwurfsverfasser
	§ 56 Unternehmerin oder Unternehmer
	§ 57 Bauleiterin oder Bauleiter

	Fünfter Teil - Bauaufsichtsbehörden, Verwaltungsverfahren
	§ 58 Bauaufsichtsbehörden, Fachaufsicht
	§ 59 Aufgaben und Befugnisse der Bauaufsichtsbehörden
	§ 60 Bestehende Anlagen
	§ 61 Sachliche und örtliche Zuständigkeit
	§ 62 Genehmigungsbedürftige Vorhaben
	§ 63 Verfahrensfreie Bauvorhaben, Beseitigung von Anlagen
	§ 64 Bauantrag, Bauvorlagen
	§ 65 Bauvorlageberechtigung
	§ 66 Vorbescheid
	§ 67 Behandlung des Bauantrages
	§ 68 Genehmigungsfreistellung
	§ 69 Vereinfachtes Baugenehmigungsverfahren
	§ 70 Bautechnische Nachweise
	§ 71 Abweichungen
	§ 72 Beteiligung der Nachbarinnen oder Nachbarn
	§ 72a Beteiligung der Öffentlichkeit
	§ 73 Baugenehmigung, Baubeginn
	§ 74 Teilbaugenehmigung
	§ 75 Geltungsdauer
	§ 76 Genehmigung Fliegender Bauten
	§ 77 Bauaufsichtliche Zustimmung
	§ 78 Bauüberwachung
	§ 79 Bauzustandsanzeigen, Aufnahme der Nutzung
	§ 80 Baulasten, Baulastenverzeichnis
	§ 81 Elektronische Kommunikation

	Sechster Teil - Ordnungswidrigkeiten, Verordnungs- und Satzungsermächtigungen, Übergangs- und Schlussvorschriften
	§ 82 Ordnungswidrigkeiten
	§ 83 Verordnungsermächtigungen
	§ 84 Örtliche Bauvorschriften
	§ 85 Übergangsvorschriften
	§ 85a Sonderregelung für die Unterbringung von Flüchtlingen und Asylbegehrenden
	§ 86 Inkrafttreten, Außerkrafttreten


